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Neue Strategie bei Karstadt 

ln vielen Filialen werden bald Drogerieketten und 
andere zu finden sein. Gewerkschafter sorgen 
sich um Arbeitsplätze. 
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Große Herausforderungen 

Der 7. Parteitag der Kommunistischen Partei 
Kubas stellte die Weichen für die kommenden 
fünf Jahre. 
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Thema der Woche 


90 000 gegen TTIP 



Erhöhen statt schönreden 

Der Lohn muss stimmen und die Rente muss reichen 



A rmutsrenten und Auseinander¬ 
setzungen um die Löhne sind 
aktuell in aller Munde. Das hat 
auch mit den machtvollen Aktionsta¬ 
gen der Gewerkschaften in diesen Ta¬ 
gen zu tun, mit denen die Kolleginnen 
und Kollegen im Öffentlichen Dienst 
und in der Metall- und Elektroindus¬ 
trie ihre berechtigten Forderungen 
unterstreichen. Der CSU-Vorsitzen¬ 
de Seehofer und Arbeitsministerin 
Nahles thematisieren ebenfalls die 
Renten. 

An einer Verbesserung haben aber 
naturgemäß nur diejenigen Interesse, 
die mit zu niedrigen Löhnen, Gehäl¬ 
tern oder Renten zu leben haben und 
nicht diejenigen, die ihre unzureichen¬ 
de Höhe und Absicherung politisch 
gewollt und durchgesetzt haben. 

Dort, wo die CDU/CSU- und 
SPD-geführte Bundesregierung als 
„Arbeitgeber“ auftritt, wo diese 
„großen“ Parteien die „Spar“politik 
der kommunalen Arbeitgeber vorge¬ 
ben, verweigern sie den Beschäftigten 
angemessene Einkommenerhöhun¬ 
gen. In der aktuellen Tarifrunde des 
Öffentlichen Dienstes legen sie als 
Angebot eine Reallohnsenkung vor. 
Bezogen auf das ganze Jahr 2016 0,6 
Prozent und für das nächste Jahr 1,2 
Prozent bedeutet ihr Angebot nicht 
einmal einen Inflationsausgleich. Zu 
Recht bezeichnet ver.di das als Pro¬ 
vokation. 

Die einfache Erkenntnis, dass 
niedrige Löhne zu niedrigen Renten 
führen, greift immer weiter um sich 
und erhält auch in den aktuellen Ta¬ 
rifauseinandersetzungen steigende 
Bedeutung. Der Lohn muss heute 
reichen, und die Renten dürfen uns 
im Alter nicht in die Armut führen - 
das bewegt uns. Die „da oben“ wissen 
auch: Im nächsten Jahr stehen Bun¬ 
destagswahlen an, die Akzeptanz der 
„großen“ Parteien ist deutlich ange¬ 
schlagen, ihr großes Zittern um die 
Pfründe beginnt. 

Die politischen Akteure - also die 
Politiker der verschiedenen Regie¬ 
rungskoalitionen der letzten 30 Jah¬ 
re - verwischen nun die Spuren. Ihre 
Politik, der Druck auf die Löhne mit 
der Hartz-IV-Gesetzgebung, führte 
zwangsläufig zu Deutschland, einig 


Die Bundeswehr stationiert dauer¬ 
haft Truppen in der Türkei. Auf dem 
Nato-Stützpunkt Ingirlik, wo der¬ 
zeit schon sechs Tornado-Flugzeu¬ 
ge der Bundeswehr über syrischem 
Staatsgebiet Aufklärungsflüge un¬ 
ternehmen, werden „Infrastruktur¬ 
maßnahmen“ vorgenommen, die bis 
Sommer 2017 abgeschlossen werden 
sollen. Das bestätigte das Berliner 
Kriegsministerium am vergangenen 
Montag. Die Stationierung der Tor¬ 
nados und von etwa 200 Soldaten in 
Ingirlik ist per Bundestagsbeschluss 
bis Ende Dezember dieses Jahres be¬ 
grenzt. 


Billiglohnland. Das wollen sie heute 
verleugnen. 

Für Lohn- und Rentenabsen¬ 
kungen haben die diversen Bun¬ 
desregierungen der letzten 30 Jahre 
übereinstimmend die Voraussetzun¬ 
gen geschaffen: Das Lohnniveau in 
Deutschland wurde entsprechend 
den Vorgaben der „Arbeitgeber“ ge¬ 
senkt. Stolz konnte im Januar 2005 
der damalige Kanzler Schröder beim 
Weltwirtschaftsgipfel in Davos Voll¬ 
zug melden: „Wir müssen und wir 
haben unseren Arbeitsmarkt libera¬ 
lisiert. Wir haben einen der besten 
Niedriglohnsektoren aufgebaut, den 
es in Europa gibt.“ Vorbehaltlose Un¬ 
terstützung bei der Umsetzung die¬ 
ser Auftragsarbeit zum Nutzen des 
deutschen Großkapitals erhielt die 


Kanzlerin Angela Merkel hat in den 
vergangenen Wochen intensive Ge¬ 
spräche mit der türkischen Regierung 
und dem türkischen Präsidenten Er- 
dogan geführt. Zuletzt reiste sie am 
23. April nach Ankara. Dabei ging es 
offensichtlich nicht nur um den Flücht¬ 
lingsdeal, sondern auch um die langfris¬ 
tige Stationierung deutscher Truppen 
in der Türkei. Laut Spiegel-Online will 
die Bundeswehr 65 Mio. Euro in den 
Aufbau des Stützpunktes investieren. 
Davon entfallen 34 Mio. Euro auf einen 
„Gefechtsstand“, von wo aus die Torna¬ 
do-Kampfflugzeuge und die Tankflug¬ 
zeuge dirigiert werden können. 


SPD von Grünen, FDP und CDU/ 
CSU. 

Die faktischen Entgeltabsenkun¬ 
gen der letzten Jahrzehnte führen 
zwangsläufig zu niedrigeren Renten. 
In Verbindung mit der ebenfalls po¬ 
litisch gewollten Senkung des Ren¬ 
tenniveaus von ehemals 53 Prozent 
auf 43 Prozent im Jahr 2030 wird die 
zukünftige Standardrente des Durch¬ 
schnittverdieners eine Armutsrente 
sein. 

Und weitere Angriffe drohen. 
Mit seiner Forderung eines späteren 
Rentenbeginns liegt Finanzminis¬ 
ter Schäuble auf einer Linie mit den 
CDU-Nachwuchstalenten der Jungen 
Union. Übereinstimmend fordern sie 
jetzt, das Renteneintrittsalter bis 2030 
schrittweise auf 70 Jahre zu erhöhen. 


Die dauerhafte Präsenz deutschen 
Militärs ist offensichtlich mit der 
US-Regierung abgesprochen. US- 
Präsident Barack Obama hat bei sei¬ 
nem Besuch in Hannover die weitere 
Aufrüstung der europäischen Staa¬ 
ten eingefordert. Neben Gastgeberin 
Angela Merkel traf Obama am Mon¬ 
tag Nachmittag auch mit dem briti¬ 
schen Premierminister James Came- 
ron, dem französischen Staatschef 
Francois Hollande und dem italieni¬ 
schen Regierungschef Matteo Ren- 
zi zusammen. Auch dabei stand eine 
Verstärkung ihrer Militärmacht im 
Nahen Osten und in Osteuropa auf 


Das ist nichts anderes als eine Renten¬ 
kürzung von 10 Prozent! 

Die Sozialpolitik der SPD wie 
auch die ihrer diversen Regierungs¬ 
partner der letzten Jahrzehnte haben 
nur ein übereinstimmendes Ergebnis 
gebracht: Die Reichen sind reicher ge¬ 
worden und die Armen zahlreicher! 

Um dem Einhalt zu gebieten, 
reicht kein ordentlicher Schluck mehr 
aus der Pulle, da muss schon ein gan¬ 
zer Kasten her. Ohne satte Einkom¬ 
menserhöhungen bei den laufenden 
Tarifrunden, ohne eine deutliche Er¬ 
höhung des Mindestlohnes auf 15 
Euro, ohne die Verkürzung unserer 
Wochen- und Lebensarbeitszeit ver¬ 
lieren wir nicht nur die Gegenwart, 
sondern auch noch die Zukunft. 

Werner Sarbok 


der Tagesordnung. Bereits am Wo¬ 
chenende hatte die US-Regierung 
angekündigt, 250 weitere Soldaten 
direkt nach Syrien zu schicken. 

Zwei der Tornados in der Türkei wer¬ 
den dorthin vom Luftwaffenstütz¬ 
punkt Büchel in der Eifel gesandt, 
wo US-amerikanische Atomwaffen 
lagern. Dagegen und gegen ihre be¬ 
reits beschlossene Modernisierung 
richtet sich eine Kampagne der Frie¬ 
densbewegung, die Ende Mai ein 
Protest-Zeltlager dort organisiert. 
Die DKP beteiligt aktiv sich an den 
Protesten, (s. Seite 12) 

Lucas Zeise 


Vor 50 Jahren: 

Honeywell feuert 
Betriebsratsvorsitzenden 

Vor 50 Jahren, am 22. April 1966, setz¬ 
te in einer Blitzaktion der amerikani¬ 
sche Konzern Honey well den 32-jäh- 
rigen Betriebsrats vor sitzenden Rolf 
Knecht in der damals noch selbstän¬ 
digen Gemeinde Dörnigheim vor die 
Tür. Zugleich erteilte die Leitung des 
Konzerns dem engagierten Gewerk¬ 
schafter Hausverbot. „Sie haben wäh¬ 
rend der Arbeitszeit Propaganda für 
die verbotene kommunistische Partei 
bzw. die Sozialistische Einheitspartei 
(SED) betrieben. Diese Propaganda 
haben Sie, was besonders erschwe¬ 
rend wirkt, während Ihrer Tätigkeit 
als Betriebsrats Vorsitzender des Wer¬ 
kes während Betriebsratssitzungen 
ausgeübt.“ So die Formulierung der 
Vorwürfe der Honeywell. 

Viele für die Unternehmer unlieb¬ 
same Betriebsräte und Gewerkschaf¬ 
ter verloren im kalten Krieg der 50er 
und 60er Jahre ihren Arbeitsplatz. Die 
meisten konnten ihre Wiedereinstel¬ 
lung nicht durchsetzen. Doch der Fall 
Knecht sollte für bundesweites Aufse¬ 
hen sorgen, wie u.a. der unten aufge¬ 
führte Bericht der Zeitung „Die Zeit“ 
vom 17. Juni 1966 anschaulich darstellt. 
Mit allen möglichen Unterstellungen, 
fiesen Tricks bis zu dem Angebot auf 
50 000 D-Mark, eine für damalige Ver¬ 
hältnisse astronomische Summe, ver¬ 
suchte Honeywell unter allen Um¬ 
ständen Rolf Knecht loszuwerden. 

Doch Rolf Knecht blieb standhaft. 
Mit Unterstützung der IG Metall und 
seines Anwalts Kurt Thon ging er 
durch alle Instanzen der Justiz. Nach 
etwas über einem Jahr entschied das 
Bundesarbeitsgericht (damals in Kas¬ 
sel), dass die Entlassung rechtswid¬ 
rig ist, und er in seine alte Funktion 
wieder eingesetzt werden muss. Rolf 
Knecht kehrte unter dem Jubel seiner 
Kolleginnen und Kollegen zur Honey¬ 
well zurück. In seiner Funktion als Be¬ 
triebsratsvorsitzender blieb er bis zu 
seinem verdienten Ruhestand und es 
gab für die Beschäftigten meist erfolg¬ 
reiche Auseinandersetzungen mit dem 
Arbeitgeber. Erinnert sei nur an den 
6V2 wöchigen Streik 1984 um den Ein¬ 
stieg in die 35-Stunden-Woche, in der 
Rolf Knecht der Arbeitskampfleiter 
bei Honeywell war. 

Klaus Seibert, ehern, stellv. 
Betriebsratsvorsitzender bei Honeywell 



Nur noch 
9 Wochen bis zum 
UZ-Pressefest 2016! 


... und die Werbung läuft auf 
Hochtouren. Mit 200 000 UZ- 
Extras stellen wir das Fest einer 
größeren Öffentlichkeit vor. Ei¬ 
nes dieser Hefte finden Sie in 
dieser UZ als Beilage. 

uz-pressefest.de 


Deutsche Truppen auf Dauer in der Türkei 

Enge Abstimmung mit Obama und Erdogan - Bundeswehr plant über Parlamentsgenehmigung hinaus 














2 Freitag, 29. April 2016 


Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit m 


Kommentar von Isa Paape 


Dreist und 
provokativ 


„Das ist eine Kampfansage an die 
gesamte IG Metall!“, so bewerte¬ 
te Jürgen Wechsler, Bezirksleiter 
der IG Metall Bayern das Angebot 
der „Arbeitgeber“ von 0,9 Prozent 
Lohnsteigerung und 0,3 Prozent 
Einmalzahlung. Die von den Unter¬ 
nehmerverbänden als „Scheinkon¬ 



junktur“ heruntergespielten Ge¬ 
winnsteigerungen haben allein den 
Aktionären einen Dividendenregen 
von 11,2 Milliarden Euro beschert, 
eine Erhöhung der Entgelte der 
Beschäftigten um ein Prozent wür¬ 
de die Unternehmen dagegen nur 
rund 0,9 Milliarden Euro jährlich 
kosten. Ein im Grundsatz ähnliches 
Bild zeichnet sich bei den Tarifver¬ 
handlungen im Öffentlichen Dienst 
ab. Angesichts der aktuellen Haus¬ 
haltsüberschüsse bezeichnet Frank 
Bsirske, Vorsitzender der Gewerk¬ 
schaft ver.di und Verhandlungsfüh¬ 
rer in der Tarif runde für die Beschäf¬ 
tigten von Bund und Kommunen die 
angebotenen 0,6 Prozent Lohnstei¬ 
gerung für 2016 und 1,2 Prozent für 
das kommende Jahr „dreist und pro¬ 
vokativ“. Tatsächlich wären in beiden 
Fällen durch die historisch niedrigen 
Einstiegsgebote massive Reallohn- 
verluste der Beschäftigten vorpro¬ 
grammiert. 

Zum Teil mag das Gejammer 
der Unternehmerverbände über die 
schlechten Konjunkturaussichten 
ebenso wie die bei Lohnverhandlun¬ 
gen stets leeren Kassen der Öffentli¬ 
chen Hand zum Ritual gehören, han¬ 
delt es sich doch um „die alte Platte, 
immer neu aufgelegt“ (Willi Blei¬ 
cher). Allerdings dürften auch der 
sich verschärfende Wettbewerb auf 
dem Weltmarkt, Unwägbarkeiten 
angesichts enormer Schübe in der 
Produktivkraftentwicklung und nicht 
zuletzt die unbewältigten Schwierig¬ 
keiten im Kernbereich der deutschen 
Industrie, der Automobilindustrie, 
mit dazu beitragen, dass Unterneh¬ 
merverbände und Politik gerade jetzt 


einen so harten Konfrontationskurs 
fahren. 

Für die gewollte Konfrontation 
sprechen auch die unverhohlenen 
Drohungen mit Produktionsverlage¬ 
rung und dem Abbau von Arbeits¬ 
plätzen, wie sie insbesondere von Dr. 
Wolf, Vorsitzender Südwestmetall, 
oder von Frau Renkhoff-Mücke, Ver¬ 
handlungsführerin der Bayerischen 
Metallarbeitgeber, seit Wochen in 
den Medien gestreut werden. Gera¬ 
dezu orchestriert folgten die Ankün¬ 
digungen von Stellenabbau in großen 
Konzernen: Mitte März bei Siemens 
2 000, bei VW 3 000, Anfang April 
bei GE 1 700, Mitte April folgte No¬ 
kia mit 1 400, Ende April nun noch 
Bombardier mit 930. Damit wird ein 
Bedrohungsszenario aufgebaut, das 
die Tarifverhandlungen insgesamt 
schwer belastet. 

Zu einem immer bedeutenderen 
Feld der Auseinandersetzung wer¬ 
den nun auch die politischen For¬ 
derungen der Gewerkschaften nach 
Eindämmung und Regulierung pre¬ 
kärer Beschäftigung, ver.di fordert 
aktuell den Ausschluss sachgrundlo- 
ser Befristungen, um die Praxis soge¬ 
nannter Kettenverträge zu beenden. 
Und die IG Metall fordert im Bereich 
der Leiharbeit und der Werkverträge 
deutlich mehr Mitbestimmungsrech¬ 
te. Industrie und Teile der Politik leh¬ 
nen diese Forderungen rundweg ab, 
sehen gar „die Wirtschaftsordnung 
auf den Kopf gestellt“. So erklärt die 
bayerische Metall- und Elektroindus¬ 
trie sachgrundlose Befristungen zum 
„Ausdruck der Unternehmerfreiheit“, 
die nicht in Frage gestellt werden dür¬ 
fe. Der zur Diskussion stehende Ge¬ 
setzentwurf von Andrea Nahles zu 
Leiharbeit und Werkverträgen weite 
die „bereits jetzt verfassungsrecht¬ 
lich maximal ausgereizte Mitbestim¬ 
mung“ unzulässig aus, so der BDA. 
Auch die CSU meldet zahlreiche Be¬ 
denken an, z.B. weil Leiharbeiterin¬ 
nen künftig nicht mehr als Streikbre¬ 
cher eingesetzt werden könnten. 

Hier zeichnen sich gemeinsame 
Interessen der Gewerkschaften ab, 
die eine künftige stärkere Zusam¬ 
menarbeit nicht nur erforderlich, 
sondern auch möglich erscheinen 
lassen. Dabei geht es in der Metall- 
und Elektroindustrie um die Tarife 
für immerhin 3,8 Millionen Beschäf¬ 
tigte, im Öffentlichen Dienst wird für 
rund 2,2 Millionen Tarifbeschäftigte 
verhandelt, keine Kleinigkeiten also. 
Sollte beim Verhandlungstermin für 
den Öffentlichen Dienst Ende April 
in Potsdam kein Ergebnis erzielt wer¬ 
den, wird ver.di die Urabstimmung 
über Erzwingungsstreiks durchfüh¬ 
ren müssen, während zeitgleich die 
IG Metall ab 29. April in Warnstreiks 
geht. 



Zeit für Gegendruck 

ver.dis Kampf um höheren Lohn ist ein Beitrag zur Alterssicherung 


Die ersten ganztägigen Warnstreiks im 
öffentlichen Dienst des Bundes und 
der Kommunen in Nordrhein-West¬ 
falen haben am 21. April begonnen. 
Der Schwerpunkt lag bei kommuna¬ 
len Krankenhäusern und Kliniken. 

In Nordrhein-Westfalen waren die 
Beschäftigten von rund 50 kommu¬ 
nalen Krankenhäusern und Kliniken 
der Landschaftsverbände von ihrer 
Gewerkschaft ver.di zum Warnstreik 
aufgerufen, 3 000 Kolleginnen haben 
sich an dem Ausstand beteiligt. 

Unter den Streikenden war auch Jutta 
Markowski. 

UZ: Du kommst gerade von der regio¬ 
nalen Kundgebung aus Dortmund zu¬ 
rück. Wie war die Resonanz auf den 
Streikaufruf? Hat die Gewerkschaft den 
Nerv der Kolleginnen und Kollegen ge¬ 
troffen? 

Jutta Markowski: Ganz offensichtlich. 
Wir haben mit 1 400 Kolleginnen und 
Kollegen lautstark und kraftvoll unsere 
Forderungen untermauert. Mit 6 Pro¬ 
zent mehr Gehalt und 100 Euro mehr 
für Azubis streiken wir für eine bessere 
Bezahlung. Aber auch die Forderung 
nach Abschaffung der sachgrundlosen 
Befristung und der garantierten unbe¬ 
fristeten Übernahme der Auszubilden¬ 
den finden große Unterstützung. 

Die Beschäftigten im Gesundheits¬ 
wesen wollen aber auch Dampf machen 
für die Verhandlungen um die Ent¬ 
geltordnung zum TVÖD im Bereich 
der kommunalen Arbeitgeber (VKA). 
Hier erwarten wir für die Gesundheits¬ 
berufe eine deutliche Aufwertung und 
angemessene Eingruppierung. 

UZ: Wie ist die Stimmung und Streik¬ 
bereitschaft unter den Kolleginnen und 
Kollegen im Betrieb? 

Jutta Markowski: Die Kolleginnen 
und Kollegen leisten alle harte Arbeit 
und stehen unter einem immens ho¬ 
hen Druck. Ob die Reinigungskraft, 
die Beschäftigten der Ver- und Ent¬ 
sorgung, die Verwaltungsangestellten, 



Jutta Markowski ist Betriebsrätin 
und Vertrauensleutesprecherin am 
Knappschaftskrankenhaus in Bottrop. 


Therapeuten oder die Pflege, das gan¬ 
ze Krankenhaus ächzt unter Personal¬ 
mangel und erhöhtem Arbeitsaufkom¬ 
men - und dann werden wir mit einem 
unterirdischen Angebot der Arbeitge¬ 
ber verhöhnt? Das kommt nicht gut an! 

Vielen Kolleginnen ist durch die 
Rentendiskussion in den letzten Wo¬ 
chen deutlich geworden, dass sie von 
Altersarmut bedroht sind. Also ist der 
Kampf um höheren Lohn auch ein Bei¬ 
trag zur Alterssicherung. 

UZ: Es ist ja eine besondere Situation, 
wenn die Gewerkschaft die Beschäftig¬ 
ten der Krankenhäuser des Öffentlichen 
Dienstes zu Kampfmaßnahmen in ei¬ 
nem Tarifkampf aufruft. Naturgemäß ist 
es leichter, seinen Schreibtisch oder seine 
Werkbank für einen Streik zu verlassen 
als pflegebedürftige Menschen. Hat sich 
da etwas im Bewusstsein der Kollegin¬ 
nen verändert? 

Jutta Markowski: Unser Krankenhaus 
ist streikerprobt. Dennoch haben die 
die aktiv Streiken immer ein schlechtes 
Gewissen, ihren Arbeitsplatz zu verlas¬ 
sen. Es ist für die Kolleginnen im Not¬ 


dienst immer ein Tag mit noch mehr 
Belastung, denn die Patienten müssen 
ja weiter versorgt werden. Durch recht¬ 
zeitige Notdienstvereinbarungen ist es 
aber gelungen, vom Regelbetrieb auf 
die Versorgung von Notfällen umzu¬ 
stellen. 

Auch der Streik der Beschäftigten 
der Charite um einen Tarifvertrag zur 
Mindestbesetzung hat ausgestrahlt. 
Man hört immer häufiger von den Kol¬ 
legen, dass wir mutiger werden müssen, 
um unsere Forderung nach mehr Perso¬ 
nal durchsetzen zu können. 

UZ: ver.di sorgt sich auch um die At¬ 
traktivität der Arbeitsplätze in den Kli¬ 
niken und fordert höhere Entgelte auch 
mit Hinweis darauf ein, dass es Proble¬ 
me gebe, junge Menschen für die Arbeit 
im Krankenhaus zu gewinnen. Kannst 
du das bestätigen? 

Jutta Markowski: Absolut! Es gibt im¬ 
mer weniger Bewerber für die Pfle¬ 
geausbildung, und viele fertig Ausgebil¬ 
dete bleiben nicht im Dienst am Bett. 
Hier spielt sicherlich auch die eklatante 
Unterbezahlung eine Rolle, aber nicht 
nur. ver.di hegt mit ihrer Kampagne 
„Mehr von uns ist besser für alle!“ ge¬ 
nau richtig. 162 000 Beschäftigte fehlen 
in den Kliniken. Schaut man auf den 
fortschreitenden Konkurrenz- und Pri¬ 
vatisierungsdruck der Krankenhäuser, 
wird klar, dass sie uns weiter auspres¬ 
sen wollen. Hier muss noch mehr Ge¬ 
gendruck aufgebaut werden. 

UZ: Welche Eindrücke nimmst du von 
der heutigen Aktion mit? 

Jutta Markowski: Der Streiktag heu¬ 
te war Mut bringend. Ist es doch eine 
schöne Erfahrung, wenn so viele un¬ 
terschiedliche Berufsgruppen zusam¬ 
menstehen, der Solidargedanke der 
Gewerkschaft ist unmittelbar erlebbar. 

Besonders beeindruckend war der 
Jugendblock auf der Demonstration. 
So viele junge Gewerkschafter, die laut 
Bambule gemacht haben. Klasse! 

Die Fragen stellte Werner Sarbok 
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Die Katze ist aus dem Sack 

Strategiepapier bedroht weitere Arbeitsplätze bei Karstadt 



R ene Benko, der Immobilienmil¬ 
liardär aus Österreich, will den 
Handelsriesen Karstadt weiter 
filetieren. Was seit seiner Übernah¬ 
me im August 2014 von Betriebsräten 
und der Vereinigten Dienstleistungs¬ 
gewerkschaft (ver.di) befürchtet wur¬ 
de, bestätigt nunmehr laut Fernsehma¬ 
gazin Monitor vom 14. April 2016 ein 
„Geheimpapier“ 

In dem Strategiepapier will Ben¬ 
ko bis zu einem Drittel der Verkaufs¬ 
flächen untervermieten oder ganze 
Häuser verkaufen. Bei einem Groß¬ 
teil der Filialen werden demnächst 
Drogerieketten, Billigtextiler und Le¬ 
bensmitteldiscounter zu finden sein, 
ver.di befürchtet deshalb einen weite¬ 
ren Stellenabbau im ehemals größten 
Warenhauskonzern Europas. Bestätigt 
wird dies von mehreren Betriebsräten. 
Nach Meinung der Beschäftigtenver- 
treter holt sich Karstadt damit eine 
Konkurrenz ins Haus, der man nicht 
mehr gewachsen sei. Discounter wie 
Aldi oder Lidl haben neben einem 
ständigen Lebensmittelangebot, zwei¬ 
mal wöchentlich Aktionen im Non- 
Food-Bereich. Diese Ware hat auch 
Karstadt im Sortiment. „Dies kann 
nicht gutgehen“ sagt ein Kölner Be¬ 
triebsrat gegenüber der UZ. Geplant 
sei, dass Primark und TK Maxx ein¬ 
ziehe. Karstadt verkauft aber selbst 
Textilien. Umsatzminus ist somit pro¬ 
grammiert. 

Diese Gefahr sieht ver.di eben¬ 
falls. Eva Völpel, Pressesprecherin 
ver.di Bundesvorstand „Die Aussagen 
des Karstadt-Managements sind für 
uns nicht nachvollziehbar, ver.di und 
die Betriebsräte haben dem Arbeitge¬ 
ber immer wieder konkrete Vorschlä¬ 
ge gemacht. Seit vielen Verhandlun¬ 
gen erwarten wir klare Aussagen zur 
Zukunft des Unternehmens und be¬ 
kommen darauf keine Antwort. Bei 
Karstadt möchte man der Öffentlich¬ 
keit anscheinend ein Bild verkaufen, 


Das Stuttgarter Gewerkschafts¬ 
haus wird nach längerem Umbau am 
30. April neu eröffnet und nach Willi 
Bleicher (1907-1981) benannt. Damit 
wird das Anliegen einer Unterschrif¬ 
tensammlung umgesetzt, ein repräsen¬ 
tatives Gebäude in der baden-würt¬ 
tembergischen Landeshauptstadt nach 
dem legendären IG-Metall-Bezirkslei- 
ter, der er von 1959 bis 1972 war, zu be¬ 
nennen. Als kämpferischer, geradlini¬ 
ger Gewerkschafter und Antifaschist 
ist er hoch angesehen. Das Personen¬ 
bündnis für die Unterschriftensamm¬ 
lung umfasste auch DKP-Mitglieder 
und wurde von der Partei mit ihren 
Kräften unterstützt. 

Willi Bleichers Bild hängt in vielen 
Gewerkschaftsbüros. Er führte nicht 
nur legendäre Arbeitskämpfe (1963, 
1971) in einem der wichtigsten Tarif¬ 
bezirke. Er hatte auch eine außerge¬ 
wöhnliche, glaubwürdige Ausstrah¬ 
lung. Unvergessen ist seine Rolle im 
KZ Buchenwald bei der Rettung eines 
Kindes, romanhaft verarbeitet in dem 
mehrmals verfilmten Roman „Nackt 
unter Wölfen“ von Bruno Apitz. Deut¬ 
lich bezog Willi Bleicher Stellung ge¬ 
gen alte Nazis, Remilitarisierung, Not¬ 
standsgesetze und den „Radikalener¬ 
lass“. 

Den aus einer Familie von Daim¬ 
ler-Arbeitern stammenden gelernten 
Bäcker traf nach Aushilfsjobs zunächst 
die Jugendarbeitslosigkeit. Gewerk¬ 
schaftlich bei „Nahrung und Genuss“, 
dann bei den Metallarbeitern organi¬ 
siert, fand Bleicher früh den Weg in 
den Kommunistischen Jugendverband 
und die KPD, ab 1928 die KPD-Oppo¬ 
sition. Unterschiedliche Herangehens¬ 
weisen an Gewerkschaftsarbeit, SPD, 


das nicht den Tatsachen entspricht. Wir 
haben den Arbeitgeber aufgefordert, 
seine Pläne dazu im Detail vorzulegen“ 
so Völpel zur UZ. 

Nachdem Benko bei der Über¬ 
nahme des Konkurrenten Kaufhof 
gescheitert war, wird seine Immobili¬ 
enspekulation mit Warenhausgrund¬ 
stücken enger. Verkauft wird, was ma¬ 
ximale Grundstückspreise bringt. Ge¬ 
troffen hat es im Mai 2015 Karstadt 
Stuttgart. Neuer Eigentümer ist ein 
Hamburger Investor. Stuttgart hatte 
beste Umsätze und warf schon un¬ 
ter Arcandor und Nicolas Berggruen 
Höchstprofite ab. Im Bau befindet sich 
jetzt ein Einkaufscenter. Als Projekt¬ 
entwickler fungiert die Firma SIG¬ 
NA. Finden wird man dort einen dm- 


den vermeintlich vor dem Zusam¬ 
menbruch stehenden Kapitalismus 
benannte er später als die politischen 
Differenzen. Unermüdlich bildete er 
sich politisch fort. 1933 begab er sich 
in die Emigration: Schaffhausen, Be- 
sangon. Wie ein Keulenschlag traf 
ihn, von der KPO zeitweise als Spit¬ 
zel verdächtigt und isoliert zu werden. 
Er fuhr nach Stuttgart zurück, fand 
ein Jahr lang Arbeit, gliederte sich in 
den kommunistischen Untergrund ein. 
Von Spitzeln an die Gestapo ausgelie¬ 
fert, wurde er wegen „Vorbereitung 
zum Hochverrat“ verurteilt. 

Im KZ Buchenwald, in der Effekten- 
kammer, war er einer der „roten Kapos“. 
„Nicht das innegehabte-Parteibuch 
wurde zum Kriterium des guten oder 
bösen Kumpels, sondern seine Hal¬ 
tung gegenüber den SS-Banditen und 
anderen Strolchen. Solidarität war 
die hervorragendste Eigenschaft, die 
in Buchenwald von den politischen 
Häftlingen stündlich, täglich, jahre¬ 
lang demonstriert und gelebt wurde. 
Dass die Kommunisten, als der zahl¬ 
reichste Teil der politischen Häftlin¬ 
ge, auch die vorbildlichsten waren, 
wer wollte das bestreiten?“, schrieb 
er 1975 dem Sozialdemokraten Ernst 
Thape. Die früheren politischen Diffe¬ 
renzen hinderten Bleicher nicht, 1944 
im Lager eine illegale Gedenkfeier für 
den ermordeten KPD-Vorsitzenden 
Thälmann zu organisieren. Sie wurde 
verraten, Bleicher zu Folter-Verhö¬ 
ren nach Weimar und auf einen Häft¬ 
lingstransport gebracht. 

Nach Stuttgart zurückgekehrt, be¬ 
teiligte er sich am Neuaufbau, trat in 
die KPD ein, kandidierte für sie zum 
Gemeinderat. Er baute die Metall- 


Drogeriemarkt, Vodafone und die 
Textilkette Primark. Nur nicht mehr 
Karstadt. 

20 der 80 Immobilien kassierte 
Benko zusammen mit Beny Stein¬ 
metz (BSG Real Estate) kurz nach 
der Übernahme von Karstadt. Von 
der daraus resultierenden Dividende 
in Höhe von 208 Millionen Euro Divi¬ 
dende sind nur 50 Millionen bei Benko 
ausgewiesen. 158 Millionen sind laut 
Monitor nicht auffindbar. 

Das neue Strategiepapier zeigt, das 
die Zerschlagung des Karstadt-Kon¬ 
zerns mit seinen noch 13 500 Beschäf¬ 
tigten nicht vom Tisch ist. Aufhalten 
kann sie nur breiter Widerstand. 

Unter dem großen Dach von ver. 
di wäre einiges möglich. Aktionen in 


gewerkschaft mit auf, wurde in den 
zentralen Vorstand gewählt. Vieles 
kam Ende der 1940er Jahre zusam¬ 
men: Kalter Krieg, Spaltung Deutsch¬ 
lands, unter der Regie der westlichen 
Besatzungsmächte die Restauration 
alter Besitz- und Machtverhältnis¬ 
se. Die Gewerkschaften wurden ent¬ 
sprechend auf Linie gebracht. Eine 
später als sektiererisch eingeschätz¬ 
te Politik der damaligen KPD in Ge¬ 
werkschaftsfragen, verbunden mit ei¬ 
nem Klima des Misstrauens, machte 
es nicht einfacher. Willi Bleicher trat 
im April 1950 aus der KPD aus (und 
erst 1953 in die SPD ein). Es bewahr¬ 
te ihn nicht vor einem antikommunis¬ 
tischen Tiefpunkt der westdeutschen 
Gewerkschaftsgeschichte: Während 
des IGM-Gewerkschaftstags im Sep¬ 
tember 1950 peitschten die sozialde¬ 
mokratischen Delegierten einen Initi¬ 
ativantrag durch, den neuen Vorstand 
um drei Personen zu verkleinern: die 
Kommunisten Fritz Salm, Karl Küll - 
und Willi Bleicher. Eine „miese Sache“ 
sei der von langer Hand vorbereitete 
Coup gewesen, meinte später Eugen 
Loderer. 

Der hauptamtliche Vollblutge¬ 
werkschafter fing wieder ganz unten 
an. Ende 1951 wurde er als IGM-Be- 
vollmächtigter in Göppingen gewählt, 
weil er ein überzeugender, keiner Fra¬ 
ge ausweichender, konsequenter, in¬ 
tegrer Kandidat war - weil er alle die 
Qualitäten aufwies und weiter entwi¬ 
ckelte, die man ab 1959 als Bezirkslei¬ 
ter an ihm schätzte. Dass er als solcher 
ausgerechnet mit dem hochbelaste¬ 
ten früheren SS-Mann Hanns-Martin 
Schleyer - als Vertreter der Metallar¬ 
beitgeber - die Tarifverhandlungen 


und vor den Filialen fürchtet auch Ben¬ 
ko. Neben dem Effekt, sich erfolgreich 
gegenüber einer Unternehmerwillkür 
durchzusetzen, die die Existenz von 
Menschen und ihren Familien bedroht, 
könnte ver.di so auch die Solidarität 
mit den Kunden verstärken. 

Denkbar ist auch, den Kampf für 
den Erhalt von Arbeitsplätzen mit an¬ 
deren Gewerkschaften gemeinsam zu 
führen. Dazu die aktuellen Tarifaus- 
einandersetzungen zu nutzen. Zahlrei¬ 
che Beschlüsse, nicht nur die der eige¬ 
nen Gewerkschaftstage, sollten endlich 
dazu veranlassen, die Vernichtung von 
Arbeitsplätzen als gesellschaftliche 
und politische Auseinandersetzung zu 
führen. 

Herbert Schedlbauer 


führen musste, gehörte zur Bürde sei¬ 
nes Amtes. 

Untrennbar zu Willi Bleichers Ge¬ 
schichte gehört Stefan Jerzy Zweig, 
das „Buchenwald-Kind“. Seit 1964 
stand er mit der Familie Bleicher in 
Verbindung, konnte eine Kamera¬ 
mann-Ausbildung in der DDR ab¬ 
solvieren. Dank des Berichts seines 
Vaters über die Geschehnisse in Bu¬ 
chenwald wurde Bleicher eine hohe 
Ehrung in Israel zuteil. Zweig kämpft 
publizistisch und juristisch gegen heu¬ 
tige Verunglimpfungen derer, die ihn 
in Buchenwald retteten. 

Lothar Letsche 


Material zu Willi Bleicher 
Ulrich Huber: „Willi Bleicher (1907- 
1981) durch die Benennung eines re¬ 
präsentativen Gebäudes und durch 
Aufnahme in die Ehrenbürgerliste eh¬ 
ren!“ (Hrsg. DKP Baden-Württemberg) 
Broschüre, 2015. 

Hermann G. Abmayr: Buch „Wir brau¬ 
chen kein Denkmal“. 1991/1992. Film: 
„Wer nicht kämpft, hat schon verloren“ 
2007 (DVD mit elfstündigem Tonband¬ 
interview von 1973) 

Georg Benz, Kurt Georgi, Leonhard 
Mahlein, Willy Schmidt (Hrsg.): „Willi 
Bleicher - ein Leben für die Gewerk¬ 
schaften.“ 1983/1984 
Rainer Fattmann: „Und wenn die Welt 
voll Teufel wär“. (Hrsg. IG Metall Ba¬ 
den-Württemberg) 2007/2011 
Hannes Karnick, Wolfgang Richter 
(docfilm):„Du sollst dich nie vor einem 
lebenden Menschen bücken.“ 1977 
Zacharias Zweig/Stefan Jerzy 
Zweig: Tränen allein genügen nicht. 
2005/2006 (www.stefanjzweig.de) 


Heraus zum 1 . Mai: 
Solidarität mit 
den Verfolgten! 

Gemeinsam 
kämpfen gegen 
das Kapital! 

Wir Kommunistinnen und Kommunis¬ 
ten in diesem Land unterstützen den 
DGB und seine Einzelgewerkschaften 
im Kampf um bessere Lebens- und Ar¬ 
beitsbedingungen. 

Die Bundeswehr ist in 18 Regio¬ 
nen der Welt im Einsatz. Der offizi¬ 
elle Rüstungsetat soll jährlich von 35 
auf 56 Milliarden Euro steigen. Hinzu 
kommt ein Aufrüstungsprogramm von 
130 Milliarden Euro. Deutschland ist 
Waffenexporteur Nummer drei welt¬ 
weit. Der Einsatz der Bundeswehr im 
Innern soll ermöglicht werden. Allein 
diese kurze Aufzählung zeigt, dass ein 
grundsätzlicher Politikwechsel not¬ 
wendig ist. Doch dazu gehört es, denje¬ 
nigen in den Arm zu fallen, die letztlich 
von Kriegen profitieren und unendli¬ 
ches Leid in Kauf nehmen. Es sind die 
Monopole und Rüstungskonzerne, die 
am Krieg verdienen und ihre Profite 
auf neuen Märkten sichern wollen. 

Stoppen wir die Kriegstreiber! Statt 
weiterer militärischer Aufrüstung müs¬ 
sen wir Militärproduktion in zivile Pro¬ 
duktion umwandeln. Der erste Schritt 
dazu ist die Vergesellschaftung der Rüs¬ 
tungsindustrie. 

Derzeit sind weltweit rund 60 Milli¬ 
onen Menschen auf der Flucht. Sie flie¬ 
hen vor Krieg, Hunger und Elend. Sie 
sind es, die durch die Politik der NATO 
und ihrer Mitgliedstaaten unvorstell¬ 
bares Leid ertragen müssen. Auch die 
deutsche Bundesregierung gehört zu 
den Fluchtverursachern. 

Ohne die Hilfsbereitschaft von Mil¬ 
lionen Menschen wäre die Aufnahme 
von Geflüchteten in Deutschland nicht 
möglich gewesen. Eine gleichberechtig¬ 
te Teilhabe am gesellschaftlichen Leben 
wird den Geflüchteten aber verweigert. 
Es fehlt an Arbeit, Wohnungen, Schulen 
und Infrastruktur. 

Gemeinsam werden wir den Kampf 
für bessere Arbeits- und Lebensbedin¬ 
gungen für ALLE Menschen führen. 
Ein bundesweites Sofortprogramm für 
den Bau von Wohnungen, Bildungsein¬ 
richtungen und Infrastruktur ist genau¬ 
so notwendig wie eine Arbeitszeitver¬ 
kürzung auf 30 Stunden in der Woche 
bei vollem Lohn- und Personalaus¬ 
gleich, um zusätzliche Arbeitsplätze zu 
schaffen. 

Der Einsatz von Computertechno¬ 
logie in Industrie und Verwaltung muss 
zuallererst den Beschäftigten nützen 
und nicht der Profitmaximierung. Leih¬ 
arbeit und Werkverträge sind im Grund¬ 
satz zu verbieten. 

Die geheimgehaltenen Verhand¬ 
lungen über ein Abkommen mit dem 
Namen „Trade and Investment Part¬ 
nership“ (TTIP) der miteinander kon¬ 
kurrierenden imperialistischen Blöcke 
USA und EU machen deren Entschlos¬ 
senheit deutlich, ohne Rücksicht auf die 
Bedürfnisse der Arbeiterklasse die eige¬ 
nen Interessen durchzusetzen. 

Der Mindestlohn ist zu niedrig und 
gilt nicht für alle, die Rente mit 63 ist 
eine Mogelpackung, die Schere zwi¬ 
schen Arm und Reich geht weiter aus¬ 
einander, der Jugend wird mit schlech¬ 
ter Bildung und ohne Ausbildung die 
Zukunft vorenthalten. Im Namen der 
Haushaltskonsolidierung wird die 
Schuldenbremse weiter angewendet. In 
der Folge wird die öffentliche Daseins¬ 
vorsorge weiter eingeschränkt, staatli¬ 
che Aufgaben werden weiter privati¬ 
siert. 

Eine Welt ohne Kapitalismus, das ist 
der Sozialismus, eine Gesellschaft, in der 
die Macht der Konzerne und Banken 
ersetzt wird durch die politische Macht 
der Arbeiterklasse und anderer werktä¬ 
tiger Schichten der Bevölkerung. Eine 
Gesellschaft, die die Vergesellschaftung 
der wichtigsten Produktionsmittel, von 
Grund und Boden herbeiführen wird. 
Erst dadurch wird die Möglichkeit ge¬ 
schaffen werden, der Krisenhaftigkeit 
der kapitalistischen Gesellschaft zu 
entgehen. 

Aus dem Aufruf der DKP zum 1 . Mai 2016 


„Du sollst dich nie vor einem 
lebenden Menschen bücken“ 

Stuttgarter Gewerkschafter benennen ihr Haus nach Willi Bleicher 
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Innenpolitik 


unsere zeit m 


Sächsisches Freital bleibt 
„Codewort für rechtsextrem“ 

Bundesanwaltschaft geht mit Festnahmen und Durchsuchungen gegen 
neofaschistische „Gruppe Freital“ vor 


Nicht nur als Jurist ein 
Hardliner 

Personalie: Der AfD-Mann Roman Reusch wird neuer 
Leitender Staatsanwalt in Berlin 


Die sächsische Kleinstadt Freital bleibt 
auch weiterhin das Synonym für rech¬ 
ten Terror. In der vergangenen Wo¬ 
che kam es zu einer großangelegten 
Durchsuchungs- und Festnahmeaktion 
der Behörden, die sich gegen mehre¬ 
re Rassisten richtete, die der „Bildung 
einer rechtsterroristischen Vereini¬ 
gung“ bezichtigt werden. Die Beschul¬ 
digten sollen „spätestens im Juli 2015 
die rechtsterroristische Vereinigung 
,Gruppe Freital 4 gegründet“ und sich 
in ihr als Mitglieder beteiligt haben, 
wie die Generalbundesanwaltschaft 
mitteilte. 

Den bisherigen Ermittlungen zufol¬ 
ge sei es das Ziel der Vereinigung gewe¬ 
sen, „Sprengstoffanschläge auf Asylbe¬ 
werberunterkünfte sowie Wohnprojek- 
te von politisch Andersdenkenden zu 


begehen“. In der Nacht vom 19. auf den 
20. September des letzten Jahres soll 
Patrick F„ einer der Beschuldigten, den 
gegenwärtigen Erkenntnissen zufolge 
für die „Gruppe Freital“ einen An¬ 
schlag auf eine Flüchtlingsunterkunft 
in Freital begangen haben. In der Nacht 
vom 18. auf den 19. Oktober 2015 grif¬ 
fen Mitglieder der neofaschistischen 
Vereinigung gemeinsam mit weiteren 
Gleichgesinnten das Gebäude des al¬ 
ternativen Wohnprojekts „Mangelwirt¬ 
schaft“ in Dresden an. Sie sollen Stei¬ 
ne sowie pyrotechnische Sprengsätze 
auf das Haus und zumindest teilweise 
auch gezielt auf erleuchtete Fenster ge¬ 
worfen haben. Einer der Sprengkörper 
explodierte in der Küche des Hauses. 
Auch weitere Anschläge werden den 
Beschuldigten aktuell zur Last gelegt. 


Nach der militanten Gruppe „Old¬ 
school Society“, gegen die am Mittwoch 
dieser Woche der Prozess vor dem 
Oberlandesgericht München startete, 
ist Sachsen damit zum zweiten Mal in 
kurzer Zeit Ausgangspunkt einer mut¬ 
maßlich rechtsterroristischen Gruppe. 
„Offenbar waren die Konsequenzen, 
die von der Staatsregierung aus dem ei¬ 
genen Behördenversagen beim ,NSU‘ 
gezogen wurden, völlig unzureichend“, 
kritisierte die Linkspartei-Landtags¬ 
abgeordnete Kerstin Köditz. Dabei sei 
die Freitaler „Bürgerwehr“ bereits seit 
Anfang Mai vergangenen Jahres offen 
in sozialen Netzwerken in Erscheinung 
getreten. „Die mutmaßlichen Mitglie¬ 
der gaben sich teils unter Klarnamen 
zu erkennen und kommentierten mit¬ 
unter solche Taten, die der Gruppe zur 


Last gelegt wurden. Ihre Radikalisie¬ 
rung ließ sich also ,live‘ verfolgen. Hier 
hätte viel eher eingeschritten werden 
müssen, noch bevor es zu Anschlägen 
kommt“, kritisierte Köditz, die Spre¬ 
cherin für antifaschistische Politik der 
sächsischen Linksfraktion ist, weiter. 

Tatsächlich wird das Problem, wel¬ 
ches der Freistaat seit Jahren mit mili¬ 
tanten Nazis und Rassisten hat, konti¬ 
nuierlich größer. Exakt 595 sogenann¬ 
te demonstrative Aktionen zählte die 
Staatsregierung allein für das Jahr 2015. 
In die Zählung gingen Pegida-Märsche 
in Dresden, Leipzig und Chemnitz ein 
(110), dazu klar rechtsextremistische 
Veranstaltungen (210) und Versamm¬ 
lungen verschiedener „Bürgerinitia¬ 
tiven“, die sich vor Asylunterkünften 
abspielten (275). Die Gesamtzahl hat 


sich gegenüber dem Jahr 2014 mehr 
als verdoppelt, damals waren es rund 
260 gewesen. Dabei markieren die of¬ 
fiziellen Zahlen der Staatsregierung le¬ 
diglich eine Untergrenze. So listet das 
Projekt www.rechte-sachsen.de für das 
Jahr 2015 sogar noch weitaus mehr Ver¬ 
sammlungen auf - 728, verteilt auf 90 
unterschiedliche Orte. 

„Der Lisch stinkt natürlich auch 
hier vom Kopf her. Völlig weltfremd 
ist, dass nach überfallartigen Aktionen 
wie Freital, Heidenau, Dresden-Neu¬ 
stadt und Leipzig-Connewitz das In¬ 
nenministerium noch immer kein La¬ 
gebild erstellt hat. Von einem Gesamt¬ 
konzept, die rechte Eskalation auf der 
Straße zurückzudrängen, einmal ganz 
zu schweigen“, kritisierte Kerstin Kö¬ 
ditz gegenüber dieser Zeitung. 


Um zur Solidarität mit Flüchtlin¬ 
gen aufzurufen und ein Zeichen gegen 
rassistisch motivierte Gewalt zu setzen, 
wollte der Verein „Laut gegen Nazis“ 
im Rahmen seiner „Counter-Speech- 
Tournee“ Anfang Mai auch in Freital 
Station machen. Die Freitaler Kommu¬ 
nalpolitik erteilte den Plänen des eta¬ 
blierten Vereins jedoch eine Absage 
und bezichtigte ihn faktisch, den Ruf 
der Kommune weiter beschädigen zu 
wollen (UZ berichtete). 

„In gewissen Kreisen scheint es be¬ 
liebt zu sein, Freital als Codewort für 
rechtsextrem zu benutzen“, behaupte¬ 
te Helmut Weichlein, juristischer Re¬ 
ferent des Freitaler Oberbürgermeis¬ 
ters Uwe Rumberg (CDU), in einem 
Schreiben an „Laut gegen Nazis“. 

Markus Bernhardt 


Wenn die Berufung von Staatsanwalt 
Roman Reusch durch die General¬ 
staatsanwaltschaft in Berlin zum Lei¬ 
tenden Oberstaatsanwalt und Leiter 
der Abteilung „Auslieferung aus¬ 
ländischer Straftäter, Internationale 
Rechtshilfe“ nur ein internes Ärger¬ 
nis wäre, dann wäre das keiner Mel¬ 
dung wert. 

Der 1954 geborene Reusch stand 
schon einmal im Mittelpunkt eines öf¬ 
fentlichen Skandals. Zunächst leitete 
er seit Juni 2003 die neu gegründete 
Abteilung 47 der Berliner Staatsan¬ 
waltschaft, die sich speziell um De¬ 
likte jugendlicher Intensivstraftä¬ 
ter kümmerte. Und fiel wohl schon 
bald durch seine harte Haltung auf. 
2007 forderte Reusch in einem Vor¬ 
trag über „Migration und Krimina¬ 
lität“ auf Einladung der CSU-nahen 
Hanns-Seidel-Stiftung dann aber un¬ 
ter anderem Konsequenzen bis hin 
zur Ausweisung von jugendlichen 
Straftätern mit Migrationshinder¬ 
grund. Seine Positionen konnte er bei 
„hart aber fair“ und „Anne Will“ ver¬ 
breiten. In einem Gespräch mit dem 
„Spiegel“ erklärte Reusch, dass ju¬ 
gendliche Straftäter allein zum Zwe¬ 
cke besserer Erziehung in Untersu¬ 
chungshaft gesteckt werden sollten. 
„Kinder krimineller Sippen“ sollten 
nicht eingebürgert werden, da sie aller 
Voraussicht nach „ihrerseits kriminell 
würden“ (Spiegel online, Donnerstag, 
17.1.2008). „Bild“ ernannte ihn damals 
zu „Deutschlands mutigstem Staats¬ 
anwalt“. 

Ein bekannter Rassist 

Im Januar 2008 wurde Reusch von der 
damaligen Berliner Justizsenatorin 
Gisela von der Aue (SPD) nach seinen 
umstrittenen Äußerungen zur General¬ 
staatsanwaltschaft versetzt. 

Nein, ein Ex-Republikaner ist 
der neue Leitende Oberstaatsanwalt 
Reusch wohl nicht. Jene bürgerlichen 
Medien, die das vor einigen Tagen ge¬ 
meldet hatten, mussten sich jedenfalls 
inzwischen korrigieren - das war wohl 
eine Verwechslung. Aber der Jurist 
Reusch ist AfD-Mann, Beisitzer (also 
Mitglied) im Brandenburger Landes¬ 
vorstand der Partei. Doch das und die 
diskriminierenden, rassistischen Posi¬ 
tionen, für die die AfD und der Jurist 
stehen, spielen für die Berliner Justiz 
keine Rolle. 

Der Sprecher der Berliner Justiz, 
Martin Steltner, begründete Reuschs 
Beförderung mit dessen „hervorra¬ 
gender Arbeit“, erklärte aber auch: 
Als AfD-Mitglied gehöre der ja kei¬ 


ner verbotenen Vereinigung an ... 
Auch wegen dieser Äußerung ist wohl 
der frühere CDU-Mann Alexander 
Gauland, gleichfalls Jurist, stellver¬ 
tretender Vorsitzender der ALD und 
Landesvorsitzender in Brandenburg, 
mit der Berufung so zufrieden. 

Dabei ist allen in der Berliner Po¬ 
litik und Justiz bekannt, dass Reusch 
seine Positionen nicht geändert hat - 
im Gegenteil. Auf dem Landespartei¬ 
tag der brandenburgischen Alternati¬ 
ve für Deutschland im April 2015 äu¬ 
ßerte er sich zur Llüchtlingspolitik. 
Laut Medienberichten trat er dabei 
für den Bau von Aufnahmezentren 
für Asylbewerber noch auf dem af¬ 
rikanischen Kontinent auf. Afrikaner 
sollten ihre Asylverfahren in Afrika 
durchlaufen. - Aber das äußerten ja 
auch schon Politiker aus CSU und 
CDU. 

Juristen gegen Berufung 

Jetzt protestieren die Vereinigung 
Berliner Strafverteidiger und der Tür¬ 
kische Bund in Berlin-Brandenburg 
gegen die Beförderung des Staats¬ 
anwaltes. Der Türkische Bund erin¬ 
nerte in einer Presseerklärung am 
18. April daran, dass der Antirassis- 
mus-Ausschuss der UNO (CERD) 
bereits 2013 der Bundesregierung 
nach der Individualbeschwerde des 
Türkischen Bundes wegen den ras¬ 
sistischen Äußerungen von Thilo Sar¬ 
razin empfohlen hatte, ihre Staatsan- 
wältlnnen und Richterinnen im Sinne 
der CERD-Bestimmungen zu schu¬ 
len. Die Vereinigung der Berliner 
Strafverteidiger erklärte zur Ernen¬ 
nung von Reusch: „Vor diesem hin¬ 
länglich bekannten Hintergrund der 
Einstellungen von Herrn Reusch ist 
die Entscheidung, ihn in verantwortli¬ 
cher Position staatsanwaltschaftliche 
Entscheidungen über Auslieferungen 
treffen zu lassen, vollkommen un¬ 
verständlich. Auslieferungsentschei¬ 
dungen betreffen notwendigerweise 
auch ausländische Staatsbürger. Ein 
Beamter, der sich im Spiegel u.a. mit 
der Äußerung hervorgetan hat, 80 % 
der von ihm betreuten Täter hätten 
einen Migrationshintergrund und ,in 
diesem Land nicht das Geringste ver¬ 
loren’, ist nach Auffassung der Verei¬ 
nigung der Berliner Strafverteidiger 
ungeeignet. Die Beförderung ... lässt 
im Lalle ihrer Umsetzung besorgen, 
dass die Staatsanwaltschaft es billi¬ 
gend in Kauf nimmt, sich in Ausliefe¬ 
rungsfragen zum justiziellen Arm der 
AfD machen zu lassen ...“ 

nh 



Ein sehr, sehr breites Bündnis 

Das Bündnis „Aufstehen gegen Rassismus“ will die AfD bekämpfen und klammert Krieg und soziale Frage aus 


Unter der Losung „Aufstehen gegen 
Rassismus - deine Stimme gegen die 
AfD“ hat sich ein breites Bündnis for¬ 
miert, das eine linke Antwort auf den 
Aufstieg der AfD organisieren will. Zur 
Aktionskonferenz des Bündnisses tra¬ 
fen sich am vergangenen Wochenende 
600 Teilnehmerinnen aus einem brei¬ 
ten Spektrum im Frankfurter Gewerk¬ 
schaftshaus: Abgeordnete der Links¬ 
partei und Flüchtlingsunterstützer, 
Juso-Funktionäre und Gewerkschaf- 
terinnen. Auch DKP und SDAJ hatten 
Vertreter geschickt, um sich in die De¬ 
batten einzubringen. 

Die Konferenz legte fest, dass das 
Bündnis eine möglichst breite Platt¬ 
form bieten soll. Es will sich darauf 
konzentrieren, die rassistische Het¬ 
ze der AfD anzugreifen. Das Bündnis 
entschied sich dazu, die soziale Frage, 
die Kritik an der Flüchtlingspolitik der 
Bundesregierung und die Kriegsfrage 
auszuklammern. 

Das Bündnis hat beschlossen, zwei 
Wochen vor der Berliner Abgeordne¬ 
tenhauswahl, also am Wochenende 3. 


und 4. September, ein „Großevent“ 
in Berlin auszurichten. Ob es sich da¬ 
bei um ein Konzert, eine Demonstra¬ 
tion oder eine andere Aktionsform 
handeln soll blieb offen. Außerdem 
will das Bündnis damit beginnen, 
„Stammtischkämpfer“ auszubilden. 
Darunter versteht das Bündnis Men¬ 
schen, die in ihrem Umfeld - Arbeits¬ 
platz, Familie, Sportverein - gegen 
rassistische Auffassungen argumen¬ 
tieren. Um sie mit Argumenten aus¬ 
zurüsten, will das Bündnis Schulun¬ 
gen organisieren. Dahinter steht die 
Überlegung, dass die „Rote Linie der 
Ächtung“ rassistischer Positionen neu 
gezogen werden müsse: Lrüher seien 
Rassisten gesellschaftlich isoliert ge¬ 
wesen, mit dem Aufstieg der AfD bre¬ 
che diese Isolation auf und müsse nun 
wiederhergestellt werden. So müsse 
klar werden: „Wenn du bestimmte 
Ansichten vertrittst, überschreitest 
du die rote Linie“, heißt es auf der 
Bündnis-Website. 

In allen Debatten der Konferenz 
ging es auch um die Frage welchen 


Charakter das Bündnis haben soll. Der 
Koordinierungskreis hatte sich schon in 
der Vorbereitung auf eine Ausrichtung 
festgelegt, die gesamte Arbeit auf die 
Kritik an der AfD zuzuspitzen, um ein 
möglichst breites Bündnis hersteilen zu 
können. Cornelia Kerth, Bundesvorsit¬ 
zende der VVN-BdA, begründete diese 
Orientierung: Der Rassismus der AfD 
habe eine besondere Qualität, weil sie 
die Partei der „rassistischen Massen¬ 
mobilisierung“ sei. Die AfD „steht für 
eine andere Republik“ und sei „verfas¬ 
sungswidrig“ - wir müssen, so Kerth, 
„erstmal die stoppen“. 

Diese Ausrichtung des Bündnisses 
bedeutet auch, vieles auszuklammern: 
Kriegsfrage, Kritik an der Flüchtlings¬ 
politik der Bundesregierung, Klassen- 
und soziale Frage sollen in der Arbeit 
des Bündnisses keine Rolle spielen. 
Zahlreiche Teilnehmerinnen und Teil¬ 
nehmer kritisierten diese Ausrichtung. 
Sie argumentierten, dass es nötig sei, 
die soziale Frage, die rassistische Politik 
der Großen Koalition und die Kriegs¬ 
politik zu thematisieren, um den Ras¬ 


sisten der AfD etwas entgegensetzen 
zu können. 

Paul Rodermund schlug als Vertre¬ 
ter der DKP vor, einen Satz in die Ab¬ 
schlusserklärung aufzunehmen, der die 
Kriegspolitik der Bundesregierung als 
Fluchtursache benennt. Die Bundes¬ 
tagsabgeordnete Christine Buchholz 
(Linkspartei) antwortete für den Ko¬ 
ordinierungskreis, dass sie persönlich 
mit dieser Einschätzung einverstanden 
sei. Aber „das ist nicht die politische 
Grundlage, auf die wir uns als Bünd¬ 
nis gegen Rassismus stellen.“ Bereits 
zuvor hatte der Walter Listl, Vertreter 
des ISW und DKP-Bezirksvorsitzender 
in Südbayern, argumentiert, man dür¬ 
fe nicht verkürzen: Das Bündnis müsse 
Krieg als Fluchtursache und Sozialab¬ 
bau als Grundlage des Rassismus be¬ 
nennen. 

In dem Workshop „Was tun in Be¬ 
trieb und Gewerkschaft?“ berichteten 
Hauptamtliche und betriebliche Inter¬ 
essenvertreter von ihren Erfahrungen 
der antirassistischen Arbeit in Betrieb 
und Gewerkschaft und diskutierten 


über den Zusammenhang antirassisti¬ 
scher Mobilisierung und sozialer Frage. 
Ein Mitglied des Juso-Bundesvorstan¬ 
des forderte in der Diskussion: „Wir 
müssen sagen, es ist unanständig, ras¬ 
sistisch zu sein.“ Dazu brauche es ein 
„inklusives Bündnis“, das die soziale 
Frage nicht aufgreift, um dadurch eine 
möglichst große Einheit zu erreichen. 
Ein Mitglied des Koordinierungskrei¬ 
ses vertrat die Auffassung, es „überfor¬ 
dert“ ein antirassistisches Bündnis, die 
soziale Frage in seine Arbeit einzube¬ 
ziehen. 

Bereits im Dezember hatte sich 
der Koordinierungkreis des Bündnis¬ 
ses gebildet. Er veröffentlichte einen 
Aufruf „Aufstehen gegen Rassismus“, 
den bereits 17 000 Menschen unter¬ 
zeichnet haben. Unter den Erstunter¬ 
zeichnern ist der ver.di-Vorsitzende 
Lrank Bsirske, die Grünen-Lraktions- 
vorsitzenden im Bundestag Anton 
Hofreiter und Katrin Göring-Eckardt 
und die Bundesministerin und stell¬ 
vertretende SPD-Vorsitzende Manu¬ 
ela Schwesig. Olaf Matthes 
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vom Grundsatz her nicht zu beanstanden“ 

Eiertanz des Bundesverfassungsgerichtes zur Überwachung 


Der Erste Senat des Bundesverfas¬ 
sungsgerichtes entschied am 20. April, 
dass der Einsatz von heimlichen Über¬ 
wachungsmaßnahmen bei der Terro¬ 
rismusabwehr „ im Grundsatz mit den 
Grundrechten vereinbar ist“ (BVerfG - 
1 BvR 966/09,1 BvR 1140/09 -). Nur sei 
dieser Einsatz durch das Bundeskrimi¬ 
nalamt nicht immer verhältnismäßig. 
Auch sei es nicht ganz in Ordnung, wie 
die „Erkenntnisse“seit 2009 an inter¬ 
essierte Behörden im In- und Ausland 
weiter gereicht würden. 

Das „Ja, aber“ zieht sich durch die gan¬ 
ze Urteilsbegründung. Dazu einige Bei¬ 
spiele: Die „Überwachung außerhalb 
von Wohnungen - etwa durch Obser¬ 
vation, Bild- und Tonaufzeichnungen, 
die Verfolgung mit Peilsendern oder 
der Einsatz von V-Leuten“, sei zulässig, 
aber nicht unbegrenzt erlaubt. Es feh¬ 
le die „Anforderung, dass ein wenigs¬ 
tens seiner Art nach konkretisiertes 
und absehbares Geschehen erkennbar 
sein muss“ bzw. „die alternative Vor¬ 
aussetzung, dass das individuelle Ver¬ 
halten einer Person die konkrete Wahr¬ 
scheinlichkeit begründen muss, dass sie 
in überschaubarer Zukunft terroristi¬ 
sche Straftaten begeht“. 

Was außerhalb der Wohnung gilt, 
das gilt auch für die Wohnraumüber- 
wachung: Die ist zulässig. Darf aber ei¬ 
gentlich nur die „Zielperson“ betreffen. 
Zugestanden wird allerdings gleichzei¬ 
tig, „dass bei einer solchen Maßnahme 
mittelbar auch Dritte erfasst werden 
können“. Auch bei der Telekommuni¬ 
kationsüberwachung wurde bisher zu 
locker mitgehört. Dann kommt mögli¬ 
cherweise ein „Glaubensbekenntnis“: 
„Unverhältnismäßig weit sind die Be¬ 
fugnisse zur Datenübermittlung an die 
Verfassungsschutzbehörden, den Mi¬ 
litärischen Abschirmdienst und den 
Bundesnachrichtendienst.“ Amen. 


Vor einem „Kotau“ hatte die Kommu¬ 
nistische Plattform, ihr Bundesspreche¬ 
rinnenrat und die Thüringer Genossin¬ 
nen und Genossen, Ende September 
2014 nach dem Wahlsieg der eigenen 
Partei gewarnt. Doch die Partei „Die 
Linke“ stimmte in Thüringen mit gro¬ 
ßer Mehrheit für eine Koalition mit der 
SPD und den Grünen. Zum ersten Mal 
wurde mit Bodo Ramelow ein Vertre¬ 
ter der Linkspartei zum Ministerprä¬ 
sidenten eines Bundeslandes gewählt. 

Eine Chance für mehr soziale Ge¬ 
rechtigkeit? Da fällt die Bilanz bislang 
sicher widersprüchlich aus. Positiv ist, 
dass der 8. Mai als Tag der Befreiung 
zum Gedenktag wurde. 

Aber vor allem bei der „Aufarbei¬ 
tung von DDR-Unrecht“ - „Kernbe¬ 
standteil der Regierungsarbeit“ - hat 
man seitdem „Fortschritte“ erreicht. 
Bereits mit dem Koalitionsvertrag 
übernahmen oder akzeptierten näm¬ 
lich die Vertreter der Linkspartei in 
der Regierung - und offenbar auch 
die Mehrheit ihrer Landtagsabgeord¬ 
neten - die Sichtweise von SPD und 
Grünen auf die Geschichte. Diese hat¬ 
ten sich damit durchgesetzt in der Prä¬ 
ambel des KoalitionsVertrages die Be¬ 
hauptung aufzunehmen, dass es sich 
bei der DDR um eine „Diktatur“ und 
einen „Unrechtsstaat“ gehandelt habe. 
Damals erklärte die Kommunistische 
Plattform: „Dies ist keine Kritik an der 
DDR, sondern die diffamierende Ab¬ 
sage an die Legitimität ihrer Existenz 
von Anbeginn.“ 

Im März 2015 beschloss die Thürin¬ 
ger Landesregierung eine interminis¬ 
terielle Arbeitsgruppe (IMAG) „zur 
Unterstützung und Weiterentwicklung 
der Aufarbeitung der SED-Diktatur in 
Thüringen einzurichten“. 

In einem Bilanzbericht der Landes¬ 
regierung vom 23. Februar 2016 hieß es: 
„Die Aufarbeitung der SED-Diktatur, 
aber auch der kommunistischen Willkür 


So hat denn auch der Richter Prof. 
Dr. Michael Eichberger eine abwei¬ 
chende Haltung: Das Urteil führe „zu 
einer problematischen Verfestigung 
der überzogenen verfassungsrechtli¬ 
chen Anforderungen“. Er wünschte 
sich zudem mehr Kontrolle und Trans¬ 
parenz. Auch Richter Dr. h.c. Wilhelm 
Schluckebier betont in seinem abwei¬ 
chenden Votum, dass der Gesetzgeber 
dem Grundsatz Rechnung tragen müs¬ 
se, „dass der Einzelne sich im Rechts¬ 
staat auf effektiven Schutz durch den 
Staat ebenso verlassen können muss 
wie auf den Schutz seiner Freiheitsge¬ 
währleistungen vor dem Staat.“ 


Massive Kritik setzte es vom ande¬ 
ren Ufer der Gewaltenteilung: Aus der 
Exekutive gab es Urteilsschelte für die 
Judikative, obwohl beide doch so unab¬ 
hängig voneinander sein sollten, dass 
sie sich nicht ins Geschäft reinreden. 
Manche Glaubensgrundsätze des bür¬ 
gerlichen Staatsverständnisses zeigen 
sich flexibel, wenn Machtpositionen be¬ 
rührt werden. 

Konkret: Innenminister Thomas de 
Maiziere (CDU) ist sauer, sieht sich in 
seinen Befugnissen in der breiten Ter¬ 
rorbekämpfung beschnitten. Heftiger 


in der SBZ bleibt mehr als ein Viertel¬ 
jahrhundert nach deren Überwindung 
und durch den Freiheitswillen der Bür¬ 
gerinnen und Bürger, der in der Friedli¬ 
chen Revolution mündete, eine gesamt¬ 
gesellschaftliche Aufgabe.“ Die heutige 
verklärende „Erinnerung an den Alltag 
der SED-Diktatur gilt es daher mit der 
historischen Wirklichkeit zu konfrontie¬ 
ren und die Menschen zur Auseinander¬ 
setzung damit anzuregen. Die Heraus¬ 
forderung ist, dies ohne Entwertung in¬ 
dividueller Lebensleistung zu erreichen, 
nur so kann ein Großteil der Bevölke¬ 
rung Thüringens für den Dialog erreicht 
werden.“ Betont wird darin, dass nicht 
nur die zuständige Staatssekretärin, 
sondern auch der Ministerpräsident die 


konnte der Angriff eines Gerichtes 
auf den obersten Verfassungsschüt¬ 
zer kaum ausfallen. Ausgerechnet ihm, 
der für den Schutz der Verfassung zu¬ 
ständig sein will, wird bescheinigt, dass 
seine Helfer vom Bundeskriminalamt 
(BKA) nicht verfassungskonform ar¬ 
beiten. Noch schlimmer: de Maiziere 
zeigt sich nicht einsichtig. Anna Engel¬ 
ke vom ARD-Hauptstadtstudio zitierte 
ihn, ebenfalls am 20. April, mit seiner 
Kritik am Bundesverfassungsgerichts¬ 
urteil: Der Senat habe „Bedenken, die 
ich nicht teile und die den Kampf gegen 
den internationalen Terrorismus nicht 
erleichtern.“ Wütender im Spiegel: „Es 


sei nicht Aufgabe des Gerichts,,ständig 
dem Gesetzgeber in Sachen Sicherheit 
in den Arm zu fallen’.“ 

Wenn es nach dem Innenminister 
ginge, hieße das Motto „Weiter so!“ 
Und er will retten, was aus seiner Sicht 
noch zu retten ist: „Insbesondere der 
Informationsaustausch zwischen den 
Behörden in Deutschland und mit un¬ 
seren internationalen Partnern muss 
erhalten, ja noch ausgebaut werden.“ 

★ 

Korrigiert werden müssen dafür nur die 
gesetzlichen Vorgaben des BKA-Geset- 


Auseinandersetzung mit der Geschichte 
nachhaltig durch engagierte Beiträge in 
den Medien und bei öffentlichen Veran¬ 
staltungen fördert. „Beide sind häufiger 
und gefragter Gast bei Veranstaltungen 
der Initiativen, Vereine und Einrichtun¬ 
gen der Aufarbeitung.“ 

Am 20. April wurde nun in Richtung 
„Aufarbeitung“ ein weiterer Schritt ge¬ 
gangen. Im Thüringer Landesparlament 
wurde an diesem Tag „über das zwei¬ 
te Gesetz zur Änderung des Thüringer 
Feiertagsgesetzes zur Einführung des 
17. Juni als Gedenktag“ abgestimmt und 
das Gesetz mit 84 von 85 Stimmen an¬ 
genommen. Ausgerechnet ein Vertreter 
der Partei „Die Linke“, der stellvertre¬ 
tende Landesvorsitzende und innenpo- 


zes und schließlich die Arbeitsweise des 
BKA, damit die Richter nicht wieder 
monieren. Es müssen nach einer Auf¬ 
zählung der ARD-Rechtsredaktion 14 
Paragraphen mit 49 Absätzen an die Ver¬ 
fassung angepasst werden. In Zukunft 
muss vorsichtiger abgehört, gefilmt wer¬ 
den, mit Trojanern darf nicht beliebig auf 
privaten Computern spioniert werden. 
Schließlich muss die Überwachung von 
Rechtsanwälten eingeschränkt werden. 

Andererseits bietet das Urteil des 
BVerfG den Vorteil, dass sich die Kolle¬ 
gen von Horch und Guck (West) nicht 
nur als Späher, sondern auch als Hell¬ 
seher üben können: „Wenn zum Bei¬ 
spiel Personen in einem Park mit Peil¬ 
sendern abgehört werden, dann ist das 
zwar möglich. Aber es muss eine kon¬ 
krete Wahrscheinlichkeit geben, dass 
diese Personen in überschaubarer Zu¬ 
kunft terroristische Straftaten begehen. 
Abhören einfach mal so, ohne erkenn¬ 
bare Gründe zu haben, das geht nicht.“ 
(Quelle: Giggi Deppe in der ARD) 

Widerwillig wird sich der Minister 
an die Arbeit machen müssen, um das 
BKA-Gesetz gemäß den Vorgaben des 
Gerichtsurteils zu ändern. Dafür wurde 
ihm eine Zeitspanne bis zum Juni 2018 
eingeräumt. Eingebrockt hat dem Mi¬ 
nister die „Nacharbeit“ übrigens sein 
Vorgänger Wolfgang Schäuble. Das ge¬ 
lang ihm in der Großen Koalition vor 
acht Jahren am 12. November 2008 mit 
Stimmen von CDU/CSU und SPD. Die 
Bundestagsmehrheit übertrug die Ter¬ 
rorabwehr von der Polizei der Länder 
auf das BKA. Das war damals nicht 
einfach, denn zunächst sperrte sich 
der zustimmungspflichtige Bundesrat. 
Kurz vor Weihnachten, am 19. Dezem¬ 
ber 2008, stimmte er dem geänderten 
Paket dann zu. Und ab dem 1. Januar 
2009 verfügte das BKA über neue (ver¬ 
fassungswidrige) Kompetenzen. 

UweKoopmann 


litische Sprecher der Fraktion Stefan 
Ditters, hatte den Antrag mit einer arg 
simplifizierenden und zudem einseiti¬ 
gen Sicht auf den 17. Juni 1953 und die 
DDR begründet, die die historische Si¬ 
tuation 1953 - und damit auch den Kal¬ 
ten Krieg - teils völlig ausblendete oder 
unzulässig im Schnelldurchgang ver¬ 
kürzte. Auch er benutzte mehrfach den 
Begriff „Diktatur“. 

Natürlich ist all das für ihn keine 
Anbiederung an die anderen Parteien 
und damit an den antikommunistischen 
„Zeitgeist“. Doch ein wirkliches Bemü¬ 
hen um differenzierte Analyse der Nach¬ 
kriegsgeschichte, um die Einordnung der 
DDR in die Geschichte und um Aufklä¬ 
rung sieht anders aus. Nina Hager 


i. Mai: Proteste gegen Nazis, 
Kapitalismus und Krieg 

Fernab der traditionellen Demons¬ 
trationen und Kundgebungen, die die 
Gewerkschaften am 1. Mai durchfüh¬ 
ren, wird es in verschiedenen bundes¬ 
deutschen Städten auch zu „Revolu¬ 
tionären 1. Mai-Demonstrationen“ 
kommen. Die größte dieser Demons¬ 
trationen dürfte wie bereits in den Vor- 
jahren in Berlin stattfinden. Sie steht in 
diesem Jahr unter dem Motto „Gren¬ 
zenloser Widerstand - gegen Krieg und 
Kapital“. Themen in diesem Jahr sind 
unter anderem der Widerstand gegen 
imperialistische Kriege, Verdrängung 
von Mietern und Zwangsräumungen 
sowie die Solidarität mit Flüchtlingen. 
Die genannten Proteste werden derzeit 
noch von der Polizei behindert. Laut 
einem von den Beamten vorgelegten 
Vorschlag soll die Demonstration nicht 
durch das „MyFest“ in Kreuzberg zie¬ 
hen dürfen, obwohl dies selbst von den 
Organisatoren des Festes ausdrücklich 
begrüßt worden war und das Demons¬ 
trationsbündnis die gewünschte Route 
als erstes angemeldet hatte. Das Bünd¬ 
nis bereitet nun eine Klage vor. „Wir 
werden es nicht hinnehmen, dass un¬ 
serer Demonstration die angemelde¬ 
te Route untersagt wird. Der von der 
Polizei vorgelegte Vorschlag kommt 
einem weiträumigen Demonstrations¬ 
verbot für die Revolutionäre 1.-Mai- 
Demonstration gleich. Die Klage¬ 
schrift wird nun von unseren Anwälten 
vorbereitet“, erklärte Bündnissprecher 
Marko Lorenz. 

Neben den „Revolutionären 1. Mai- 
Demonstrationen“, die neben Berlin 
auch in Hamburg und Magdeburg statt¬ 
finden werden, wollen Neofaschisten 
den Arbeiterkampftag auch in diesem 
Jahr wieder für ihre soziale Demagogie 
und rassistische Hetze missbrauchen. 

Nach derzeitigem Stand werden un¬ 
ter anderem im sächsischen Plauen, in 
Berlin, Schwerin und Bochum Aufmär¬ 
sche und Kundgebungen der extremen 
Rechten erwartet. Allein in Berlin will 
die neofaschistische NPD am 1. Mai 
offenbar gleich drei Kundgebungen 
abhalten. Unter dem demagogischen 
Motto „Soziale Absicherung für das 
eigene Volk“ sind um 10 Uhr am An¬ 
tonplatz, um 12 Uhr am Prerower Platz 
und um 14 Uhr am S-Bahnhof Schö¬ 
neweide Kundgebungen der Neonazis 
geplant. 

Auch die Bochumer NPD hat für den 
Arbeiterkampftag eine Versamm¬ 
lung angemeldet. In der Innenstadt 
der Ruhrgebietsmetropole vollen die 
extremen Rechten offenbar gegen ei¬ 
nen von ihnen ausgemachten „Asyl¬ 
missbrauch“ aufmarschieren. Auch in 
Schwerin soll es zu einem Aufmarsch 
der aktuell von einem Verbot bedroh¬ 
ten Partei kommen. In ihrem Demons¬ 
trationsaufruf fabulieren die Nazis, dass 
„unsere Traditionen und unsere Iden¬ 
tität derzeit in kaum vorstellbarem 
Maße bedroht“ würden und „Millionen 
raum- und kulturfremder Ausländer in 
einem existenzbedrohenden Ausmaß in 
unser Land strömen“, während „nach 
wie vor Hunderttausende gut ausge¬ 
bildete Deutsche ihre angestammte 
Heimat“ verließen. Dass es der NPD, 
die einzig noch in Mecklenburg-Vor¬ 
pommern mit einer Fraktion im Land¬ 
tag vertreten ist, am 1. Mai tatsächlich 
gelingen wird, einen erfolgreichen Auf¬ 
marsch durchzuführen, gilt als fragwür¬ 
dig. Jedoch dürften die NPD-Anhän¬ 
ger in diesem Jahr nichts unversucht 
lassen, doch noch einen erfolgreichen 
Aufmarsch durchzuführen. So wird in 
Mecklenburg-Vorpommern am 4. Sep¬ 
tember ein neuer Landtag gewählt und 
die neofaschistische Partei ist nicht nur 
aus finanziellen Grünen auf einen Wie¬ 
dereinzug ins Schweriner Schloss drin¬ 
gend angewiesen. 

Im sächsischen Plauen will unterdessen 
ein sogenanntes „Nationales und sozia¬ 
les Aktionsbündnis“ ab 11 Uhr aufmar- 
schieren und „unsere Wut und unseren 
Zorn über den volkszerstörenden Ka¬ 
pitalismus auf die Straße tragen. Das 
Motto des dortigen Aufmarsches lautet 
„Kapitalismus zerschlagen - Für einen 
Deutschen Sozialismus“. (bern) 


Am 21. April erklärte der Landessprecherrat der Kommunisti¬ 
schen Plattform in der Partei„Die Linke“Thüringen zu dieser 
Abstimmung des Thüringer Landtages:„ln der Beratung des 
Thüringer Landtages am 20. April 2016 zum Tagesordnungs¬ 
punkt, Einbringung des Gesetzesantrages für die Einführung 
des 17. Juni als Gedenktag für die Opfer des DDR-Unrechts 
in Thüringen. Steffen Dittes, Stellvertretender Landesvorsit¬ 
zender der Partei ,Die Linke'.Thüringen und Innenpolitischer 
Sprecher der Landtagsfraktion ,Die Linke', hielt zur Einbrin¬ 
gung die Rede. 

Mit dieser Rede von Steffen Dittes und dem Ergebnis der Be¬ 
schlussfassung im Thüringer Landtag ist eine neue Qualität 
in der weiteren Auseinandersetzung mit der Geschichte der 
DDR durch die Koalitionsregierung erreicht worden. 

Damit wurde ein langfristig durch die Regierungskoalition 
angestrebtes Ziel erreicht. 

Wenn es um die Auseinandersetzung mit der Geschichte 
der DDR geht, das lehrt diese Abstimmung, herrscht Einig¬ 
keit von der,Linken', die die Vorlage liefert, über SPD, Grüne, 
CDU bisAFD. 

Es gab nur eine Gegenstimme (84 von 85), die unserer Ge¬ 
nossin Scheringer Wright. Wir sind mit ihr solidarisch. 

Die Erklärungen und Briefe von Vorständen sowie von Ge¬ 
nossinnen und Genossen aus der Parteibasis, unsere Stel¬ 
lungnahmen und persönlichen Gespräche, waren Wind in 
den Ohren derjenigen, die mit dieser Beschlussfassung des 
Thüringer Landtages ihr Ziel erreicht haben. 


Welche Wirkung dies, und vor allem auch die Rede von Stef¬ 
fen Dittes an der Parteibasis findet, wird die Zukunft zeigen. 
Mit einer erforderlichen differenzierten Auseinanderset¬ 
zung zur Geschichte der SED und der DDR an einem 20. April 
(!) hat das wenig zu tun. 

Es ist die in der Präambel zum Koalitionsvertrag formulier¬ 
te Geschichtsaufarbeitung, die sich nunmehr im konkreten 
Handeln niederschlägt. 

Jedoch es ist, wie die Diskussion um den,Bericht der Landes¬ 
regierung zu Stand und Weiterentwicklung der Aufarbei¬ 
tung der SED-Diktatur in Thüringen' vom 23. Februar 2016 
zeigt, eine Geschichtspolitik,die mit Positionen der,Bundes¬ 
stiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur' voll und ganz 
im Einklang steht. 

Für eine einseitige Betrachtung der Geschichte sind wir 
nicht zu haben. 

Unsere Auffassung zur Geschichte hat eine andere Grund¬ 
lage, im kritischen aber auch ehrlichen Umgang mit dem 
was in 40 Jahren DDR von den verschiedenen Generatio¬ 
nen der DDR-Bürger geleistet wurde. Dazu gehören nach 
unserem Verständnis auch Fehler, Fehlentscheidungen 
und begangenes Unrecht, in einer differenzierten Be¬ 
trachtung. 

Das haben wir, seit der Landesbasiskonferenz in Sömmer¬ 
da im Herbst 2014 bis zu dieser heutigen Erklärung immer 
wieder deutlich gemacht. 

Dabei wird es bleiben.“ 


Thüringer Linkspartei: Der Preis des Regierens 

Anbiederung und Anpassung in der Auseinandersetzung um die DDR 



Bundeskriminalamt in Berlin 
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Kolumbien: Regierung 
und ELN verhandeln 

Kolumbiens Präsident Santos hat bei 
einem Besuch anlässlich des dortigen 
schweren Erdbebens angekündigt, dass 
die Friedensverhandlungen mit dem 
Nationalen Befreiungsheer (ELN) in 
Ecuador stattfinden werden. Dort hat¬ 
ten auch sechs geheim gehaltene Vor¬ 
treffen stattgefunden. Seit 2012 verhan¬ 
delt die Regierung auch mit den FARC; 
die Gespräche sollen in diesem Jahr zu 
einem Abschluss gebracht werden. 

Urteil wegen 
Beleidigung Erdogans 

Der Journalist Can Dündar ist in der 
Türkei wegen Beleidigung von Staats¬ 
präsident Erdogan und mehreren sei¬ 
ner Gefolgsleute zu einer Geldstrafe 
verurteilt worden. Er solle rund 29 000 
Türkische Lira (rund 9 000 Euro) Stra¬ 
fe zahlen. Das Gericht in Istanbul hat 
entschieden, dass Dündar in seinen 
Kolumnen sowohl Erdogan als auch 
dessen Sohn Bilal und mehrere Minis¬ 
ter beleidigt habe. In den Texten hatte 
Dündar den Korruptionsskandal aus 
dem Jahr 2013 thematisiert. 

Dündar ist Chefredakteur der Zeitung 
„Cumhuriyet“. Mit dem Hauptstadt¬ 
korrespondenten Erdern Gül muss er 
sich in einem weiteren Prozess unter 
anderem wegen Spionage, versuchtem 
Umsturz und Unterstützung einer Ter¬ 
rororganisation verantworten. Den bei¬ 
den droht lebenslange Haft. 

Sieg für Vucic in Serbien 

Bei der vorgezogenen Parlaments wähl 
in Serbien am Sonntag erzielten die 
Nationalisten (SRS) unter dem vom 
UNO-Kriegsverbrechertribunal frei¬ 
gesprochenen Vojislav Seselj 8 Prozent 
der Stimmen. Sie stellen erstmals seit 
Jahren wieder 22 Abgeordnete des Par¬ 
laments mit 250 Sitzen. Gemeinsam mit 
einer zweiten radikalen Partei (Dveri- 
DSS) konnten die Nationalisten damit 
13 Prozent der Wähler für sich gewin¬ 
nen. 

Klarer Wahlsieger ist mit gut 
48 Prozent die Fortschrittspartei 
(SNS) des amtierenden Regierungs¬ 
chefs Aleksandar Vucic. Zwar liege 
die SNS mit einem ähnlichen Ergeb¬ 
nis wie vor zwei Jahren haushoch an 
erster Stelle. Weil aber jetzt mehr Par¬ 
teien als damals in der Volksvertretung 
Platz nehmen, verringerte sich die Zahl 
ihrer Abgeordneten von 158 auf 131. 
Auch der bisherige sozialistische Koa¬ 
litionspartner (SPS) musste den Ver¬ 
lust von 14 Sitzen auf in Zukunft 30 
hinnehmen. Die drei Parteien der zer¬ 
strittenen bürgerlichen Opposition er¬ 
reichten zusammen nur 17 Prozent und 
stellen 45 Abgeordnete. 

PKK will keinen eigenen Staat 

Der führende PKK-Kommandern Ce- 
mil Bayik hat der Behauptung wider¬ 
sprochen, einen Kurdenstaat auf dem 
Gebiet der Türkei errichten zu wollen. 
„Wir wollen die Türkei nicht spalten, 
wir wollen innerhalb der türkischen 
Grenzen frei auf unserem Land leben“, 
sagte Bayik, der sich im Nordirak auf¬ 
hält, in einem BBC-Interview. Gleich¬ 
zeitig kündigte er an, den Kampf gegen 
die türkische Armee auszuweiten, und 
zwar „nicht nur in den Kurdengebieten, 
sondern in der ganzen Türkei“. Dies sei 
eine Reaktion auf Angriffe Ankaras. 
Anschläge auf Zivilisten lehnte Bay¬ 
ik ab. 

Flüchtlingsabwehr funktioniert 

Die Zahl der Flüchtlinge, die Griechen¬ 
land von der türkischen Küste aus er¬ 
reichen, ist im April zurückgegangen. 
Das bestätigen sowohl der griechische 
Stab für die Flüchtlingskrise als auch 
NATO-Generalsekretär Stoltenberg, 
der am 22. April in Athen von Minis¬ 
terpräsident Tsipras empfangen wurde. 
Der gemeinsame Einsatz der griechi¬ 
schen und türkischen Küstenwachen 
sowie der Boote der EU-Grenzschutz- 
agentur Frontex und der NATO mach¬ 
ten „einen echten Unterschied“, so 
Stoltenberg bei einer Pressekonferenz 
im Anschluss an das Treffen. „Wir müs¬ 
sen dort engagiert bleiben.“ Er hatte 
vor seinem Besuch in Athen die tür¬ 
kische Hauptstadt Ankara sowie das 
deutsche Flaggschiff der NATO in der 
Ägäis, die „Bonn“, besucht. 


Große Herausforderungen erfordern Augenmaß 

Der 7. Parteitag der kubanischen KP in Havanna 



D er 7. Parteitag der Kommunis¬ 
tischen Partei Kubas ist am 
19. April zu Ende gegangen. 
Anders als beim 6. Parteitag 2011 wur¬ 
den die zu diskutierenden Dokumente 
dem Volk nicht vorab zur Diskussion 
vorgelegt, sondern die Debatten darü¬ 
ber werden nun in den folgenden Mo¬ 
naten folgen. 

Die vom Parteitag bearbeiteten 
Vorlagen behandelten folgende we¬ 
sentliche Elemente: die Prüfung der 
bisherigen Ergebnisse der vor fünf 
Jahren begonnenen „Aktualisierung 
des kubanischen Sozialismus“ mittels 
der damaligen Leitlinien; ein Entwick¬ 
lungsplan der kubanischen Gesell¬ 
schaft bis zum Jahr 2030; eine Vorlage 
für ein eigenständiges kubanisches So¬ 
zialismusmodell; die Parteiarbeit zur 
Zielverwirklichung der Vorgaben der 
Nationalkonferenz im Jahr 2012. Par¬ 
teimitglieder und Massenorganisati¬ 
onen werden noch in diesem Jahr die 
Vorschläge debattieren und die Ergeb¬ 
nisse in das Zentralkomitee der Partei 
zurückgeben, sodass dort eine endgül¬ 
tige Beschlussfassung vorgenommen 
werden kann. Zu Beginn des Partei¬ 
tags wurde von Raul Castro der Re¬ 
chenschaftsbericht vorgetragen, der 
einstimmig angenommen wurde (Aus¬ 
schnitte im Kasten). 

Die Aktualisierung hat in fünf Jah¬ 
ren noch nicht die erhofften Ergebnisse 
gezeitigt. Zum einen ist die Zahl der 
in Selbstständigkeit oder das erwei¬ 
terte Genossenschaftswesen gebrach¬ 
ten Menschen geringer als erwartet; 
zum anderen sind die benötigten Wirt¬ 
schaftsdaten bei Wachstum und Kauf¬ 
kraft immer noch ungünstig. Manches 
ist der Weltwirtschaftslage geschuldet, 
anderes internen Faktoren. Da es nicht 
ausreichend gelingt, die Güterproduk¬ 
tion und die Lohnerhöhungen in rela¬ 
tiven Einklang zu bringen, sind gleich 


nach dem Parteitag erhebliche Preis¬ 
senkungen von etwa 20 Prozent bei 
Nahrungsmitteln umgesetzt worden, 
um dem kubanischen Peso mehr Kauf¬ 
kraft zu verleihen. Denn nach wie vor 
gelten im Land zwei Währungen - ein 
Problem, von dem mittelfristig die Zu¬ 
stimmung des Volkes zum Sozialismus 
abhängen kann. Deshalb wird der 1994 
eingeführte CUC, der konvertible ku¬ 
banische Peso, so schnell wie möglich 
abgeschafft; aus nahe liegenden Grün¬ 
den wird diese Entscheidung unange- 
kündigt kommen. 

Dabei gilt, wie bei allen Entschei¬ 
dungen, dass Augenmaß walten muss 
und jede Maßnahme ihren bestmögli¬ 
chen Zeitpunkt erfordert. Deshalb war 
bald klar, dass die 313 Leitlinien des 


6. Parteitags nicht alle 
gleichzeitig und gleich 
erfolgreich durchge¬ 
führt werden konnten. 
Darin liegt ein wich¬ 
tiger Grund, dass ein 
längerfristiger Plan zur 
Entwicklung Kubas 
vonnöten ist, der erst¬ 
mals eine Zeitspanne 
von fünfzehn Jahren 
umfasst. Dadurch soll 
geklärt werden, wohin 
die Reise konzeptionell 
geht und welche Wirt¬ 
schaftsbereiche Priori¬ 
tät haben müssen. Raul 
Castro wies in seiner 
Rede aber auch auf ein 
Mentalitätsproblem hin, 
das die Umsetzung der 
beschlossenen Politik 
erschwere. Relativ er¬ 
folgreich eingeleitet wurden dagegen 
Anreize zur ausländischen Investition 
auf Kuba; auch aus den USA, mit de¬ 
nen eine weitere Entspannung der Be¬ 
ziehungen angestrebt wird, wenn auch 
von einer Normalisierung zwischen 
zwei Ländern noch lange nicht die 
Rede sein kann, von denen das eine das 
andere mit einer Blockade und Stör¬ 
sendern überzieht, einen Militärstütz¬ 
punkt okkupiert und unverhohlen mit 
dem Sturz von dessen Regierung droht 
und dafür aktiv ist. 

Im Lande selbst sind Kooperativen¬ 
gründungen begünstigt worden, die zur 
selbstverwalteten Initiative in den nicht 
zentralen Sektoren anreizen sollen. 
Stützpfeiler der Wirtschaft bleibt aber 
der staatliche Sektor, der dem Prinzip, 


niemanden im Stich zu lassen und den 
Sozialismus als Garantie für eine unab¬ 
hängige Zukunft Kubas zu erhalten, die 
Grundlagen gibt. 

Diese Zukunft hat der Sozialismus 
auf Kuba gewiss nur mit der Jugend. 
Unübersehbar sind die Herausforde¬ 
rungen, die sich mit den elektronischen 
Medien ergeben haben, wobei die Re¬ 
gierung mit einer vergleichsweise sou¬ 
veränen Gelassenheit mit dem Thema 
umgeht. Wahrscheinlich ist, dass es im¬ 
mer wieder gelingt, der nachfolgen¬ 
den Generation die Wichtigkeit des 
Sozialismus klarzumachen. Erheblich 
schwieriger ist jedoch derzeit, zu ver¬ 
deutlichen, dass dazu organisiertes 
Handeln notwendig ist. Vor der Union 
Junger Kommunisten (UJC) stehen 
also nicht minder große Aufgaben. 

Als Erster und Zweiter Sekretär 
der PCC wurden Raul Castro und 
Jose Ramön Machado wiedergewählt. 
Gleichzeitig wurde für die Zukunft 
eine Altersbegrenzung von 60 Jahren 
für das Zentralkomitee festgelegt, dem 
142 Mitglieder angehören, davon ein 
abermals gestiegener Anteil von jetzt 
63 Genossinnen. Mit diesem Parteitag 
hat ein weiteres Mal eine Herausforde¬ 
rungsperiode begonnen, wie sie schon 
so oft vor dem kubanischen Volk und 
der Kommunistischen Partei stand. Die 
kurze, aber von den Medien internati¬ 
onal umso mehr beachtete Rede Fidel 
Castros vor den Delegierten zeigt, wel¬ 
che Herausforderung zu allen Schwie¬ 
rigkeiten in Ökonomie und Gesell¬ 
schaft hinzukommen: wahrscheinlich 
sei es „das letzte Mal, dass ich bei ei¬ 
nem Parteitag zu euch sprechen wer¬ 
de“. Günter Pohl 


Auszüge aus dem Rechenschaftsbericht, vorgetragen von Raul Castro 


Bei der Beurteilung des Tempos der laufenden Transformationen darf 
nicht aus den Augen verloren werden, dass im Fall von Kuba nie¬ 
mals die Anwendung der so genannten „Schocktherapien“ in Frage 
kommt, die oft auf Kosten der unteren Schichten der Gesellschaft 
durchgeführt werden.... Selbst unter den vorhandenen wirtschaft¬ 
lichen Einschränkungen sind die sozialen Dienste für die kubani¬ 
sche Bevölkerung in den Bereichen Bildung, Gesundheit, Kultur und 
Sport und soziale Sicherheit bewahrt und vervollkommnet worden. 
Wir müssen aber auf der Notwendigkeit bestehen, stetig ihre Quali¬ 
tät zu verbessern. 

★ 

In der Zeitspanne seit dem 17. Dezember 2014 ist es zu konkreten 
Ergebnissen im Dialog und bei der Zusammenarbeit zwischen Kuba 
und den Vereinigten Staaten gekommen. Dessen ungeachtet bleibt 
die seit mehr als einem halben Jahrhundert auferlegte Wirtschafts-, 
Handels-und Finanzblockade mit unleugbarem Einschüchterungscha¬ 
rakter von exterritorialer Tragweite weiter in Kraft, wenngleich wir die 
Position Präsident Obamas und hoher Funktionäre der Administration 
gegen die Blockade und die wiederholten Appelle an den Kongress, 
sie zu beenden, anerkennen. (...) Wie wir auf der Pressekonferenz 
beider Präsidenten dargelegt haben, muss, um auf dem Weg zur Nor¬ 
malisierung der Beziehungen voranzukommen, die Blockade elimi¬ 
niert werden, da sie unserem Volk Leid zufügt und das Haupthindernis 
für die wirtschaftliche Entwicklung des Landes ist. Außerdem muss 


das illegal und gegen den Willen der kubanischen Regierung und des 
kubanischen Volkes von der Marinebasis besetzte Gebiet von Guan- 
tanamo zurückgegeben werden. 

★ 

(...) Die Bedrohungen für den Frieden und die internationale Sicher¬ 
heit nehmen, ausgehend von der Absicht des US-lmperialismus, an¬ 
gesichts der Veränderungen im globalen Gleichgewicht seine he- 
gemoniale Stellung zu behaupten und seines Bestrebens, sich die 
strategischen natürlichen Ressourcen anzueignen und zu kontrollie¬ 
ren, immer mehr zu. Dies zeigt sich im wachsenden offensiven und 
aggressiven Charakter der Militärdoktrin der NATO und im Wuchern 
nichtkonventioneller Kriege unter dem Vorwand des Kampfes gegen 
den „internationalen Terrorismus“, in der Verschärfung der Diffe¬ 
renzen mit Russland und China und der Gefahr eines kriegerischen 
Konflikts unkalkulierbaren Ausmaßes im Mittleren Osten. 

★ 

Die Flüchtlingswelle in Europa bewegt das Gewissen der Menschheit. 
Sie ist die Folge der ausländischen Interventionen, der vom Ausland 
aus provozierten Kriege und der Unterentwicklung. Doppelmoral und 
Heuchelei zeigen sich in der Behandlung der Menschenrechte, in 
der Zunahme der Fremdenfeindlichkeit, im Rassismus und der Dis¬ 
kriminierung der Einwanderer wie auch in der Zunahme neofaschis¬ 
tischer Kräfte. 

Quelle: www.fgbrdkuba.de/txt/d0c/20160416-raul-castr0-rede-parteitag-2016.php 


Kommentar von Uli Brockmeyer 


Reise zum Mittelpunkt der Welt 


„Alternativlos“ war einer der wenigen 
Ausdrücke aus dem vertrauten Reper¬ 
toire der Kanzlerin, der bei der Pres¬ 
sekonferenz mit ihrem Freund Barack 
am Sonntag nicht zu hören war. Den¬ 
noch sprühte die „Alternativlosigkeit“ 
aus allen klugen Sätzen, die die beiden 
Weltenlenker vor Journalisten und lau¬ 
fenden Kameras absonderten. 

Für zwei Tage wurde die nieder¬ 
sächsische Landeshauptstadt Hanno¬ 
ver gewissermaßen zum Mittelpunkt 
der Weltpolitik. Merkel und Obama - 
und vor allem die zahlreichen Journa¬ 
listen - bemühten sich nach Kräften, 
den Eindruck zu vermitteln, hier und 
jetzt werde Weltpolitik gemacht. Am 
Montag durften sogar noch die Her¬ 
ren Hollande, Cameron und Renzi aus 
Paris, London und Rom in Hannover 
antreten, und schon wurde ein neuer 
Begriff geboren: „G5“ frei übersetzt 
„Die Großen Fünf“. Zwei Entscheider 
und drei aufmerksame Zuhörer - was 


braucht man mehr, um die Welt zu ret¬ 
ten? 

Die grundsätzlichen Erklärungen 
der Kanzlerin und des Präsidenten am 
Sonntagnachmittag hatten durchaus 
den Klang des „Alternativlosen“. Und 
was da zu hören war, sollte man sich 
in Ruhe durch den Kopf gehen lassen, 
denn diese Aussagen werden für län¬ 
gere Zeit Richtlinien der Politik sein. 

Da ist zunächst die unbedingte Not¬ 
wendigkeit, den angeblichen „Freihan¬ 
delsvertrag“ TTIP auf jeden Fall noch 
in der Amtszeit Obamas unter Dach 
und Fach zu bringen. Hier sollte nicht 
länger diskutiert oder gar protestiert 
werden, denn: TTIP ist gut für die Wirt¬ 
schaft, und was gut ist für die Wirtschaft 
ist auch gut für die Menschen. Und die 
Menschenrechte, möchte man beinahe 
automatisch hinzufügen. 

Und natürlich die Frage von Krieg 
und Frieden. Auch hier sind die Posi¬ 
tionen eindeutig. „Wir“, also die USA, 


Deutschland und die restliche NATO, 
stehen für Frieden. Die anderen, die 
nicht mit uns sind, allen voran die bö¬ 
sen Russen, stehen für Krieg. „Wir“ 
bestimmen, auf welchem Weg Frieden 
zu schaffen ist. Nämlich durch Aufrüs¬ 
tung und deutlich höhere Militäraus¬ 
gaben, durch wesentlich mehr mili¬ 
tärisches Drohpotential in der Nähe 
der Grenzen Russlands in Form von 
stärkerer Truppenpräsenz und durch 
noch mehr Manöver in den östlichen 
NATO-Ländern. Außerdem müssen 
die Sanktionen gegen Russland be¬ 
stehen bleiben, solange „die Krise 
zwischen Russland und der Ukraine“ 
(Merkel) weiter besteht. 

Zwar fiel im Zusammenhang mit 
der Massenflucht von Menschen nach 
Europa ein Mal (!) das Wort „Flucht¬ 
ursachen“, allerdings wurde gleich klar¬ 
gestellt, dass die Repräsentanten des 
US-amerikanischen und des deutschen 
Großkapitals ihre Vorstellungen durch¬ 


zusetzen gedenken. So war nicht etwa 
von einer wirklichen Friedenslösung für 
Syrien bei den Gesprächen in Genf die 
Rede, oder gar davon, die Assad-Geg- 
ner zu einer konstruktiven Gesprächs¬ 
führung zu bewegen, sondern man ließ 
erneut klar erkennen, dass der syrische 
Staat in seiner heutigen Form und un¬ 
ter seiner heutigen Führung abzuschaf¬ 
fen sei. Ein Schritt dazu sei die Schaf¬ 
fung „sicherer Zonen“ unter Kontrolle 
„moderater Rebellen“ (Obama), womit 
gleichzeitig ein Teil des leidigen Flücht¬ 
lingsproblems erledigt werden soll. 

Wohin die Reise Syriens gehen soll, 
wurde auch klar - spätestens als Ob¬ 
ama erklärte, die damalige Entschei¬ 
dung zum militärischen Eingreifen in 
Libyen sei richtig gewesen. Nun „müs¬ 
sen wir in Libyen einen vernünftigen 
Staat schaffen“, sekundierte die Kanz¬ 
lerin. Und wer bestimmt, was „ver¬ 
nünftig ist? Dumme Frage. Das ist nun 
wirklich „alternativlos“! 
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Das ist ein Putschversuch 

Das Amtsenthebungsverfahren gegen die Präsidentin Brasiliens und die Offensive der Rechten 
Interview mit Eduardo Barros 


UZ: Das Parlament in Brasilien hat mehr¬ 
heitlich für ein Amtsenthebungsverfahren 
gegen Präsidentin Dilma Rousseff ge¬ 
stimmt, Teile der Regierungskoalition sind 
zur Opposition übergelaufen. Wie bewer¬ 
test du diese Vorgänge? Ist das Amtsent¬ 
hebungsverfahren Teil der Offensive von 
rechts in ganz Lateinamerika? 

Eduardo Barros: Es ist einerseits Teil 
einer Offensive reaktionärer Kräfte in 
ganz Lateinamerika, es gibt aber auch 
besondere, auf Brasilien bezogene Grün¬ 
de. Die Rechten haben die Präsident¬ 
schaftswahlen 2014 knapp verloren und 
das Ergebnis nie akzeptiert. Die Oberste 
Wahlbehörde STF hatte damals die von 
der Opposition geforderte Neuauszäh¬ 
lung der Stimmen abgelehnt, weil es kei¬ 
ne Anzeichen für Manipulationen oder 
ähnliches gab. 

Durch den Austritt der PMDB (Par¬ 
tei der Brasilianischen Demokratischen 
Bewegung) aus der Regierungskoalition 
verlor die Regierung die Mehrheit im 
Parlament. Seitdem wird die Regierung 
von der Parlamentsmehrheit regelrecht 
boykottiert. Unterstützt wird Dilma 
Rousseff von ihrer Partei, der Arbeiter¬ 
partei PT, der kommunistischen PCdoB 
und der PDT, also der Demokratischen 
Arbeitpartei. 

UZ: Wie sind derzeit die politischen Kräf¬ 
teverhältnisse in Brasilien? 

Eduardo Barros: Eine Mehrheit der Be¬ 
völkerung steht hinter der Regierung. 
Aber diese Mehrheit ist passiv, ja gera¬ 
dezu apathisch gewesen. Diese Haltung 



Eduardo Barros ist Mitglied der DKP, in 
Brasilien aufgewachsen und war dort 
Mitglied der PcdoB 


der Bevölkerung ist eine Folge der PT- 
Politik. Seit der ersten Präsidentschaft 
von Lula haben große Teile der Partei 
die sozialen Bewegungen vernachlässigt, 
statt weiter zu organisieren. Da hat sich 
einfach die Idee verbreitet, dass wir eine 
Regierung haben, die für die Menschen 
arbeitet, und dass wir nicht mehr zu 
kämpfen brauchen. Das betrifft zum Bei¬ 
spiel den größten Gewerkschaftsverband 
Brasiliens, CUT. Zu dieser Zeit hatte die 
Regierung der PT allerdings eine große 
Mehrheit im Parlament, mit einer Koali¬ 
tion aus mehreren kleinen Parteien der 
Mitte und der Linken und der PMDB, 
der zweitgrößten Partei, auf ihrer Seite. 

Heute ist das Verhältnis ein ganz an¬ 
deres: Nach der Präsidentschaftswahl 


2014 hat die Regierung die Mehrheit ver¬ 
loren und viele kleine rechte und kon¬ 
servative Parteien haben den Einzug ins 
Parlament geschafft. Durch die vielen 
Korruptionsskandale haben einige Par¬ 
teien außerdem die Regierung verlassen. 

Die Entscheidung der PMDB (die 
Partei des Vizepräsidenten), die Regie¬ 
rung zu verlassen, ist zu einem großen 
Problem geworden. Übrig bleiben nur 
die PT, PDT, PcdoB - KP Brasiliens und 
einige kleine Parteien sowie ein paar 
Dissidenten von PMDB. 

Durch die Offensive von Rechts und 
das Erstarken extrem reaktionärer Kräf¬ 
te wie der evangelikalen Parteien hat es 
eine Polarisierung gegeben. Die Kräfte 
innerhalb der Koalition, die eher Mitte- 
Rechts gestanden haben, haben sich nun 
in der Opposition klar rechts positioniert 
und wollen die Regierung beseitigen. 

Eine wichtige Rolle spielen inzwi¬ 
schen diese kleinen, extrem rechten 
Parteien, die ins Parlament gekommen 
sind und die Regierung als kommunis¬ 
tisch beschimpfen, ihr eine familien¬ 
feindliche Politik vorwerfen, die Ho¬ 
mosexuelle heiraten lässt, usw. Gerade 
religiöse, an den Evangelikalen in den 
USA orientierte Kräfte sind auf dem 
Vormarsch und gründen in jeder Ecke 
eine Kirche. 

UZ: Was passiert bei einem Amtsenthe¬ 
bungsverfahren, wie es nun vom Parla¬ 
ment beschlossen wurde? 

Eduardo Barros: Nun, zunächst muss 
das Verfahren noch vom Senat und an¬ 
schließend vom Obersten Gerichtshof 


genehmigt werden. Die Opposition hat 
es dabei sehr eilig, da ist aber noch nichts 
beschlossen. Sollten beide Instanzen das 
Amtsenthebungsverfahren zulassen, 
dann übernimmt Vizepräsident Michel 
Temer für 180 Tage die Amtsgeschäfte. 
Und der ist von der PMDB, also von der 
Opposition. 

Nun konnte Dilma Rousseff bisher 
noch nichts nachgewiesen werden, es gibt 
keinerlei Beweise für Korruption gegen 
sie, nur gegen ihre Partei, die PT. Aber 
es ist zu befürchten, dass diese 180 Tage 
genutzt werden sollen, um die gewählte 
Präsidentin aus ihrem Amt zu putschen, 
wie es zum Beispiel 2012 mit dem linken 
Präsidenten Fernando Lugo in Paraguay 
geschehen ist. 

UZ: Wie reagiert die Bevölkerung? 

Eduardo Barros: Es gibt ja bereits Pro¬ 
teste, und die nehmen zu. Mobilisierun¬ 
gen auf beiden Seiten lassen befürchten, 
dass es bei einem Putschversuch zu ge¬ 
walttätigen Auseinandersetzungen kom¬ 
men wird. 

Seit einiger Zeit gibt es in den Privat¬ 
medien ständig Aufrufe und absichtliche 
Falschmeldungen gegen die Regierung. 
Die Rede-Globo-Fernsehsender, die gro¬ 
ßen Zeitschriften „Veja“ und „Isto E“ - 
sie alle haben damals auch den Putsch 
von 1964 unterstützt. 

Finanziert wird die Kampagne u.a. 
von den zwei großen Arbeitgeberver¬ 
bänden FIESP (Industrie) und AMBEV 
(Getränke), sowie von der US-amerika¬ 
nischen Koch-Foundation und rechten 
Jugend- und Studentenorganisationen. 


Aufbau unter Kriegsbedingungen 

Die Sozial- und Bildungspolitik in der Donezker Volksrepublik 



Dank humanitärer Hilfe ist die Versorgung der Kinder gesichert. 


Die im April 2014 beschlossene Ver¬ 
fassung der Donezker Volksrepublik 
(DVR) sieht das Recht auf Arbeit, Recht 
auf Wohnung, kostenloses Gesundheits¬ 
wesen, kostenlosen Vorschul-, Schul- und 
Hochschulbesuch vor. Fortschrittliche 
Kräfte, darunter viele Kommunisten, wa¬ 
ren von Anfang an an der Entwicklung 
der DVR beteiligt. Neben der Gleichbe¬ 
rechtigung aller Nationalitäten war der 
Anspruch auf sozialen Schutz und sozi¬ 
ale Gerechtigkeit ein Hauptanliegen bei 
der Schaffung der Republiken. 

Die Umsetzung ist unter Kriegsbe¬ 
dingungen alles andere als einfach, vie¬ 
le Menschen sind von humanitärer Hilfe 
abhängig, die vor allem aus der Russi¬ 
schen Föderation kommt und zum größ¬ 
ten Teil über staatliche Einrichtungen 
und unter Kontrolle u. a. einer Kommis¬ 
sion des Parlaments der DVR, des Volks¬ 
sowjets, verteilt wird. 

Renten und Sozialleistungen 

Die Ukraine hat in den Gebieten der 
Volksrepubliken Renten- und Sozialzah¬ 
lungen (Kindergeld, Unterstützung für 
kinderreiche Familien, Versicherungs¬ 
zahlungen usw.) bereits seit Sommer 
2014 eingestellt. Eine der wichtigsten 
sozial- und finanzpolitischen Aufgaben 
der Regierung der DVR ist es seit Som¬ 
mer 2014, diese Zahlungen und das da¬ 
mit verbundene Finanz- und Bankwesen 
aufzubauen. Die Zahlungen sind nicht 
so hoch wie eigentlich notwendig, inzwi¬ 
schen erhalten aber ca. 630 000 Renten¬ 
berechtigte regelmäßig Zahlungen. Zu¬ 
sätzlich gibt es Lebensmittelunterstüt¬ 
zung aus den humanitären Lieferungen. 

Rücknahme von 
Privatisierungen 

Viele in der Ukraine zuvor privatisier¬ 
te Bergbau- und andere Großbetriebe 
wurden nationalisiert oder zunächst un¬ 
ter staatliche Verwaltung gestellt. Auch 
die Eisenbahn ist seit einigen Monaten 
Staatsbetrieb,. Insgesamt ist nach Auffas¬ 
sung der KP der DVR und anderer linker 
Kräfte im Bereich der Nationalisierung 
von Großbetrieben noch einiges zu tun, 
Eine Lösung wird Druck von links er¬ 
fordern. 


Auch in anderen Bereichen wird der 
staatliche Sektor ausgebaut, so auch der 
Einzelhandel,. Dabei geht es wie bei den 
über gesellschaftliche Organisationen 
vor Ort organisierten Preis- und Quali¬ 
tätskontrollen um stabile Preise bei Wa¬ 
ren des täglichen Bedarfs, für die es staat¬ 
lich festgelegte Höchstpreise gibt. 

Die kommunalen Betriebe sind zum 
größten Teil (wieder) in kommunaler 
oder staatlicher Hand. Die Tarife für Gas, 
Heizung, Wasser, kommunale Dienste 
sind stabil und wesentlich niedriger als 
in der Ukraine. Im Bereich der Front 
wurden und werden sie nicht erhoben. 

Arbeitsgesetzgebu ng 

Die Gewerkschaftsbewegung ist in 
der DVR als Einheitsgewerkschaft 
mit Branchengewerkschaften organi¬ 
siert. Sie haben weitgehende Rechte 
bei der Kontrolle der Arbeitsbedingun¬ 
gen in den Betrieben. Die Regelungen 
zu Arbeitsschutz und -Sicherheit sind 
verschärft worden, Statistiken zeigen, 
dass die Zahl der Arbeitsunfälle im 
Vergleich zur „ukrainischen Zeit“ deut¬ 
lich zurückgegangen ist. 

Es wird versucht die nach wie vor 
hohe Arbeitslosigkeit durch Wiederauf¬ 
bau von Produktionsbetrieben und Ar¬ 
beitsplätzen im kommunalen Bereich 
zu verringern. Ein Mindestlohn wurde 


festgelegt. Der Abbau von Lohnrück¬ 
ständen, die zu einem großen Teil noch 
aus ukrainischer Zeit stammen, läuft. 

Bildungs- und 
Gesundheitswesen 

Der Besuch von Vorschuleinrichtun¬ 
gen und der Schulbesuch sind kos¬ 
tenlos, seit einigen Monaten gibt es in 
den Schulen kostenlose Mahlzeiten. 
Nach Aussage des KP-Abgeordneten 
Ragosin, Mitglied des Volkssowjetko¬ 
mitees für Bildung, Wissenschaft und 
Kultur, gibt es nur noch zwei private 
Hochschulen in der DVR. Angestrebt 
ist neben der Anerkennung der Ab¬ 
schlüsse durch die Russische Föderati¬ 
on u.a. eine grundlegende Ausbildung 
ohne zu frühe Spezialisierung. Die 
Hochschulbildung ist derzeit nicht für 
alle Studierenden kostenlos, Kriterien 
sind Leistungen und soziale Lage. 

Besondere Förderung erhalten 
schon jetzt Menschen, die berufsbe¬ 
gleitend eine Berufsausbildung oder 
ein Studium absolvieren. Sie erhalten 
auf gesetzlicher Grundlage pro Jahr 30 
bis 40 Tage bezahlten Urlaub für Prak¬ 
tika und Prüfungen, zum Erstellen der 
Abschlussarbeiten bis zu vier Monate. 
Die Behandlung in den - durchweg 
staatlichen oder kommunalen - Kran¬ 
kenhäusern ist bei notwendigen Be¬ 


handlungen kostenlos. Es gibt Lis¬ 
ten, welche Medikamente kostenlos 
zur Verfügung gestellt werden, deren 
Ausweitung ist derzeit aus finanziellen 
Gründen nicht möglich. Für die übri¬ 
gen werden Höchstpreise festgelegt. 
In diesem Bereich gibt es immer wie¬ 
der Probleme, weil viele notwendige 
Hilfsmittel und Medikamente nicht fi¬ 
nanziert werden können, so dass viele 
Menschen auf humanitäre Hilfe ange¬ 
wiesen sind. 

★ 

Die Probleme, vor denen die Volks¬ 
republiken des Donbass in fast allen 
Bereichen der Sozial-, Bildungs- und 
Gesundheitspolitik stehen, müssen 
auf dem Hintergrund der Aggression 
von Seiten der ukrainischen Regierung 
gesehen werden. In der DVR wurden 
mehr als 10 000 Gebäude zerstört 
oder beschädigt, neben Wohnungen 
natürlich auch soziale Einrichtungen 
und Betriebe. Sehr viele leben noch 
in Notunterkünften. Einige Orte sind 
nach wie vor ohne Wasser und Strom, 
Reparaturen scheitern an Angriffen 
auf die Reparaturbrigaden. Nach wie 
vor wird Infrastruktur und Wohnraum 
durch das ukrainische Militär zielge¬ 
richtet zerstört. Finanzielle Mittel, aber 
auch Fachkräfte werden in hohem Maß 
durch die Verteidigung gebunden. Der 
Wiederaufbau hat begonnen, wird aber 
selbst bei Beendigung der militärischen 
Aggression Jahre dauern. Die fast völ¬ 
lige Wirtschaftsblockade durch die Uk¬ 
raine führt zu großen Problemen beim 
Wiederaufbau der Wirtschaft und da¬ 
mit auch bei den Steuereinnahmen. 
Während die Abhängigkeit von huma¬ 
nitärer Hilfe bei Lebensmitteln durch 
den Aufbau der Landwirtschaft deut¬ 
lich vermindert wurde, besteht sie im 
medizinischen Bereich des Wiederauf¬ 
baus nach wie vor. 

Eine Weiterführung der positiven 
Entwicklung wird eine Stärkung der 
linken Kräfte erfordern. Dies gilt für 
die genannten Bereiche, aber auch für 
den Kampf gegen die seit Jahrzehnten 
vorhandene Korruption, die nicht ein¬ 
fach durch Erlasse und Gesetze zu be¬ 
seitigen ist. Renate Koppe 


Wahl-Debakel 

In Österreich liegt der 
FPÖ-Kandidat vorn 

Die Koalition aus Sozialdemokraten 
und Konservativen in Österreich hat 
bei den Präsidentschaftswahlen ein De¬ 
bakel erlitten. Bei der ersten Wahlrun¬ 
de am Sonntag hatte Norbert Hofer 
von der rechtspopulistischen FPÖ rund 
35 Prozent erreicht. Er wird sich in der 
Stichwahl am 22. Mai mit dem Zweit¬ 
platzierten, dem Grünen Alexander Van 
der Bellen, messen, der auf 21,3 Prozent 
kam. Die Kandidaten von SPÖ und 
ÖVP waren mit jeweils nur 11 Prozent 
gescheitert. Die unabhängige Ex-Rich- 
terin Irmgard Griss hatte 19 Prozent der 
Wähler überzeugt, der Bauunternehmer 
Richard Lugner 2,3 Prozent. Die FPÖ 
hatte unter dem Slogan „Österreich zu¬ 
erst“ Stimmung in der Flüchtlingsfrage 
gemacht. Der Termin der Stichwahl ist 
der 22. Mai. 

Der KPÖ-Vorsitzende Mirko Mess- 
mer kommentierte: „Österreich braucht 
eine politische Alternative, die nur aus 
einer breiten politischen Kooperative 
links von der Sozialdemokratie und links 
von den Mainstream-Grünen entstehen 
kann.“ 


Keine Mehr¬ 
belastung 

Arbeitszeitverkürzung 
in China 

Konkrete Beschäftigungsziele gibt es 
keine, aber der Binnenkonsum soll ange¬ 
kurbelt werden, so die Begründung des 
Chinesischen Staatsrates in einem Rund¬ 
schreiben aus dem August letzten Jahres, 
dass die Verkürzung der Arbeitswoche 
auf viereinhalb Tage empfiehlt. 

Als Pilotprojekt haben nun die Städ¬ 
te Jinzhong (Provinz Shanxi) und Jian 
(Provinz Jiangxi) angefangen, dieses 
Vorhaben umzusetzen, nachdem im letz¬ 
ten Jahr bereits die Millionenstadt Sh- 
angrao (Provinz Jianxi) und der Kreis 
Ningxiang (Teil der Provinzhauptstadt 
Changsha, Hunan) die Umsetzung be¬ 
kanntgegeben hatten. 

Für den Öffentlichen Dienst dieser 
Städte bedeutet das Arbeitszeitverkür¬ 
zung bei vollem Lohnausgleich und - 
geht es nach den Vorgaben des Staats¬ 
rates - ohne höhere Arbeitsbelastung 
während der Arbeitszeit. Da auch der 
Service der öffentlichen Stellen nicht 
eingeschränkt werden darf, lässt das Pro¬ 
jekt nur einen Schluss zu: es muss einge¬ 
stellt werden. 

Das wäre in der Kohleregion Shanxi 
auch dringend notwendig. Der geplante 
Abbau von Arbeitsplätzen in der Kohle¬ 
industrie wird von der chinesischen Re¬ 
gierung mit 1,3 Millionen landesweit be¬ 
ziffert, hinzu kommen noch einmal 500 
000 Stellen, die in der Stahlindustrie ab¬ 
gebaut werden sollen. Für Umschulun¬ 
gen und die Vermittlung in andere Be¬ 
reiche sollen zwar 15,4 Mrd. US-Dollar 
bereitgestellt worden sein, da sich das 
Wirtschaftswachstum in China in den 
letzten Jahren nach und nach verringert 
hat, wird die Schaffung von Arbeitsplät¬ 
zen im öffentlichen Sektor gerade dort 
eine große Bedeutung haben, wo „alte“ 
Industriezweige bisher dominierten. 

Die Lokalregierung der häufig als 
größte Stadt der Welt bezeichneten Me¬ 
tropolregion Chongqing hatte zuvor 
bereits private Unternehmen angewie¬ 
sen, eine Ausweitung des Wochenendes 
für ihre Beschäftigten um einen halben 
Tag vorzunehmen. Bisher scheint diesen 
Maßnahmen aber Freiwilligkeit zugrun¬ 
de zu liegen, Berichte über Sanktionen 
im Falle, dass die Viereinhalbtagewoche 
nicht umgesetzt wird, sind nicht bekannt. 

Neben Chongqing, Jinzhong und 
Jian sind auf Provinzebene in Hebei, Ji¬ 
angxi, Gansu, Liaoning, Anhui, Shaanxi 
und Fujian Vorschläge zur Verkürzung 
der Arbeitswoche erarbeitet worden, die 
ebenfalls auf freiwilliger Basis umgesetzt 
werden sollen. 

Erst in den 1990er Jahren wurde die 
6-Tage-Arbeitswoche landesweit abge¬ 
schafft und die 5-Tage-Woche eingeführt. 

Imö 
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Wieviel Protest braucht es noch? 



Zeit online meint, Merkel und Obama hätten verstanden. 
Was sie verstanden haben? Dass es angeblich „länger brau¬ 
chen wird als gedacht“, mit dem Abschluss des Freihandels¬ 
abkommens TTIP. Öffentlich tut Bundeskanzlerin Merkel 
allerdings kund: „Wir sollten uns sputen.“ Dazu ein paar 
Witzchen, schöne Bilder und Adenauer-Zitate von Obama. 
Soweit die Obama- und Merkel-Show in Hannover, die eben 
auch ein Werbeauftritt der beiden für TTIP war. 

Die 90 000 Demonstranten, die am letzten Samstag in 
Hannover auf die Straße gingen, die Viertelmillion (!) Men¬ 
schen, die sich im letzten Oktober in Berlin und die mehr als 
3,4 Millionen Menschen in ganz Europa, die mit ihrer Unter¬ 
schrift ihre Ablehnung der Freihandelsabkommen mit den 
USA (TTIP) und Kanada (CETA) ausgesprochen haben, 
sind für Merkel und Obama kein Thema. Aber von den De¬ 


monstranten wird wohl auch kaum jemand gekommen sein, 
um Obama und Merkel davon zu überzeugen, dass sie sich 
ihre Freihandels-Proganda sparen können. 

Wer soll es also richten, wer die Freihandelsabkommen 
stoppen? Im Parteientalk vor der Demonstration gaben sich 
die Partei „Die Linke“, die „Grünen“ und Matthias Miersch 
von der SPD die Ehre. „Ich glaube, dass man uns das Vertrauen 
geben kann“, äußerte er wenig überzeugend und unter Buh- 
Rufen. Auch die anderen beiden Parteienvertreter gaben die 
Verantwortung für den Erfolg der Proteste wieder zurück an 
ihre Zuhöherinnen. Sie sollen den Druck erhöhen. Der ist zwar 
schon ziemlich hoch, aber wahrscheinlich haben sie Recht, es 
muss noch mehr werden. Weiter geht es am 24. September 
2016, wenn es auf mindestens sechs regionalen Demonstrati¬ 
onen wieder gegen TTIP und CETA auf die Straße geht. Imö 
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Hurra - 

es wird wieder reformiert 

Die Regierungsparteien entdecken ihre Liebe zum 
armen Rentner • Von Guntram Hasselkamp 


Kommentor von Lucas Zeise 

Flüchtlinge am i. Mai 


Frau Nahles und Herr Gabriel haben 
in einem Anfall von Selbstlosigkeit die 
armen Rentner entdeckt. Ebenso Herr 
Seehofer. Ein Zusammenhang mit 
den jüngsten Landtags wählen besteht 
selbstverständlich nicht. Und auch nicht 
mit den Bundestagswahlen im nächsten 
Jahr. 

Jedenfalls aber ist plötzlich die ge¬ 
priesene „Riesterrente“ gescheitert. 
„Riester“ ist bekanntlich ein Teil des 
„Drei-Säulen-Modells“ der deutschen 
Altersvorsorge. „Drei Säulen“, das 
klingt beruhigend nach Stabilität und 
Sicherheit. Die „Säule“ Betriebsren¬ 
te im „deregulierten Arbeitsmarkt“ ist 
ein eigenes Thema. Aber für die „Säu¬ 
le“ „Riester“ lässt selbst der knickrige 
Finanzminister gerne mal ein paar Mil¬ 
liarden springen. 

Und nun soll „Riester“ geschei¬ 
tert sein? Fragt sich für wen? Gut, der 
hoffnungsvolle „Riester-Rentner“ in 
spe hätte sein Geld vielleicht besser 
versoffen, und die Staatskasse stünde 
auch besser da - ohne „Riester“. Aber 
für Herrn Riester, oder für den Fi¬ 
nanzmakler Maschmeyer aus Hanno¬ 
ver beispielsweise, da kann von Schei¬ 
tern keine Rede sein. Es ist genau das 
herausgekommen, was von vornher¬ 
ein „drin“ war: Einige Leute sind sehr 
reich geworden, viele arm. Heute ha¬ 
ben die rund 16 Millionen „Riester- 
Gläubigen in der Dürre der Null-Zins- 
Politik der EZB einfach mal Pech ge¬ 
habt. Kapitalismus, das heißt nicht nur 
Boom-Party, sondern seit 200 Jahren 
auch regelmäßig Krisen, Pleiten, Ban- 
ken-Crash, Null-Renditen und Null- 
Zinsen. Die Idee, die Alterssicherung 
der arbeitenden Menschen im Finanz- 
Casino absichern zu wollen, konnte 
auch nur die Sozialdemokratie (unter 
Gerhard Schröder) ins Werk setzen, 
die bedingungs- wie erinnerungslos an 
das Gute im (deutschen) Kapitalismus 
glaubt. 

Natürlich wäre der Erfolg von 
„Riester“ begrenzt geblieben, wäre es 
nicht gelungen, gleichzeitig die erste 
„Säule“, die althergebrachte umlagefi¬ 
nanzierte Rente so zu „reformieren“, 
dass jedem ihre Brüchigkeit und da¬ 
mit sein sozialer Abstieg klar vor Au¬ 
gen stand. In einem einmaligen System¬ 
bruch wurde aus Versorgungssicherheit 
und Sicherung des Lebensniveaus die 
Begrenzung der Beitragshöhe (für die 
Unternehmen). Das UmverteilungsVo¬ 
lumen der rosa-olivgrünen und rosa¬ 
schwarzen Renten-“Reformen“ dürfte 
im dreistelligen Milliardenbereich lie¬ 
gen. Die Renten-“Reformen“ haben, 
dank des Gewerkschaftsführers Ries¬ 


ter und des guten Franz Müntefering 
aus dem Sauerland, nicht etwa „nicht 
funktioniert“, sondern bestens geklappt: 
Der „Nachhaltigkeitsfaktor“ wird das 
Rentenniveau bis 2020 zuverlässig auf 
47 Prozent und bis 2030 - also in 14 
Jahren - auf 43 Prozent - brutto - vom 
Nettolohn absenken. Die „große Wit¬ 
wenrente“ beträgt dann satte 50 Prozent 
von 43 Prozent. Und das auch nur, falls 
jemand tatsächlich noch eine Erwerbs¬ 
biographie von 45 Beitragsjahren bis 
zu seinem 67sten Lebensjahr zusam¬ 
menbringt. Schon jetzt 2014 lagen 61 
Prozent, also 10,9 Mio. der 17,8 Mio. 
Altersrenten unter der „Armutsge¬ 
fährdungsschwelle“ von 917 Euro. Dass 
trotzdem offiziell nur 2,44 Mio. Men¬ 
schen im Alter von 65plus als armuts¬ 
gefährdet gelten, bleibt das Geheimnis 
der Statistiker, ändert aber nichts daran, 
dass schon jetzt rund 11 Millionen Al¬ 
tersrentner zumindest von ihrer Rente 
nicht mehr vernünftig leben können. 

„Wir haben einen der besten Nied¬ 
riglohnsektoren aufgebaut, den es in 
Europa gibt“, prahlte Gerhard Schrö¬ 
der 2005 vor der globalen Wirtschafts¬ 
elite in Davos. Ja, super. Die Kollegin¬ 
nen und Kollegen in diesem besten al¬ 
ler Niedriglohnsektoren können sich 
jegliche Altersvorsorge schenken. Sie 
werden mit ihrer Rente nie über die 
Grundsicherung kommen. Und nicht 
nur sie nicht. Erst wer inflationsberei¬ 
nigt 45 Jahre dauerhaft jenseits von 12 
Euro pro Stunde verdient, kann über¬ 
haupt damit anfangen, sinnvollerweise 
über seine Rente nachzudenken. Alle 
anderen sollten sich besser gleich mit 
dem Weg zum Sozialamt abfinden. 

Ärgerlich für die Macher ist nur, 
dass es den Menschen, im Krisenver¬ 
lauf mit seinen Billionen-schweren 
Rettungsschirmen langsam dämmert, 
in welcher Lage sie tatsächlich stecken 
und wer sie da hineingeritten hat. Da 
hilft dann auch Gabriels bräsige Ig¬ 
noranz und Merkels Gebetstrommel, 
„Deutschland geht es gut“, nicht wei¬ 
ter. CDU/CSU und ihre Juniorausga¬ 
be SPD sind dabei ihre Tarnung als 
„Volkspartei“ zu verlieren, und er¬ 
scheinen zunehmend als das, was sie in 
Wirklichkeit sind: politische Vertreter 
des Großen Geldes. 

Wenn es aber eh 4 keine Möglich¬ 
keit zur sicheren Lebensplanung, 
zum Wohlstandsaufbau, ja nicht ein¬ 
mal zur Altersvorsorge gibt, warum 
es also überhaupt versuchen? Warum 
sich für ein Reihenhaus oder eine Ei¬ 
gentumswohnung krummlegen, wenn 
das mühsam Ersparte am Ende in An¬ 
rechnung auf die Stütze eine Beute des 


Sozialamtes wird? Der kleinbürger¬ 
liche Leistungswille, die sozialdemo¬ 
kratische Zukunftshoffnung - „Unsere 
Kinder sollen es einmal besser haben“ - 
sind durch Hartz IV, „Riester“, und die 
Agenda-Politk ihrer materiellen Basis 
beraubt. Da gerät die konsumfrohge¬ 
mute, kapitalismusgläubige Leistungs¬ 
motivation kräftig unter die neolibera¬ 
len Räder. 

Klar, ließe sich beim gegenwärtigen 
und erst recht beim künftigen Produk¬ 
tivitätsstand ein solidarisches Umlage¬ 
system für alle locker erreichen. Trotz 
aller demographischen Horrorszena¬ 
rien. Die produktiv Tätigen müssen in 
jeder Gesellschaft diejenigen mit unter¬ 
halten, die noch nicht können oder die 
nicht mehr können. Anders ging es nie 
und geht es auch in Zukunft nicht. Kei¬ 
ne Gesellschaft kann als Ganzes spa¬ 
ren und niemand kann im Alter seine 
Aktien oder seine Goldbarren fressen. 
Und da (fast) jeder alle Altersstadien 
durchläuft, ist das Umlagesystem auch 
solidarisch. Und wenn auch die „Bes¬ 
serverdienenden“, alle, gemäß ihrer Ein¬ 
kommen, einzahlen würden, wäre ein 
auskömmliches Rentenniveau auch 
mit niedrigen Beitragssätzen locker zu 
finanzieren. 

Keine Verbesserung, 
aber Kosmetik 

Aber das ist natürlich eine Fata Morga- 
na. Klar ist, es wird keine substantielle 
Verbesserung in der Rentenfrage ge¬ 
ben, jedenfalls nicht beim gegenwärti¬ 
gen Stand des Kräfteverhältnisses. Man 
müsste ja die Milliarden rückumvertei¬ 
len. Daher versuchen nun Gabriel, Nah¬ 
les und Seehofer zumindest so zu tun 
als ob. Zwar bleibt „Riester“ wohl auch 
weiterhin sakrosankt. Im Zweifel aber 
könnte es auf ein wenig Kosmetik hin¬ 
auslaufen, darauf, den Steuerzahler in 
die Pflicht zu nehmen, etwa in Richtung 
einer weitgehend „kostenneutralen“ 
Umwidmung der Mittel für die Stütze 
in eine Art Basis-Rentenzahlungen auf 
Hartz-Niveau, so dass der entwürdigen¬ 
de Gang zum Sozialamt erspart bleibt. 
Dagegen hat Finanzminister Schäuble, 
wie immer, die Stimme seiner Herren 
klar im Ohr: Verbesserung durch Zer¬ 
störung. Wer mit 67 keine Arbeit hat, 
warum soll der nicht auch bis 70 keine 
Arbeit haben? Und wenn eh’ schon Zig- 
Millionen ihre Alterssicherung in den 
Wind schreiben dürfen, warum dann 
nicht noch ein paar Millionen mehr? 
Die Räder müssen rollen für den Sieg 
in der Exportoffensive. Und ohne Dum¬ 
pinglöhne und Minirenten geht das nun 
einmal nicht. 


Was ist eine Gewerkschaft? Sie ist 
ein Kartell der Arbeitskräfte mit dem 
Zweck, die Konkurrenz untereinan¬ 
der einzuschränken. Das ist eine sehr 
kapitalistisch formulierte Definition. 
Aber in einer Gesellschaft, in der Ar¬ 
beitskraft auf dem Markt gehandelt 
wird, bleibt denen, die ihre Arbeits¬ 
kraft verkaufen müssen, gar nichts 
anderes übrig, als sich so zu wehren. 
Der streng regulierte Arbeitsmarkt 
ist - fast immer - im Interesse derer, 
die vom Lohn leben. Die andere Klas¬ 
se setzt alles daran, den Arbeitsmarkt 
zu deregulieren. Den angeblich „ver¬ 
krusteten“ Arbeitsmarkt flexibel und 
liquide zu machen, war das Ziel der 
Unternehmerverbände und der Re¬ 
gierung, als Gerhard Schröder 2003 
die Agenda 2010 durchsetzte. Das Er¬ 
gebnis war das gewünschte: die Ab¬ 
senkung des Lohnniveaus. 

Das Angebot an Arbeitskräften 
möglichst zu erhöhen, ist das Interes¬ 
se des Kapitals. Bei einem Überange¬ 
bot können Streiks besser abgewehrt, 
Tarifverträge besser ausgehöhlt und 
das Arbeitsrecht besser gebeugt wer¬ 
den. Niemand hat sich deshalb ge¬ 
wundert, dass Kanzlerin Merkel im 
Namen von Bundesregierung und 
Kapitalverbänden die vielen Flücht¬ 
linge zunächst begrüßt hat. Die deut¬ 
schen Unternehmen jammern seit 
Jahren über den angeblichen Fach¬ 
kräftemangel. Der Zustrom gut qua¬ 
lifizierter Arbeitskräfte begrenzt den 
eigentlich fälligen Anstieg der Gehäl¬ 
ter. Damit der Zuwachs weniger Qua¬ 
lifizierter das allgemeine Lohnniveau 
absenkt, wird eine Kampagne zur wei¬ 
teren Aufweichung des Mindestlohns 
begonnen und die Minijobs wieder 
neu belebt. Die Konkurrenz zwischen 
Neu- und Altbürgern entsteht auch 
bei Wohnraum und sozialen Leistun¬ 
gen des Staates. 

Dass Flüchtlinge als Konkurrenz 
am Arbeitsmarkt, am Wohnungs- 


Aktionseinheit gegen rechts bedeutet, 
Zugeständnisse zu machen, revolutio¬ 
näre Forderungen aus der Bündnisar¬ 
beit auszuklammern und den kleinsten 
gemeinsamen Nenner zu suchen. Das 
Bündnis „Aufstehen gegen Rassismus“ 
macht falsche Zugeständnisse, gibt un¬ 
verzichtbare Forderungen auf und hat 
einen zu kleinen gemeinsamen Nenner 
festgelegt. 



Am vergangenen Wochenende hat 
das Bündnis eine Aktionskonferenz im 
Frankfurter Gewerkschaftshaus durch¬ 
geführt. Nach einer kontroversen De¬ 
batte hat der Koordinierungskreis des 
Bündnisses den Vorschlag durchge¬ 
setzt, die soziale Frage nur ganz ab¬ 
strakt anzudeuten. Das Bündnis wird 
nicht thematisieren, dass die Kriegspo¬ 
litik der Bundesregierung eine Flucht¬ 
ursache ist, es wird die Flüchtlingspoli¬ 
tik Merkels nicht kritisieren. 

Die DKP sucht die Zusammenar¬ 
beit mit allen, die dem Rassismus der 
AfD etwas entgegensetzen wollen. Was 
können wir diesem Rassismus entge¬ 
gensetzen? Mit dem Zeigefinger zu 
wackeln und zu erklären, dass Rassis- 


markt und bei sozialen Leistungen 
auftreten, ist objektive Tatsache. Und 
wer schon jetzt um seinen schlecht 
bezahlten Job und seine teure Woh¬ 
nung fürchten muss, hat am meis¬ 
ten Grund, die neue Konkurrenz zu 
fürchten. Die Grenzen dicht zu ma¬ 
chen, ist dabei keine Lösung. Ge¬ 
werkschaften organisieren ihr Kar¬ 
tell für höheren Lohn und bessere 
Arbeitsbedingungen nicht unter Aus¬ 
schluss der Schwächsten, sondern mit 
ihnen und für sie. Das ist die traditi¬ 
onsreiche Politik der Arbeiterbewe¬ 
gung. 

Die Lösung muss bei denen ge¬ 
sucht und gefunden werden, die den 
Flüchtlingszustrom verursacht haben 
und jene, die sich anschicken, von 
ihm zu profitieren. Die Überlegung 
dabei ist ziemlich einfach. Wenn das 
Arbeitskräfteangebot massiv steigt, 
muss der Bedarf an Arbeitsplätzen 
ebenfalls erhöht werden. Wenn der 
Bedarf an Wohnraum steigt, muss die 
Zahl der Wohnungen ebenfalls er¬ 
höht werden. Am Wochenende hat 
der Parteivorstand der DKP genau 
diesen Zusammenhang in einem For¬ 
derungskatalog zusammengestellt. Er 
richtet sich an die Bundesregierung, 
deren Chefin großspurig verkündet 
hatte: „Wir schaffen das“. Es wäre in 
der Tat leicht zu schaffen, eine Million 
neue Wohneinheiten zu bauen und sie 
zu finanzieren, sowie im Zuge dessen 
neue Arbeitsplätze zu schaffen. Allein 
es fehlt der Wille dazu. 

Es ist schon oft gesagt worden, 
dass das „Problem“ der Flüchtlinge 
kein kulturelles, sondern ein soziales 
Problem, oder präziser ein Problem 
des Klassenkampfes ist. Die Forde¬ 
rungen an die Regierung bringen das 
zum Ausdruck. Wenn sie massenhaft 
erhoben werden, sind sie auch durch¬ 
setzbar. Die vielen Flüchtlinge wären 
keine Konkurrenz und kein Problem 
mehr. 


mus unanständig und irgendwie unzivi¬ 
lisiert ist, überzeugt nur wenige. Wenn 
ein Kollege rassistische Auffassungen 
verbreitet, ist das Wichtigste nicht, eine 
„rote Linie“ zu ziehen, wie es das Bünd¬ 
nis vorhat. Das Wichtigste ist, deutlich 
zu machen, wem der Rassismus der 
AfD nützt und wem er schadet: Die 
Klassenfrage. 

Um der AfD entgegenzutreten, müs¬ 
sen wir erklären, wessen Interessen hin¬ 
ter dieser Partei stehen, wir müssen zei¬ 
gen, welchen Ausweg es aus den sozialen 
Problemen gibt, und wir müssen prakti¬ 
sche Ansätze zum gemeinsamen Kampf 
aller arbeitenden Menschen schaffen. 
Das Bündnis hat sich bewusst dafür ent¬ 
schieden, auf solche Inhalte zu verzich¬ 
ten. Die Grünen-Spitze und die Minis¬ 
terin Schwesig hätten den Aufruf sonst 
nicht mit ihrer Unterschrift geadelt. 

Das Bündnis wird zwei Wochen vor 
den Abgeordnetenhauswahlen in Ber¬ 
lin ein „Großevent“ durchführen. Wenn 
der Inhalt dieser Aktion nur ist: „Dei¬ 
ne Stimme gegen die AfD“ - wie wer¬ 
den die Menschen die Aktion wahrneh¬ 
men? Als Unterstützung für Merkels 
Flüchtlingspolitik? Als Wahlwerbung 
für eine Rot-Rot-Grüne Koalition? 

Diese Gefahr besteht. Die DKP hat 
den Aufruf des Bündnisses nicht unter¬ 
schrieben. Sie wird sich mit ihren Inhal¬ 
ten in die örtlichen Bündnisse und die 
bundesweiten Aktivitäten gegen Ras¬ 
sismus und die AfD einbringen. 

Wir sagen: Die Hauptursache der 
Flucht ist die Kriegspolitik des Imperia¬ 
lismus. Rassismus dient der Spaltung 
der Ausgebeuteten, um noch mehr An¬ 
griffe auf die sozialen und demokrati¬ 
schen Rechte durchsetzen zu können. 
Die AfD ist eine Partei der Banken und 
Konzerne. 

Unsere Willkommenskultur heißt: 
Gemeinsam kämpfen. 


Kommentor von Olof Motthes 

Zu kleiner gemeinsamer Nenner 
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Schöne deformierte Arbeitswelt 

Versuch eines lesenden Arbeiters, vor lauter digitalen Bäumen den Wald nicht aus dem Auge zu verlieren 


Eins. Vernetzt in die Zukunft 

Da kann einem schon der Kopf brum¬ 
men, bei all dem, was sich da an rasan¬ 
ten Umbrüchen zukünftig auch in der 
Produzentenwelt „entlang der Wert¬ 
schöpfungskette“ [1] abzeichnet: Cy¬ 
ber-physische Systeme (CPS), Cyber 
Physical Production Systems (CPPS), 
Enterprise Resource Planning Systems 
(ERP-System), PPS (Produktionspla- 
nungs- und Steuerungssystem), Cloud- 
working, Crowdsourcing etc. pp. Worum 
geht’s da im Kern? Keineswegs nur um 
neue Technik, sondern auch um Neu¬ 
organisation von der Planung über den 
Produktionsprozess bis zum Vertrieb. 
Kurz: Um die Vision einer umfassen¬ 
den Vernetzung von (produzierenden 
und konsumierenden) Menschen mit 
(rechnenden und produzierenden) Ma¬ 
schinen im WorldWideWeb, wobei die 
Maschinen, ausgestattet mit Sensoren, 
immer mehr Daten sammeln, diese im¬ 
mer schneller verwerten und sich im¬ 
mer mehr selbst steuern sollen. Dort, 
wo in der Vergangenheit menschliche 
Entscheidungen, Eingriffe und Arbeits¬ 
kraft „zwischengeschaltet“ waren, re¬ 
geln vernetzte „Denkzeuge“ vieles 
(scheinbar) von selbst, laufen sozusa¬ 
gen auf „Autopilot“. Noch verkürzter: 
ins „Internet der Dinge“ (Kühlschrank 
an Händler: Milch ist aus!) soll auch 
die industrielle Produktion eingebet¬ 
tet werden. 

Im Mitarbeitermagazin des Chemie¬ 
konzerns Evonik lese ich in der Titel- 
story[2] „Die neue Datenwelt revoluti¬ 
oniert bisherige Denk- und Arbeitswei¬ 
sen. Evonik mischt bei diesem Wandel 
kräftig mit. Industrie 4.0: DAS WIRD 
SMART“. Es gehe um ganz neue Pro¬ 
dukte, Kunststoffe für 3-D-Drucker, 
weiche Materialien für Roboter, die 
künftig Seite an Seite mit Menschen ar¬ 
beiten sollen und Werkstoffe, die selbst 
als Sensor, als Daten- oder Energie¬ 
speicher fungieren. Es gehe um mehr 
Flexibilität, um modulare und flexible 
Anlagenkonzepte, die es dem Konzern 
angesichts kürzerer Produktions- und 
Innovationszyklen bei seinen Kunden 
erlauben, neue Produkte schneller und 
auch in kleineren Mengen wirtschaft¬ 
lich herzustellen ... 

Wie das konkret funktionieren soll ist 
noch Gegenstand von Forschungs- und 
Pilotprojekten, z.B. über das staatlich 
geförderte, d.h. von unseren Steuer¬ 
geldern finanzierte Projekt SIDAP. 
Der Name sagt, um was es geht: ein 
„Skalierbares Integrationskonzept zur 
Datenaggregation, -analyse und -auf- 



Arbeitswelt 4,0 


bereitung von großen 
Datenmengen in der 
Prozessindustrie“. Evo¬ 
nik, IBM und die TU 
München erproben die¬ 
ses Sammeln und Ver¬ 
werten großer Daten¬ 
mengen in Produktions¬ 
prozessen praktisch und 
erarbeiten gemeinsame 
Standards. Eine andere 
Forschungsgruppe mit 
Namen „Manufacturing 
Intelligence“ erforsche 
derweil, wie Computer 
Muster in wachsenden 
Datenbergen erkennen 
und nutzbar machen 
können. Und in einem 
weiteren Pilotprojekt 
werde gemeinsam mit 
einem Gerätehersteller 
am Beispiel eines Ven¬ 
tils erforscht, welche 
Daten es überhaupt 
brauche, wie sie aus¬ 
getauscht, aufbereitet, 
verschlüsselt und ge¬ 
schützt werden. Denn 
die „smarte Fabrik“ 
brauche „smarte Kom¬ 
ponenten“, d.h. auch 
Ventile, Pumpen und 
Behälter sollen „smar¬ 
ter“ werden. 

Große Aufgaben hat 
bei diesem Umbau ins¬ 
besondere die Konzern- 
IT zu leisten, die bereits 2014 zu einem 
„Global IT & Process Center“ umge¬ 
baut wurde. Seine neue Leiterin formu¬ 
liert mit Blick auf die Zukunft Sorgen 
um Know-how-Schutz bzw. IT-Sicher- 
heit. Ganz andere Sorgen haben der¬ 
weil gut 1000 Evonik-Mitarbeiterlnnen 
aus der Verwaltung, z.B. den „Financial 
Services“ (Buchhaltung) und sogar der 
internen IT, weil ihre Arbeitsplätze als 
überflüssig wegrationalisiert worden 
sind. Davon steht nichts in der Titel¬ 
story über das so schön „smarte manu- 
facturing“ oder darüber, was das eine 
mit dem anderen zu tun hat. In der viel¬ 
zitierten Studie der ING.DiBa ist hin¬ 
gegen zu lesen, in welchen Tätigkeits¬ 
bereichen dieser neuerliche Technolo¬ 
gieschub am meisten lebendige Arbeit 
überflüssig macht: administrative Tä¬ 
tigkeiten (Büro/Sekretariat/Sachbear- 
beitung), Hilfsarbeitstätigkeiten (z.B. 
Lagerwirtschaft/Logistik), Mechaniker, 
Fahrzeugführer und Maschinenbedie¬ 
ner. 


Oas Thema: Chriitian Fuchs, Digitale Arbeit und Imperialismus; Uwe Fritsch, Arbeit 4.0 bei 
Volkswagen; Lothar Geister, Schöne deformierte Arbeitswelt; Marcus Schwanbach, Die 
modernen Clickarbeiter; Bernd Riexinger (Partei Die Unke), Für eine demokratische Zu¬ 
kunftswirtschaft; Lotter/Meinen/Treptow, Arbeitsbegriffe marxistisch begreifen 
Weitere Themen; Rüstungskonversion-was geht und wie geht mehrZ.A. Rleger; Der Mar 
xismus des James Connolly, Th. Met scher; Sohra Wagenknecht und der Kapitalismus, K. Wa- 
gener; Neue Aussichten für Kuba T. A. Chariamenko, Geschichtspolltlk in Thüringen, L. Elm; 
Studierende gegen «•Pick up ArtistsD. Tigges/D. Weber, Zum 30. Todestag von Reinhard 
Opitz, K. Baumonn; Flucht als großes Vorbeben, M. Sohn; >946 - Sozialisierungsforderun- 
gen in Ost und West. H. Schneider 


konkreten Dingen 
und neuen Entwick¬ 
lungen steckenden 
Motive und Triebkräf¬ 
te des Kapitals sind 
und bleiben die alten. 
Der zweite: die Erin¬ 
nerungsbrücke zu den 
bis heute gemachten 
(Klassenkampf-)Er- 
fahrungen mit „indus¬ 
trieller Revolution“ 
und den bisherigen 
Gestaltungskonzep¬ 
ten und -instrumenten 
kann so anschaulicher 
geschlagen werden. [3] 
Denn bei aller Wich¬ 
tigkeit neuer Kampf¬ 
erfahrungen, z.B. der 
„neuen Clickarbeiter“ 
oder der Kolleginnen 
beim Onlinehändler 
Amazon[4], verlieren 
die älteren ja nicht an 
Bedeutung. 

Und was ist nun die¬ 
ser alte, harte Wesens¬ 
kern? Vor gut 30 Jah¬ 
ren, als das Bündnis 
zwischen marxistischen 
Wissenschaftlerlnnen 
und der Arbeiterbe¬ 
wegung noch enger 
war und beide noch 
stärker waren, wurde 
er so formuliert: „... 
neue Arbeitsmittel, 
die bestimmte Formen menschlicher 
Tätigkeit ersetzen, aber Instrumente 
menschlichen Handelns sind ..., wer¬ 
den unter kapitalistischen Klassen- 
und Eigentumsverhältnissen als Pro¬ 
duktivkräfte des Kapitals entwickelt, 
sind insofern keine ,neutrale 4 Tech¬ 
nik, sondern Mittel der Intensivierung 
und Ökonomisierung der Kapitalre¬ 
produktion, was die Gestaltung ihrer 
betrieblichen Einsatz- und Anwen¬ 
dungsformen wesentlich beeinflusst. 
Ihre Universalität hebt ihre Bindung 
an das einzelkapitalistische Verwer¬ 
tungsinteresse nicht auf, ihre Anwen¬ 
dung bewegt sich vielmehr innerhalb 
des Widerspruchs von einzelbetrieb¬ 
licher Rationalität und gesamtgesell¬ 
schaftlicher Konkurrenz. Sie sind In¬ 
strumente kapitalistischer, auf Inten¬ 
sivierung von Lohnarbeit gerichteter 
Rationalisierung und nicht Mittel be¬ 
wusster, geplanter Entfaltung von Per¬ 
sönlichkeit und Produktivkräften der 
Individuen.“ [5] 


Zwei. Der alte, harte 
Wesenskern 

Egal, welches neue Label man den 
aktuellen technischen und organisa¬ 
torischen Umbrüchen in der Arbeits¬ 
welt verpasst - „Industrie 4.0“, „Smart 
Factory“ „Office 2.0“, „Wirtschaft 4.0“, 
„Digitale Transformation 44 „Zweites 
Maschinenzeitalter“, „Digitalisierung 
der Arbeitswelt 44 „Industrial Inter¬ 
net“... -, ihr harter Wesenskern ist 
bei aller wirklich neuen Qualität, bei 
aller Fülle wirklich neuer, (auch für 
den Marxismus als Wissenschaft) noch 
ungeklärter Detailfragen, arbeitenden 
Menschen mit ganz wenigen alt-ein- 
geführten Begriffen hinreichend be¬ 
greifbar zu machen, mit Begriffen wie 
z.B. „Automatisierung“, „Flexibilisie¬ 
rung“, „Rationalisierung“, „Intensivie¬ 
rung“, „Profitmaximierung“ etc. 

Man muss also als lesender Arbeiter 
nicht auf jeden „Alles-ist-so-neu“- 
Hype abfahren. Vor allem aus zwei 
Gründen. Der erste: die hinter den 
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Wen wundert’s da, dass die Bundesver¬ 
einigung der Arbeitgeber in ihrem Po¬ 
sitionspapier zur Digitalisierung (Mai 
2015) weiter voll auf Wettbewerbs- und 
Standortlogik setzt und neue Chancen 
sieht für eine noch offensivere Deregu¬ 
lierung der Arbeits-, Sozial- und Mitbe¬ 
stimmungsrechte, Flexibilisierung der 
Arbeitszeiten und Abbau der Reste so¬ 
zialstaatlicher Regelungen: also mehr 
Leiharbeit, mehr Werk- und Dienst¬ 
verträge, mehr Befristungen. Statt ei¬ 
ner täglichen Höchstarbeitszeit von 
acht Stunden soll es eine wöchentliche 
von 48 Stunden geben. Die Betriebs¬ 
verfassung soll der absehbaren höheren 
Geschwindigkeit bei Entscheidungs¬ 
und Umsetzungsprozessen angepasst 
werden. „Verzögerungspotentiale“ - 
gemeint sind Mitbestimmungsrech¬ 
te der Betriebsräte - sollen abgebaut 
werden. Das ist das, was auch Frau Mer¬ 
kel als „marktkonforme Demokratie“ 
durchsetzen will. Und wenn der BDA- 
Chef all das ausspricht, vergiftet er kei¬ 
neswegs die Debatte um Arbeiten 4.0, 
wie Kollegin Buntenbach (DGB) kri¬ 
tisiert. Er verdeutlicht vielmehr: Das 
Interesse des Monopolkapitals ist das 
Gift, das mit Blick auf die Gesamtheit 
der Produktivkraftentwicklung all das 
Sorgen machend Destruktive hervor¬ 
bringt. Das vorrangige Problem ist 
nicht die technische Revolution, son¬ 
dern die überfällige soziale ... 

Lothar Geisler 

Stark gekürzter Vorabdruck aus 
Marxistische Blätter „Arbeitswelt 4.0 “ 

1 UnterWertschöpfungverstehen bürger¬ 
liche Ökonomen die Größe, um die der 
Wert des Outputs einer Produktion, den 
Wert ihres Inputs übersteigt. Sie reden 
von Wertschöpfungskreisen, -ketten, 
-netzwerken und lassen gerne im Ne¬ 
bel, was Wert ist und wie er vermehrt 
wird - nämlich durch Arbeitskraft! Ge¬ 
werkschafter und Linke sollten das bes¬ 
ser immer betonen, bevor sie sich auf 
dieses Wording einlassen. 

2 Folio i/Februar 2016, Seite 12ff. 

3 Was auch ein wenig davor schützen mag, 
der ,digitalen Transformation' an sich 
oder aus sich heraus ein weitergehendes 
Transformationspotenzial anzudichten. 

4 Joern Boewe, Johannes Schulten „Der 
lange Kampf der Amazon-Beschäftig- 
ten", Labor des Widerstands: Gewerk¬ 
schaftliche Organisierung im Online¬ 
handel, Analysen der Rosa-Luxemburg- 
Stiftung 

5 Andre Leisewitz,„Wissenschaftlich-tech¬ 
nische Revolution und deformierte Pro¬ 
duktivkraftentwicklung“, in: IMSF Jahr¬ 
buch 13,1987, Seite 19. 
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Wo Verbrechen ehrenhaft werden 

Zu Christoph Heins Roman „Glückskind mit Vater“ 


D ie Literaturkritik sucht lange 
nach dem „Wenderoman“ Nun 
gibt es ein wichtiges Ergebnis, 
Christoph Heins umfangreichen Ro¬ 
man „Glückskind mit Vater“ Hein 
verzichtet allerdings auf den Begriff 
„Wende“ der die Zeit um 1989 nicht 
trifft. Der parteilose Lehrer und Pro¬ 
tagonist des Buches, Konstantin Bog- 
gosch, der Erzähler des Romans, nennt 
die Zeit vor 1989 nach seinem Blumen¬ 
verkäufer „die andere Zeit“ (13,17). 
Hein beschreibt, dass es keinen Wende¬ 
roman geben kann: Die gesellschafts¬ 
politischen Veränderungen von 1989/90 
waren das Ergebnis einer deutschen 
Entwicklung, die im Faschismus einen 
Ursprung hatte, beeinflusst von inter¬ 
nationalen Beziehungen und letztlich 
weiter zurückreichend. Der Bildungs¬ 
roman des Konstantin Boggosch wird 
zum Familienroman der Familien Mül¬ 
ler und Boggosch, dieser zum deut¬ 
schen Gesellschaftsroman seit Ende 
des Kaiserreichs. In der Biografie eines 
Einzelnen spiegeln sich deutsche und 
andere Entwicklungen des 20. Jahrhun¬ 
derts. 

Es ist ein spannender Roman, ein 
Abenteuerroman, ein Schelmenro¬ 
man, gut lesbar dazu, kurz: Es ist ein 
außerordentlich gelungener Roman. 
Aber solche Bewertungen sollten sich 
nicht vor seinen größten Wert stellen: 
Es ist ein Roman über die Gegenwart 
faschistischer Verbrechen, ein Roman, 
der nicht nur daran erinnert, sondern 
ihr Weiterleben aufdeckt, warnt und 
heutiges Denken dieser Art entlarvt. 

Boggosch, der zuerst Müller hieß, 
wurde kurz nach Kriegsende 1945 ge¬ 
boren. Ein Brief vom Finanzamt löst 
2012 Erinnerungen aus, warum Kons¬ 
tantin nun Boggosch und nicht mehr 
Müller heißt. Verfolgt wird in drei Vier¬ 
teln des Romans Konstantins Entwick¬ 
lung von 1945 bis zum Studium 1962, 
ein Viertel gehört der Zeit bis 2012. 

Im Herbst 1989 wählen ihn Lehrer 
und Schüler zum Direktor, seine fami¬ 
liären Belastungen scheinen endgültig 
vorbei. Aber nach 17 Monaten wird er 
abgelöst: Zwar sei seine Wahl „ein re¬ 
volutionärer Akt in den Wendewirren“ 
(491) gewesen, erklärt ihm der neue 
Schulrat, aber die Wahl entspreche 
nicht dem deutschen Beamtenrecht, 
„Recht muss Recht bleiben“ (491). 
Deshalb werde er durch jenen ehema¬ 
ligen Vorgesetzten Konstantins ersetzt, 
der vor Jahren in die Bundesrepublik 
geflohen war. Die einem Schelmenro¬ 
man eigenen ironisch-satirischen Ak¬ 
zente werden hier unüberbietbar zur 
Groteske zugespitzt. 

Konstantin schlägt das riesige Erbe 
aus, das nach 1989 auf ihn käme, ist es 
doch erneut der verbrecherische Vater, 
der im Erbe wirksam würde. Sein Bru¬ 
der, mit dem er keine Beziehung mehr 
hat, wird einflussreichster Mensch der 
Stadt und herrscht wie einst sein Va¬ 
ter. Konstantin muss sich am Ende ei¬ 
ner Tumoroperation unterziehen. Er 
hat seinen Vater überwunden, nur in 
nächtlichen Träumen erscheint er. 

Der Roman nimmt die verdrängte 
Frage auf, wie antifaschistische Haltun¬ 
gen nach ihrer grundlegenden Bedeu¬ 
tung 1945 allmählich in purem Forma¬ 
lismus erstarrten, in dessen Schatten 
sich alte Gedanken und Haltungen re¬ 
produzieren konnten bzw. latent erhal¬ 
ten blieben. Die Brüder repräsentieren 
diesen Unterschied: Während Konstan¬ 
tin sein Leben auf die Überwindung 
seines Vaters und seiner Vergangen¬ 
heit ausgelegt hat und deswegen zahl¬ 
reiche Schwierigkeiten bekommt, aber 
seinem Vorsatz bis hin zum Verzicht auf 
das väterliche Erbe treu bleibt, tritt sein 
Bruder, der ein Abbild des verbrecheri¬ 
schen Vaters wird, aus Karrieregründen 
in die SED ein. Konstantin sieht an der 
Entwicklung seines Bruders, wie anti¬ 
faschistische Prinzipien zu erstarren¬ 
den Dogmen verkommen und letztlich 
sogar die Reproduktion der alten Ver¬ 
hältnisse ermöglichen. 

Dennoch ist Konstantin ein Glücks¬ 
kind: Er wurde von seiner Mutter so 
genannt, weil ihre Schwangerschaft 
verhinderte, dass sie als Frau eines 



Christoph Hein 


Kriegsverbrechers abgeführt wurde 
(47), vier französische Widerstands¬ 
kämpfer, die seine Freunde wurden, 
betrachteten ihn als ihren „Glücksfall“ 
(242). Auch sonst hat er Glück; immer 
finden sich Menschen, die ihm helfen. 
Selbst den Ausschluss vom Wehrdienst 
wegen des verbrecherischen Vaters se¬ 
hen die meisten als Glück. Er sieht sich 
als Glückskind, als ihm die Tür zum an¬ 
fangs ungeliebten Lehrerstudium ge¬ 
öffnet wird und er erkennt, er ist „ein 
geborener Pädagoge“ (422). 

Konstantins Schicksal ist die Folge 
eines ungelösten deutschen und euro¬ 
päischen Problems: „Wer waren dann 
die Nazis, wenn alle dagegen waren?“; 
alle waren angeblich in der Resistance 
oder im Widerstandskampf (217). Der 
Roman bringt es auf den Punkt: Der Fa¬ 
schismus „lebt und wird wiederkommen, 
und vielleicht schneller als wir es uns in 
den schlimmsten Albträumen vorstel¬ 
len können. Und bei seinem nächsten 
Auftritt erscheint er vielleicht in Nadel¬ 
streifen.“ (204) Konstantins Vater tritt in 
den Albträumen des Sohnes, auf Fotos 
und in Erinnerungen „in seinem elegan¬ 
ten Gesellschaftsanzug“ (204) mit Na¬ 
delstreifen auf, bereits im eröffnenden 
Angsttraum: Es ist der Sommer-Gesell¬ 
schaftsanzug der SS, der zu einem oft 
zitierten Attribut des Vaters wird. 

Hein fügt wie in einem Panorama 
historische Vorgänge ein, die im Fami¬ 
liengeschehen politische Entwicklun¬ 
gen spiegeln. Bei Boggosch laufen zwei 
Traditionslinien zusammen: die groß¬ 
bürgerliche Herkunft der Mutter, zum 
anderen der erfolgreiche Vater, der 
Kapitalist Gerhard Müller, Besitzer 
der Vulcano-Werke, der späteren Bu¬ 
na-Werke (59), Freund von Gebhard 
Himmler, dem älteren Bruder von 
Heinrich Himmler usw. Dazu kommen 
historische Rückgriffe bis zum Ende 
des Ersten Weltkriegs - Konstantins 
Großvater sollte in den Adelsstand 
erhoben werden, lehnte das aber ab; 
dieser Großvater wurde Staatssekre¬ 
tär bei Adam Stegerwald (1874-1945, 
Zentrum, später Mitbegründer der 
CSU und Gewerkschaftler) (48). Ein 
anderer Rückgriff nennt Spartakus¬ 
aufstand und Weimarer Republik - der 
Onkel eines Freundes von Konstantin 
war Adjutant des Generals von Lütt¬ 
witz (102), der den Spartakusaufstand 
niederschlug und den Kapp-Putsch ini¬ 
tiierte. Ein anderer Sohn eines Vaters 
wird ein Verbündeter Konstantins: Der 
Kreisschulrat Fritz Berger, der Kons¬ 
tantin um seiner Vergangenheit und 
Parteilosigkeit willen zum Schuldirek¬ 
tor machen möchte, ist der Sohn eines 
Kampfgruppenführers von Max Hoelz 
(434), dem revolutionären Kämpfer im 
Vogtland während der mitteldeutschen 
Kämpfe von 1920/21. Es geht um Fa¬ 
schismus und Nationalismus, um Ver¬ 
brechen und Mord im Namen der Po¬ 
litik, dargestellt an einem deutschen 
Beispiel; in Umrissen erscheinen die 
Klassenstrukturen. 

Faschistisches blieb nach 1945 im 
Westen erhalten, bis hin zur Witwen¬ 
rente für Kriegsverbrecher (86), die 
Konstantins Mutter ablehnt; ihr Schwa¬ 
ger hatte ihr diese Rente ausgehandelt, 
nachdem ein deutsches Gericht die 
Hinrichtung des Vaters für ungesetzlich 
und diesen zum ehrenhaften deutschen 
Offizier erklärt hatte. 

Neben dem historischen bildet sich 
für den interessierten Leser ein litera¬ 


risches Geflecht. So soll die Fremden¬ 
legion für Konstantin die Alternative 
zum Vater werden. Es reicht ein einzi¬ 
ges Erlebnis, um das Bild der Legion 
zusammenbrechen zu lassen, die Legi¬ 
onäre „als Tiere“, als „Mörder, Killer“ 
(226) zu entlarven. Konstantins Weg 
in die Fremdenlegion ist ein erzähle¬ 
risches Hilfsmittel, um zwei Themen 
einzuführen. Einmal begegnet Kons¬ 
tantin einem Opfer seines Vaters, zum 
anderen gelangt er nach Marseille. In 
der Koppelung von Widerstandskämp¬ 
fer und Marseille bekommt der Roman 
eine Beziehung zu Anna Seghers 4 Ro¬ 
man „Transit“: Auch der spielt in Mar¬ 
seille und unter Widerständigen gegen 
den bzw. Opfern des Faschismus. 

Konstantins Vater, der hingerich- 
tete Verbrecher, war der Enkel eines 
bedeutenden Lehrers und Reformpä¬ 
dagogen (456 ff.); Konstantin, Sohn 
des Verbrechers, wird ein erfolgreicher 
Pädagoge. Eine solche Abfolge lenkt 
auf ein Werk, das wie ein Paralleltext 
wirkt: Alfred Anderschs „Der Vater 
eines Mörders“ (1980). Hier wird der 
Sohn eines Lehrers und Schuldirek¬ 
tors zum Massenmörder, es ist Heinrich 
Himmler: Anderschs Aufschrei wurde 
berühmt: „Schützt Humanismus denn 
vor gar nichts?“ Die Familie Himmler 
erscheint in Heins Roman - der Bru¬ 
der Heinrich Himmlers Gebhard ist ein 
Freund des „Vaters“ (52). Der Roman 
ordnet die individualisiert erscheinen¬ 
den Verbrechen des Vaters, die ein bun¬ 
desdeutsches Gericht für patriotisch er¬ 
klärte, der faschistischen Herrschaft zu. 

Heins Roman gestaltet umfassend 
am Familienschicksal, dass in Deutsch¬ 
land der Faschismus trotz der humanis¬ 
tischen Traditionen nie besiegt worden 
und auf eine gefährliche Weise gegen¬ 
wärtig ist, indem er sich mit den Kos¬ 
tümen heutiger politischer Verhält¬ 
nisse schmückt. In einer literarischen 
Beziehung wird das Thema ästhetisch 
problematisiert: Der Roman bietet 
sich als Parallele zu Thomas Manns 
„Bekenntnisse des Hochstaplers Fe¬ 
lix Krull“ an. Beide Romane werden 
als Rückblende von ihren literari¬ 
schen Haupt- und Titelgestalten er¬ 
zählt. Die Ähnlichkeit mit Felix Krull 
wird durch die Betonung des „Glücks¬ 
kinder 44 verstärkt, denn „Felix“ ist der 
Glückliche, das Glückskind. Beide Vä¬ 
ter haben Fabrikimperien aufgebaut, 
Krull eine Champagnerfabrik, Müller 
ein chemisches Werk. Beide lebten in 
Kleinstädten und beider Söhne gehen 
nach Frankreich, um ihre Ziele zu ver¬ 
wirklichen. Beide Väter sterben, als 
die Helden sehr jung oder kurz vor 
der Geburt sind. Die äußerlichen Be¬ 
dingungen sind einander ähnlich, die 
Inhalte werden zum Gegensatz: Wird 
die Kunst durch Krull zur Travestie, 
so die Arbeit bei Müller zum Verbre¬ 
chen. Was der Eine noch als eine hei¬ 
tere Lebensführung beschreiben konn¬ 
te, ist nach der faschistischen Periode 
nur als erschütternder Bericht möglich. 
Die heitere Autobiografie ist für die 
Darstellung des Faschistischen nicht 
mehr möglich. Heins Roman „Glücks¬ 
kind mit Vater“ ist eine Zurücknahme 
des heiteren Schelmenromans der Art 
Thomas Manns und die Ausbildung 
eines deutschen Schelmenromans, der 
das Heitere verloren hat. 

Zum Romanrahmen gehört ein 
schnell und personal erzählter Schluss. 
Wirre Träume bedrängen Konstantin in 
der Nacht, bevor er seine Frau von der 
Kur nach Hause holt. In den Träumen 
stürzen Bilder übereinander, vom KZ, 
auf dessen Grund das neue Werk des 
Bruders gebaut wurde, von der Kälte 
der Müllers und dem Triumph des Bru¬ 
ders: Die Vergangenheit ist Gegenwart. 

Nach dem Wahlerfolg der AfD 
erklärte Hein in einem Interview 
(19./20. März 2016): „Wir wissen etwas 
genauer, in welchem Land wir leben.“ 
Beschrieben lag dieses Land bereits in 
diesem großen Roman Heins vor. 

Rüdiger Bernhardt 

Christoph Hein: Glückskind mit Vater. 
Berlin: Suhrkamp Verlag 2016, 527 S., 
22,95 Euro 


Alle müssen sterben 

„Game of Thrones“ geht in die 6. Staffel 


Von solchen Serien lebt der Bezahlsen¬ 
der HBO: „Game of Thrones“ ist nicht 
nur als Fernsehserie ein Verkaufsschla¬ 
ger, auch die Bücher von George R.R. 
Martin verkaufen sich millionenfach, 
dazu kommen die üblichen Devotiona¬ 
lien für Freunde des kostümierten Spek¬ 
takels. Und der Start der 6. Staffel am 
letzten Sonntag war ein gut vorbereite¬ 
tes Ereignis, das sogar in anderen Serien 
wie Big Bang Theory gründlich bewor¬ 
ben wurde. 

Die Besonderheit der neuen Staffel 
ist, dass es dieses Mal keine Buchvorlage 
gibt, an der sich die TV-Produzentinnen 
abarbeiten können. George R.R. Mar¬ 
tin ist schlicht und einfach noch nicht so 
weit. Dass nicht auf die weiteren Werke 
seiner Fantasy-Saga „A Song of Ice and 
Fire“ gewartet werden kann, liegt daran, 
dass HBO nicht auf Geld verzichten will. 
Die Fan-Gemeinde ist so angefixt, dass 
sie sich alles anschauen wird und begehr¬ 
lich auf neue Folgen wartet. 

Der Erfolg mag unter anderem an 
der gegenwärtigen Beliebtheit des Gen¬ 
res liegen, Martin hat aber vor allem 
eine Fülle von starken Figuren geschaf¬ 
fen, die jede für sich nach seinem Tod 
wahrscheinlich eine eigene Serie oder 
zumindest einen eigenen DC-Comic 
bekommen wird. Während sich andere 
Autoren an ihre mühsam geschaffenen 
und publikumserprobten Hauptcha¬ 
raktere klammern, lässt Martin gleich 
zu Beginn der Geschichte den Patriar¬ 
chen des Herrscherhauses von Winter¬ 
fell - so etwas wie die moralische Ins¬ 
tanz in einer unmoralischen Zeit - zum 
Entsetzen der Zuschauerinnen köpfen, 
ohne dies etwa zum Finale einer Staffel 
zu machen, wie es den Fernsehgewohn¬ 
heiten entspräche. Diese ungewohnten 


Wendungen, mit denen er ganz selbst¬ 
verständlich die Publikumslieblinge aus 
dem weiteren Verlauf seiner Geschichte 
verbannt, machen die Sache etwas span¬ 
nender als die in anderen Fernsehserien 
praktizierte Umsetzung der Star-Trek- 
Regel, dass bei der Erkundung eines 
Planeten nur diejenigen umkommen 
dürfen, die vorher noch nie aufgetaucht 
sind und dementsprechend noch keinen 
Namen haben. 

Was die eigentliche Geschichte anbe¬ 
trifft, so ist „Game of Thrones“ fast schon 
unkreativ nah dran am politischen Ge¬ 
schehen in den USA, sodass Intrigen in¬ 
nerhalb der auf Mord und Inzucht be¬ 
gründeten Herrschaft der Königin eher 
mit einer Serie wie „House of Cards“ 
wetteifert, denn mit einer Erzählung wie 
„Herr der Ringe“. Aber gerade die ver¬ 
kappte Realitätsnähe unter all der bösen 
Magie, den Drachen und den Eiswesen, 
machen die großen Handlungsstränge 
interessant. 

Sei es nun der Kampf gegen die In¬ 
vasion der Eiswesen aus dem Norden, 
der niemand Beachtung schenkt, weil 
die Herrschenden mit internen Macht¬ 
kämpfen voll ausgelastet sind, oder sei 
es die Hoffnung aus dem Süden, Daene- 
rys Targaryen, die auf ihren Feldzügen 
Sklavinnen befreit und dabei zwischen 
Repression und Kompromiss mit den al¬ 
ten Eliten schwankt. 

Der eigentliche Held - und wahr¬ 
scheinlich auch die Figur, die Martin 
selbst am stärksten verkörpert -, der die 
verstreuten Handlungsstränge zusam¬ 
menführt, ist ein zynischer, alkoholkran¬ 
ker Kleinwüchsiger. Er durchschaut die 
Machtspiele mühelos und mischt sich 
zunehmend ein. Hoffentlich überlebt er 
das. Friedhelm Vermeulen 
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Aus der DKP 


unsere zeit m 


Reallohnverlust im Angebot 

Auszüge aus dem Referat von Olaf Harms, Sekretär für Betriebs- und Gewerkschaftsarbeit der DKP 
auf der 3. Pateivorstandstagung 


Am vergangenen Wochenende tagte der Parteivorstand der DKP in Hannover. 
Nach der Beteiligung an der Großdemonstration gegen die Freihandelsah kom¬ 
men TTIP und CETA befassten sich die Mitglieder der Parteiführung mit ihrer 
Arbeit im Bereich Betrieb- und Gewerkschaften. Zum Thema „Herausforderun¬ 
gen für die Arbeiterbewegung“ referierte das zuständige Mitglied des Sekretariats, 
Olaf Harms aus Hamburg. Eingeschätzt wurden im Refarat zudem die zurücklie¬ 
genden Landtagswahlen und damit die Wahlerfolge der rechten AfD. Ausgehend 
von den Wahlergebnissen in Hessen, wo DKP-Mitglieder 26 Mandate gewannen, 
ging es auch um den „wahlpolitischen Platz der DKP“. 

Beschlossen wurde das Sofortprogramm „ Gemeinsam kämpfen für unser Recht 
auf Frieden, Arbeit, Bildung und bezahlbaren Wohnraum! Gleiche Rechte für 
alle - unabhängig von der Herkunft“. Es wird zum 1. Mai veröffentlicht und wird 
den Grundgliederungen möglichst bald als Öffentlichkeitsmaterial zur Verfügung 
stehen. 

Weitere Themen der PV-Tagung waren die Auswertung des 3. Tages des 21. Partei¬ 
tages, das 19. UZ-Pressefest und die Orientierung der DKP auf die Friedensakti¬ 
vitäten in Büchel. Die Referate und Beschlüsse der 3. Parteivorstandstagung sind 
in Kürze unter www.news.dkp.de unter DKP/Parteivorstand abrufbar. 

Wir dokumentieren im Folgenden Auszüge aus dem Referat von Olaf Harms: 


Es war richtig, dass wir den Tagungsort 
des Parteivorstandes für die heutige Ta¬ 
gung von Essen nach Hannover verlegt 
haben, damit wir an der Demonstration 
gegen TTIP teilnehmen können. Es hat 
Spaß gemacht, sichtbar als Kommunis¬ 
tinnen und Kommunisten dieses Lan¬ 
des zusammen mit vielen Menschen 
aus ganz unterschiedlichen Bereichen 
gegen das Diktat der Konzerne, für 
deren Umsetzung Obama und Merkel 
stehen, aktiv zu werden. Bereits im Ja¬ 
nuar 2014 haben wir darauf hingewie¬ 
sen, dass dieses Freihandelsabkom¬ 
men nur qualifiziert werden kann als 
Unterwerfung von Staaten unter Ka¬ 
pitalinteressen großer Konzerne. Die 
Forderung nach Stopp der Verhand¬ 
lungen haben inzwischen Millionen 
Menschen europaweit unterschrieben. 
Und dennoch wird es so sein, dass es 
nicht ausreichen wird, um das Abkom¬ 
men zu verhindern. Wir werden uns in¬ 
folgedessen auf breitere Abwehrkämp¬ 
fe einstellen müssen, sei es zur Siche¬ 
rung der Arbeits-und Sozialstandards, 
sei es um den Erhalt der Umwelt und 
den Menschen dienenden Richtlinien, 
sei es gegen die Privatisierung öffent¬ 
licher Dienstleistungen und der Da¬ 
seinsvorsorge: Schon heute sollten wir 
im Betrieben und Gewerkschaften da¬ 
rüber diskutieren, was an dem Tag, an 
dem über dieses Abkommen entschie¬ 
den wird, passiert und wie wir den ge¬ 
sellschaftlichen Widerstand dagegen 
sichtbar machen. Aber so weit sind wir 
noch nicht. Zunächst steht an, die für 
den 24.9.16 in verschiedenen Städten 
geplanten regionalen Demonstrationen 
und Aktionen vorzubereiten und aktiv 
zu unterstützen. (...) 

Zu den aktuellen Tarifrunden 

Reallohnverlust ist das Ergebnis der 
Tarifrunden bei der IG Metall und 
bei ver.di, wenn sich die Unternehmer 
durchsetzen. 

Die IGM fordert für die rund 3,8 
Millionen Beschäftigten in der Metall- 
und Elektroindustrie eine Tarifsteige¬ 
rung von 5 Prozent bei einer Laufzeit 
von zwölf Monaten. Allein die börsen¬ 
notierten Unternehmen haben 2015 ei¬ 
nen Gewinn vor Zinsen und Steuern 
von 41,3 Milliarden Euro erzielt. Die 
Aktionäre erhielten im gleichen Jahr 
Dividenden in Höhe von 11,2 Milliar¬ 
den Euro. Eine Erhöhung der Entgelte 
der Beschäftigten um ein Prozent wür¬ 
de die Unternehmen lediglich rund 0,9 
Mrd. Euro jährlich kosten, rechnet die 
IGM dagegen. 

Die Arbeitgeber boten in der zwei¬ 
ten Tarifverhandlung 0,9 Prozent an, in 
besonders gut laufenden Betrieben op¬ 
tional ergänzt um eine Einmalzahlung 
von 0,3 Prozent. Vor dem Hintergrund 
der prognostizierten Preissteigerun¬ 
gen würde das mindestens einen Re¬ 
allohnverlust von 0,1 Prozent bezogen 
auf das Jahr 2016 bedeuten. Die Frie¬ 
denspflicht endet am 28.4.16. 

Auch Ver.di fordert ein deutliches 
Lohnplus von 6 Prozent für die rund 
2,2 Millionen Beschäftigten bei Bund 
und Kommunen. Ver.di begründet die 
Finanzierbarkeit ihrer Forderung mit 
einer prognostizierten Erhöhung der 


Steuereinnahmen von rund 30 Milli¬ 
arden Euro. Die Gewerkschaft weist 
ebenfalls darauf hin, dass die Lohn¬ 
entwicklung im öffentlichen Dienst 
bei ca. 4 Prozent hinter der gesamtwirt¬ 
schaftlichen Tarifentwicklung zurück¬ 


liegt. Ebenfalls in der zweiten Verhand¬ 
lungsrunde boten die Arbeitgeber ein 
Prozent ab dem 1.6.2016 und 2 Prozent 
ab dem 1.6.2017 bei einer Laufzeit bis 
zum 28.2.2018 an. Jahresbezogen be¬ 
deutet dieses bei drei Null-Monaten 
eine Erhöhung von 0,6 Prozent in 2016 
und 1,2 Prozent in 2017 bei einer pro¬ 
gnostizierten Preissteigerung von 0,5 
Prozes in 2016 und 1,5 Prozent in 2017. 
Wenn man es so rechnen will steht ei¬ 
ner Lohnerhöhung von 1,8 Prozent 
eine Preissteigerung von 2 Prozent ge¬ 
genüber. Also auch hier ein Reallohn¬ 
verlust von mindestens 0,2 Prozent. Die 
dritte Verhandlungsrunde ist für den 
28./29.4.2016 vereinbart. 

Soweit zu den Fakten. Wollten wir 
diese bewerten, so können wir nur zu 
dem Schluss kommen: Die Arbeitgeber, 
ob öffentlich oder privat, provozieren 
und testen anscheinend die Streik-und 
Durchsetzungsmacht der beiden größten 
Gewerkschaften. Wenn sie damit Erfolg 
haben, dann sieht es für die künftige Ta¬ 
rifentwicklung in diesem Land schlecht 
aus. Es bleibt zu hoffen, dass sich beide 
Gewerkschaften, auch untereinander 
kontaktieren und sich über die jeweili¬ 
gen Zwischenergebnisse in Kenntnis set¬ 
zen. Zugleich bietet es die Gelegenheit, 
dass es zu gemeinsamen Aktionen von 
Beschäftigten im öffentlichen Dienst 
und der Metall-und Elektroindustrie 
kommt. Wir rufen unsere Mitglieder 
dazu auf, sich an diesen Tarifauseinan¬ 
dersetzungen aktiv zu beteiligen; nicht 
zuletzt, um auch hier die Eigentumsfrage 
in die Diskussion einzubringen. 

Herausforderungen für die 
(deutsche) Arbeiterbewegung 

Nachfolgend werde ich sechs Themen 
benennen, welche die Arbeiterbewe¬ 
gung für eine längere Zeit vor Her¬ 
ausforderungen stellen wird. Sie muss 
zu diesen Themen Grundpositionen 


entwickeln, und da, wo solche vorhan¬ 
den sind, Möglichkeiten des Eingrei¬ 
fens entwickeln. Unsere Aufgabe als 
Kommunistinnen und Kommunisten 
besteht darin, aktiv an der Erarbei¬ 
tung dieser Grundpositionen mitzu¬ 
wirken und Handlungsorientierungen 
zu entwickeln. Dabei werden wir ge¬ 
sellschaftliche Grundfragen, wie zum 
Beispiel das Eigentum an den Pro¬ 
duktionsmitteln, mit in die Diskussion 
einbringen. Insbesondere auch des¬ 
halb, weil es hier Anknüpfungspunkte 
gibt, die über das kapitalistische Ge¬ 
sellschaftssystem hinausreichen bzw. 
sich Probleme im Interesse der Arbei¬ 
terklasse im Kapitalismus nicht lösen 
lassen werden. 

Zu den Themen gehören: 

1. Frieden 

2. Digitalisierung der Arbeit 

3. Outsourcing 

4. Arbeitszeit 

5. Armut 

6. Gesellschaftliche Alternativen 
(Die jeweiligen Ausführungen sind 
nachzulesen.) 


Organisationspolitische 
Herausforderungen für die DKP 

Der Kapitalismus stellt uns als in der 
DKP organisierte Kommunistinnen 
Kommunisten, aber auch weit darüber 
hinaus, vor gewaltige Herausforderun¬ 
gen. Einige habe ich benannt. Der 21. 
Parteitag hat mit Leitantrag und Hand¬ 
lungsorientierung Antworten darauf 


gegeben. Und dennoch stellen sich 
Fragen. 

- Was müssen wir tun zur Realisierung 
von Leitantrag und Handlungsorien¬ 
tierung? 

- Wie kommen wir zu einem Mecha¬ 
nismus der dauerhaften stärkeren Fo¬ 
kussierung auf Betrieb und Gewerk¬ 
schaften? 

- Wie schaffen wir es, bis zum 22. Par¬ 
teitag exemplarische Beispiele zur 
Reorganisierung und Verwirklichung 
unserer Betriebsarbeit und Gewerk¬ 
schaftspolitik zu setzen? 

-Wie kommen wir, nach oftmals jahre¬ 
langer Einzelkämpferarbeit in der Be¬ 
triebs- und Gewerkschaftspolitik wie¬ 
der zu kollektiven und abrechenbaren 
Ergebnissen? 

Diesen Fragestellungen müssen wir 
uns kollektiv und in der Gesamtpartei 
stellen und greifbare Lösungen erarbei¬ 
ten. Ich meine, dass wir uns wesentlich 
stärker auf die in der Handlungsori¬ 
entierung beschlossenen Maßnahmen 
konzentrieren und diese auch Umset¬ 
zen müssen. Lasst mich ein Beispiel 


nennen. So haben wir in der Hand¬ 
lungsorientierung beschlossen: 

„Die bestehenden Strukturen im 
Bereich Betrieb und Gewerkschaft 
werden gefestigt und neue werden auf¬ 
gebaut. Dazu wird in allen Gliederun¬ 
gen und auf allen Ebenen festgestellt, 
in welchen Branchen und Betrieben 
unsere Genossinnen und Genossen tä¬ 


tig sind. Sofern eine Mindestanzahl vor¬ 
handen ist, wird geprüft, ob es sinnvoll 
ist, diese Genossinnen und Genossen 
in neuen Grundorganisationen zusam¬ 
menzuführen. Im Falle von Neugrün¬ 
dungen muss eine Unterstützung durch 
die Leitungen organisiert werden.“ 

Mir ist sehr wohl bewusst, dass die¬ 
se Aufgabenstellung nicht leicht und 
kurzfristig umzusetzen ist. Es nimmt 
möglicherweise Zeit von Genossin¬ 
nen und Genossen in Anspruch, die 
an anderer Stelle fehlt. Dennoch, die 
bisher bestehenden Beispiele aus Ber¬ 
lin und Hamburg machen doch Mut. 
Denn dort wurde die Mitgliederkar¬ 
tei durchforscht und es wurde festge¬ 
stellt, dass es Genossinnen und Genos¬ 
sen gibt, die zwar in einer Branche tätig 
sind, aber auf unterschiedliche Wohn¬ 
gebietsgruppen verteilt sind. Nach Dis¬ 
kussion mit den Gruppenverantwort¬ 
lichen und im Bezirksvorstand konnte 
in Hamburg zu mindestens eine wei¬ 
tere Sammelbetriebsgruppe gegründet 
werden. 

Dort, wo die Bildung von Sammel¬ 
oder Betriebsgruppen nicht möglich ist, 
ist ein anderer Weg, regelmäßig Treffen 
zu organisieren, damit ein Austausch 
der eigenen betrieblichen und ge¬ 
werkschaftlichen Erfahrungen mit de¬ 
nen anderer zielführend ist. Das kann 
manchmal sogar die Basis sein, um Ar¬ 
beitsgruppen oder Kommissionen von 
Bezirksvorständen ins Leben zu rufen. 

Warum arbeiten wir vor Ort nicht 
enger mit der SDAJ zusammen und 
warum unterstützen wir uns gegenseitig 
noch viel zu wenig? Denn insbesondere 
in dem Bereich der Gewerkschaftsju¬ 
gend zeigt die Aktivität der SDAJ erste 
Erfolge. Anders ist die Unterstützung 
der Pfingstcamps des Jugendverbands 
durch einzelne DGB-Jugendgliederun- 
gen nicht zu verstehen. 

Das sind nur drei Beispiele, wie der 
Beschluss, den wir in unserer Hand¬ 
lungsorientierung gefasst haben, umge¬ 
setzt werden kann. In jedem Fall bedarf 
es aber einer festen Verantwortlichkeit 
für den Bereich Betriebs- und Gewerk¬ 
schaftspolitik in den Bezirken, die auch 
bereit ist, sich an der zentralen Erarbei¬ 
tung unserer Politik auf der Ebene des 
Parteivorstands in der Kommission Be¬ 
trieb und Gewerkschaft zu beteiligen. 
Das Finden dieser Verantwortlichkeit 
und die Begleitung der Umsetzung des 
Beschlusses ist aus meiner Sicht Chef¬ 
sache, liegt also in der Verantwortung 
der jeweiligen Bezirksvorsitzenden. 


Was macht die DKP in Büchel? 


Die DKP beteiligt sich gemeinsam mit ihren Schwesterpar¬ 
teien aus Belgien, Luxemburg und den Niederlanden an der 
Aktion „20 Wochen Aktionspräsenz in Büchel“. Das Mot¬ 
to der Aktion: „Büchel ist überall! - Atomwaffenfrei jetzt!“ 
20 Wochen stehen für die etwa 20 Atomwaffen, die in Bü¬ 
chel lagern und mit viel Geld „modernisiert“ werden sollen. 
Der Bundeswehrstandort Büchel ist auch eine Drehschei¬ 
be für NATO-Angriffskriege. Aus Büchel kommen zwei der 
sechs deutschen Tornados samt Piloten, die auf dem NATO- 
Stützpunkt Incirlik in der Türkei stationiert sind, und von 
dort zu sogenannten Aufklärungsflügen gen Syrien und 
Irak starten. 

Das Konzept der Dauermahnwache sieht vor, dass verschie¬ 
dene Gruppen, Organisationen oder auch Einzelpersonen 
der Friedensbewegung Patenschaften für je eine Woche 
der Dauermahnwache übernehmen und in dieser Woche 
in Büchel (mindestens einen Tag) mit ihren Inhalten präsent 
sind und eine öffentlichkeitswirksame Aktion machen. Im 
Anschluss an „ihre“ Woche hinterlassen die Gruppen, Or¬ 
ganisationen oder Einzelpersonen ein Symbol ihrer Wahl 
auf einem Grundstück nahe des Atomwaffenstützpunktes, 
um ein Zeichen auch der Breite der Friedensbewegung zu 
hinterlassen. 

Die DKP und ihre Schwesterorganisationen haben den Zeit¬ 
raum vom 25.-28. Mai übernommen und wollen dort mit 
möglichst vielen Genossinnen und Genossen und Freun¬ 
den gegen den Bundeswehrstandort protestieren. Geplant 
sind bislang: 

Mittwoch, 25. Mai 2016 

★ Nachmittag/Abend Ankunft und gemeinsames Grillen 

★ Film- und/oder Vortrag zur Geschichte des Fliegerhorstes, 
seiner aktuellen Bedeutung als Atomwaffenstützpunkt und 


Drehscheibe für Kriegseinsätze aktuell gegen Syrien) und 
des Widerstandes; Vorstellung des Programms 

Donnerstag, 26. Mai 

★ Zivile Inspektion/Wanderung in Büchel 

★ Mobilisierung/Transparentaktion für Freitag und Sams¬ 
tag ggf. in Cochem 

Freitag, 27. Mai 

★ Block Büchel/Gewaltfreie Aktion des zivilen Ungehor¬ 
sams 

★ Diskussion mit Vertretern der vier Parteien zu Strategien 
in der Friedensarbeit 

Samstag, 28. Mai 

★ Mobilisierung/Transparentaktion für die Kundgebung 
am Nachmittag ggf. in Cochem 

★ Kundgebung, Konzert & Kunstaktion in Büchel mit Mu¬ 
sik von Sonja Gottlieb, Musikandes und anderen und kur¬ 
zen Reden der Parteienvertreter und von Bündnispartnern. 


Der Parteivorstand ruft die Mitgliederder DKP auf, sich zahl¬ 
reich an der Dauermahnwache in Büchel zu beteiligen und 
insbesondere am 27. Und 28. Mai nach Büchel zu kommen. 
In Büchel kann kostenlos gezeltet werden. Für 20/ermä¬ 
ßigt 10 Euro gibt es Betten im Tagungshaus der Initiative 
„Büchel ist überall“. Hier ist bereits ein Kontingent für uns 
reserviert. In dem Haus gibt es auch eine Großküche, wo 
gemeinsam gekocht werden kann. 

Wir bitten für die Übernachtung um Anmeldung: dkp.pv@t- 
online.de 

Auch weitere Ideen sind erwünscht! 
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Aktionen 


Freitag, 29. April 2016 - ' 


Arbeiterjugend lädt 
zu Pfingsten ein 

Vom 13. bis zum 16. Mai finden vier regionale Camps 
der SDAJ statt 


Protest gegen ECE-Shopping Mall in Singen 

Betriebsschließungen und Personalabbau sind die Folge vieler Konsumtempel 



Mehr als 250 Menschen protestierten 
Mitte April in Singen gegen das geplante 
neue Einkaufszentrum in der Innenstadt. 
Nach einer Kundgebung der Bürgerin¬ 
itiative „Für Singen“, bei der unter an¬ 
derem Markus Klemt vom Landesfach¬ 
bereich Handel der Gewerkschaft ver.di 
sprach, formierte sich ein Demonstrati¬ 
onszug um das Areal, auf dem der völ¬ 
lig überdimensionierte Konsumtempel 
entstehen soll. Forciert wird das Projekt 
vom Marktführer ECE, einem zum Otto- 
Konzern gehörenden Großimmobilien¬ 
investor aus Hamburg. 

Unter den Teilnehmerinnen waren 
viele Beschäftigte, Inhaber und Ge¬ 
schäftsführer von Einzelhandelsbetrie¬ 
ben in der Innenstadt. ECE ist darauf 
spezialisiert, lohnende Einzelhandelss¬ 
tandorte für sogenannte Shopping Mails 
zu erschließen. Bestehende Betriebe, die 
der Großkonkurrenz nicht gewachsen 
sind, bleiben dabei häufig auf der Stre¬ 
cke, Betriebsschließungen und Personal¬ 
abbau sind die Folge. 

Der Gewerkschafter Klemt wies in 
seinem Redebeitrag darauf hin, dass der 
durch zunehmenden Konkurrenzdruck 
verursachte Trend zu drastischen Flä¬ 
chenausweitungen auf dem Rücken der 
Beschäftigten ausgetragen wird. Wäh¬ 
rend im traditionellen Fachhandel häu¬ 
fig Tarifverträge bestehen und Personal 
sozialversicherungspflichtig beschäftigt 
wird, setzen Billigketten auf eine wesent¬ 
lich härtere Strategie zur Optimierung 
der eigenen Betriebsergebnisse auf dem 
Rücken der Beschäftigten. 

In Singen wird in nicht wenigen Ein¬ 
zelhandelsbetrieben der Innenstadt noch 
nach Tarif bezahlt, teilweise gibt es auch 


Am 16. und 17. April führten die DGB- 
Jugend und die VVN-BdA Essen eine 
Bildungsfahrt anlässlich des 71. Jah¬ 
restages der Selbstbefreiung des Kon¬ 
zentrationslagers Buchenwald durch. 
Der Besuch des Konzentrationslagers 
wurde von Nachfahren ehemaliger Bu- 


Betriebsräte, wie bei Karstadt, Mode- 
Zinser oder Heikorn. Daneben haben 
sich natürlich auch schon Einzelhan¬ 
delsbetriebe mit fast ausschließlich auf 
Abruf bereitstehenden Minijobbern und 
prekär Beschäftigten etabliert - das Ge¬ 
schäftsmodell, auf das ECE in großem 
Stil setzt. Markus Klemt macht sich des¬ 
halb „große Sorgen um die Arbeitsplät¬ 
ze“, er warnte vor einem Wettbewerb auf 
dem Rücken der Beschäftigten. 

Der Gewerkschafter unterstrich 
auch, dass die miserablen Arbeitsbedin¬ 
gungen in den Produktionsstätten der 
als Schnäppchen verkauften Billigwa¬ 
re in Asien und Lateinamerika für die 
Zukunft des Einzelhandels nichts Gu¬ 
tes versprechen. Einkaufszentren wie 
das geplante ECE in Singen sind nur 
auf Basis dieses menschenverachtenden 
Geschäftsmodells möglich. Hierzulande 
mündet es in Billigjobs und Altersarmut, 
so seine Aussage. 

Transparente wie „Für bezahlbaren 
Wohnraum - gegen einen Centerko¬ 
loss“ brachten bei der Demonstration 
einen weiteren Kritikpunkt der ECE- 
Gegnerlnnen zum Ausdruck: Auch die 
Stadt am Hohentwiel ächzt inzwischen 
unter der Wohnungsnot. Die Reali¬ 
sierung des ECE-Projekts würde eine 
komplette Straße und ein über 10 000 
Quadratmeter großes Gebiet dem Pro¬ 
jektentwickler opfern und fast 50 Woh¬ 
nungen ersatzlos vernichten. Letzlich 
wird ECE auch nicht Eigentümer blei¬ 
ben, sondern mit hohem Gewinn das 
Gesamtprojekt an einen „Investor“ 
Weiterverkäufen. 

Die Bürgerinitiative lehnt den Ver¬ 
kauf großer, der Stadt gehörenden Flä¬ 


chenwaldhäftlinge begleitet. Sie erklär¬ 
ten nicht nur die Struktur und die un¬ 
menschliche Funktion des Lagers, son¬ 
dern ergänzten sie durch persönliche 
bewegende Berichte ihrer Väter. 

Im Rahmen des Projektes „1000 
Buchen für Buchenwald“ des Le¬ 


chen ab und verlangt eine Verkleinerung, 
mindestens eine Halbierung des Centers. 
Sie tritt stattdessen für die Schaffung 
bezahlbaren Wohnraums auf dem Are¬ 
al ein. 

Die vom Hamburger Investor an¬ 
gepeilte Zahl von 80 neuen Geschäften 
und Gaststätten sind für eine Stadt wie 
Singen mit ihren rund 45 000 Einwoh¬ 
nern einfach zu viel, darauf wies Regina 
Henke hin, die Sprecherin der BI. Der 
Einkaufskoloss werde die Stadt „total 
verändern“. Die gesamte Fußgängerzone 
würde dem Konsumtempel geopfert - in 
Städten wie Hameln oder Wetzlar be¬ 
reits Realität. Und ginge das ECE-Ge- 
schäftsmodell nicht auf, wäre die Stadt 
mit einer riesigen Einkaufsruine belas¬ 
tet, wie im nahen Schwenningen zu be¬ 
sichtigen ist. 

Oberbürgermeister und Projektbe¬ 
fürworter Bernd Häusler hat auf den 
zunehmenden Druck aus der Bürger¬ 
schaft mit der Ankündigung reagiert, er 
werde dem Gemeinderat einen Bürger¬ 
entscheid empfehlen, wohl wissend, dass 
dafür im Gemeinderat eine Zweidrittel¬ 
mehrheit erforderlich ist. Die gilt keines¬ 
falls als sicher, die ECE-Emissäre haben 
ganze Vorarbeit geleistet und große Tei¬ 
le der kommunalen Entscheidungsträger 
auf ihre Seite gezogen. Die Bürgerinitia¬ 
tive „Für Singen“ will sich deshalb nicht 
darauf verlassen und bereitet nun selbst 
einen Bürgerentscheid über das Mam¬ 
mutprojekt vor. 

Es bleibt also hoch spannend in Sin¬ 
gen. Die BI jedenfalls will den Druck auf 
die Stadt aufrecht erhalten und kündigte 
prompt weitere Aktionen an. 

pm/jüg 


benshilfe-Werks Weimar/Apolda 
wurde ein Baum zur Erinnerung an 
den Essener Widerstandskämpfer 
Theo Gaudig gepflanzt. Die Winter¬ 
linde wurde von der Stadt Essen ge¬ 
stiftet. 

Der Jugendbildungsreferent des 
DGB, Jan Mrosek, würdigte in sei¬ 
ner persönlichen Ansprache ebenso 
wie der Essener Oberbürgermeister 
Thomas Kufen in seinem schriftli¬ 
chen Grußwort das Lebenswerk von 
Theo Gaudig, der dafür schon im Jahr 
2002 mit der Ehrenplakette der Stadt 
Essen ausgezeichnet worden war. 

Theo Gaudig war ein unermüd¬ 
licher Zeitzeuge, der - ganz beson¬ 
ders in Essen - in Schulen und bei 
Veranstaltungen über seinen Wider¬ 
stand gegen das Naziregime, über sei¬ 
ne langjährige Haft in Rumänien und 
Buchenwald, seine Befreiung, seine 
Erlebnisse sprach und sich stets „ge¬ 
gen das Vergessen“ einsetzte. Sein le¬ 
benslanger Einsatz hatte immer das 
Ziel: „Nie wieder Faschismus, nie 
wieder Krieg!“ 


Statt eines bundesweiten Festivals der 
Jugend organisiert die Sozialistische 
Deutsche Arbeiterjugend (SDAJ) 
in diesem Jahr wieder vier regionale 
Pfingstcamps. Die SDAJ lädt interes¬ 
sierte Jugendliche ein zum gemein¬ 
samen Feiern, In-die-Sonne-Legen, 
Diskutieren, Zelten und die Beine 
ins Wasser, aber den Kopf nicht hän¬ 
gen lassen. Denn, so meint die SDAJ: 
„Klar ist: die fehlenden Ausbildungs¬ 
plätze stressen uns. Uns nerven un¬ 
sere Zukunftsängste und wir haben 
keine Lust mehr auf die andauernden 
Kürzungen im Sozial-, Erziehungs¬ 
und Gesundheitsbereich. Lehrerin¬ 
nenmangel und veraltetes Unter¬ 
richtsmaterial? Kommt uns irgend¬ 
wie bekannt vor. Und dass Frauen bei 
gleicher Arbeit immer noch wesent¬ 
lich weniger verdienen als Männer 
ist sowas von ... kapitalismusmäßig. 
Genauso wie die anhaltenden deut¬ 
schen Waffenverkäufe, Hochrüstung, 
deutsche Angriffskriege, rassistische 
Hetze gegen Geflüchtete, prügelnde 
Polizisten und die großen Ohren und 
Augen des „Verfassungsschutzes“. Es 
geht uns super? Ja, abgesehen von so 


Auch 2016 wird es wieder viele Frei¬ 
zeiten der Roten Peperoni geben. Die 
Roten Peperoni sind eine sozialistische 
Kinderorganisation, in der Kinder, Ju¬ 
gendliche und Erwachsene mitwirken. 
Die Roten Peperoni treten ein für eine 
kinderfreundliche Welt, eine Welt ohne 
Kriege und Waffen und ohne die an¬ 
dauernde Zerstörung der Umwelt, eine 
Welt ohne Ausbeutung des Menschen 
durch den Menschen und ohne Faschis¬ 
mus, Rassismus und Fremdenfeindlich¬ 
keit. 

Weil das nicht von alleine kommt, 
haben sie sich in einer Organisation zu¬ 
sammengeschlossen, welche die Mög¬ 
lichkeit bietet, diese Ziele mit vielen 
anderen Menschen gemeinsam zu ver¬ 
wirklichen. Und an dieser politischen 
Arbeit sollen sich Kinder aktiv betei¬ 
ligen! Sie sollen dabei ihre Persönlich¬ 
keit entwickeln können, in Gruppen, 
welche geprägt sind durch ein solidari¬ 
sches Miteinander und größtmögliche 
Toleranz. 

Los geht es mit dem Pfingstcamp 
im Kirnbachtal bei Tübingen vom 14. 
bis 17. Mai. Kinder im Alter von sechs 
bis 14 Jahren können auf der Zeltwie¬ 
se mitten im Wald gemeinsam spielen, 
egal ob Kicken, Federball oder Gelän¬ 
despiel. Es wird gebastelt und kleine 
Einheiten des Jahresthemas „Frieden 
für alle!“ bearbeitet. Der nahe Bach ist 
immer für eine Abkühlung gut und wer 
mal eine Pause braucht, der kann unter 
dem Sonnensegel liegen und Geschich¬ 
ten hören oder Geräusche raten. 

Höhepunkt des Sommers ist das 
große Kinderferienlager vom 30. Juli 
bis 13. August in Homburg-Jägersburg 
(Saarland) für Kinder im Alter von 
neun bis 14 Jahren. In Zelten übernach¬ 
ten, zusammen spielen, neue Freund¬ 


ziemlich allem, auf das es eigentlich 
ankommt.“ 

Daher schlägt die SDAJ vor, selber 
politisch aktiv zu werden. Ein Angebot 
für junge Menschen ist dabei die Teil¬ 
nahme an einem der Pfingstcanps des 
Jugendverbandes. Die SDAJ bietet an: 
„In den Workshops, Podiumsdiskussi¬ 
onen und Vorträgen wollen wir uns 
mit euch austauschen: Wie kann eine 
zeitgemäße antifaschistische Strategie 
aussehen? Wie sieht’s aus mit der Stel¬ 
lung der Frau im Kapitalismus? War¬ 
um ist es sinnvoll, für eine Arbeitszeit¬ 
verkürzung bei vollem Lohnausgleich 
einzutreten? Und wie können wir ef¬ 
fektiv gegen Rüstungsindustrie und 
Kriegslobby Vorgehen? Aber neben 
dem reichhaltigen inhaltlichen Pro¬ 
gramm gibt’s auch stabile Musik, nice 
künstlerische Workshops, genug Leute 
mit Lust auf Sport und sicherlich auch 
mal Zeit zum Nichtstun. Das konkrete 
Programm findet ihr (wenn nicht schon 
jetzt, dann in Kürze) auf den einzelnen 
Pfingstcamp-Seiten.“ Und diese und 
andere Informationen finden Interes¬ 
sierte auf www.sdaj-netz.de. 

-ler 


schäften knüpfen, kreative AG‘s, Spiel 
und Sport ... „Wir wollen mit vielen 
Kindern, Jugendlichen und Erwachse¬ 
nen den Sommer genießen und versu¬ 
chen, Gemeinsamkeit und Toleranz zu 
(er-)leben. Unser diesjähriges Thema 
lautet ,Frieden für alle!’, welches wir 
spielerisch und mit konkreten Aktio¬ 
nen anpacken wollen. Warum gibt es 
Kriege? Wer profitiert von ihnen? Was 
können und müssen wir tun, damit 
nicht nur wir, sondern alle Menschen 
auf der Welt in Frieden leben können? 
Diesen und anderen Fragen wollen wir 
nachgehen und gemeinsam mit allen 
Teilnehmerinnen nach Antworten su¬ 
chen“, heißt es bei den Roten Peperoni. 

Die Kinder können und sollen sich 
aktiv am Geschehen beteiligen - mit 
der Gruppe kochen, an der Lagervoll¬ 
versammlung teilnehmen oder Pro¬ 
grammpunkte selber gestalten. Aber 
auch bewährte Highlights wie Lager¬ 
feuer, Nachtwanderung, Disko und 
Sportturniere dürfen auf diesem Feri¬ 
enlager natürlich nicht fehlen. Es muss 
also nicht immer nur konsumiert wer¬ 
den. Action ist angesagt! 

Schließlich findet im Herbst noch 
unsere Herbstfreizeit vom 29. Oktober 
bis 2. November auf der Schwäbischen 
Alb statt. 

Neben den Freizeiten finden in 
Stuttgart, Tübingen und Saarbrücken 
regelmäßig Kindertreffs statt, bei de¬ 
nen Kinder aller Altersgruppen spielen 
oder basteln und auch inhaltlich arbei¬ 
ten können. 

Alle Informationen zu den Kin¬ 
dertreffs und unseren Freizeiten sowie 
über die Roten Peperoni finden sich auf 
unserer Homepage www.rotepeperoni. 
de! Und bei Fragen, einfach melden: 
mail@rotepeperoni.de. 



Baum zur Erinnerung an Theo Gaudig 

DGB-Jugend und VVN-BdA würdigten ehemaligen Häftling des KZs Buchenwald 


Kinderfreizeiten mit den 
Roten Peperoni 

Jede Menge kreative Angebote laden Kinder zum 
Mitmachen ein 
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Ilse Zietlow 

31.3. 1927- 10.3.2016 

Wir haben Abschied genommen von unserer 
langjährigen, treuen Genossin Ilse. 

Nach der Befreiung 1945, durch Krieg und Faschismus 
antifaschistisch geprägt, setzte sich Ilse bald in der FDJ 
und der KPD ein. Sie blieb der DKP bis zum Schluss als 
treue und einsatzbereite Genossin verbunden. 

Ob beim Infostand oder Flugblattverteilen, beim Frauen¬ 
tag oder Ostermarsch, Ilse war dabei. Ihre Hauptanliegen 
waren der Kampf für den Frieden und die internationale 
Solidarität. 

Die Natur und Ihr Garten gaben ihr Kraft und Entspannung. 
Die Gruppe Rückhalt und Diskussionsmöglichkeiten. 

Wir vermissen sie, werden aber ihren Kampf fortsetzen 
für Frieden und Sozialismus. 

Ihren Angehörigen wünschen wir Kraft und Mut für ein 
Leben ohne Ilse, in Gedanken bleibt sie weiter unter uns. 

DKP Gruppe Hamburg-Nord 
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Aufstehen 

gegen 


Kriegspolitik 
neuen Faschismus 
Sozialraub 


Kämpfen 

für Frieden 


Siegen 

13.00 Uhr 
13.30 Uhr 


internationale Solidarität 
soziale Gerechtigkeit 


Demo ab Siegerlandhalle 
Kundgebung und Maifeier 
am Rathaus 


Programm 

★ Sevim Dagdelen 

DIE LINKE, Mitglied des Bundestages 

★ Olaf Harms 

DKP, ver.di-Landesbezirksvorsitzender in Hamburg 

*R.E.D. Siegen 

★ Verlorene Jungs Düsseldorf 

★ Kurdische Musik und Tänze 
^Speisen und Getränke 

★ Infostände *Hüpfburg 

www.heraus-zum-roten-1-mai.de 



SteuenBerater Kanzlei 
Peter Mannherz 


■ ^tamphmen e ^ Q l2!SrT-mTl4^ 


www.stb-mannherz.de 


Ferienhaus 4 Personen mit Meerblick 

Pnto H'A7lir Noch frei: 25.6.-16.7 
UULC U r\L. U I elke.mehner@gmx.de 


Toskana, nah am Meer 

| WW . tun 

öktho-f im Olivenhain, 

weitet Blick, Stille; 
größt helle Zimmer, 
viele gute DOcher, 

Haus oder HaLschen; 
Kinderparadies* 



-\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Gemeinsam kämpfen 

gegen Krieg und für soziale Rechte! 

Das Sofortprogram der DKP 
Diskussion mit Patrik Köbele 
Samstag, 30. 4.16,19.00 Uhr 
Waldheim Clara-Zetkin 
Gorch-Fock-Straße 26, 

70619 Stuttgart 

.'i 

DK P dkp-stuttgart.org 

fluchtverursacher.blogsport.de 


* 

Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-N ationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Für ein Europa der Solidarität 
und Humanität 

mit Maite Mola (Vizepräsidentin der Partei der Europäi¬ 
schen Linken, Izquierda Unida, Spanien) 
außerdem dabei 

Cetin Oraner (Stadtrat, Stadtratsgruppe DIE LINKE), Pavlos 
Delkos (SYRIZA), Christine Kamm (MdL, B90/Die Grünen), 
Max van Beveren (Aktivist in Idomeni), Conrad Schuhler 
(isw) 

Bernd Köhler und Jan Lindqvist aus der Band „ewo2" 
mit dem Programm UNSER DIE WELT-TROTZ ALLEDEM 

30. April 2016,19 Uhr 
Kulturzentrum Neuperlach 
Hanns-Seidel-Platz 1, München 

Veranstalter: Europäische Linke in München 
unterstützt von: DKP München, SYRIZA München, 
marxistische linke Region München, Özgürlük ve Daya- 
nisma Almanya ÖDA, Sara Kurdische Frauengruppe Mün¬ 
chen, Verband der Studierenden aus Kurdistan YXK Mün¬ 
chen 


„Solidarität ist die Zärtlichkeit der Völker” 

Fest der Solidarität 

Freitag, 29. April 2016,19 Uhr 

AWO-Begegnungsstätte 
Frankfurter Straße 18, Braunschweig 

Mit: Bernd Köhler, Laurent Leroi 

mit dem Programm „Unser die Welt trotz alledem", 
leckerem Essen und Trinken, Musik zum Tanzen 

Es laden ein: 

DIE LINKE Braunschweig, DKP Braunschweig 


DKP / Karl-Liebknecht-Schule 
Am Stadtpark 68, 51373 Leverkusen 
Tel: 0214/45418, kls@karl-liebknecht-schule.org 
www.karl-liebknecht-schule.org 

Do., 26. Mai, bis So., 29. Mai 2016 

Einführungslehrgang: 

Die Grundlagen unserer Politik 
4 -tägige Grundlagenschulung 
(nicht nur) für Anfänger. 

Referent: Jürgen Lloyd 

• Marxistische Philosophie 

• Politische Ökonomie 

• die Lehre vom Klassenkampf 

• vor allem: Warum wir uns mit 
dieser Theorie beschäftigen 

• und wie wir sie in organisierte Politik 
umsetzen - unser Statut 

Um rechtzeitige (!) Anmeldung wird gebeten. 

Die Anreise kann bereits Mittwoch zwischen 17.00 und 22.00 
Uhr erfolgen. Beginn Donnerstag 10.30 Uhr. 

Ende Sonntag gegen 14.00 Uhr. 



»team revolution« 

T-Shirt, Schwarz 

Größen M-XXL 14,90 € 




»Gespenst des Kommunismus« 

Kapuzenpullover, 

Anthrazit oder Bordeauxrot 

Größen X$ - 3XL 24,90 € 

Textilien, Bücher, CDs und mehr: 

www.uzshop.de 

www.uzshop.de . E-Mail: info@unsere-zeit.de 
Tel: 0201 - 177889-23, Fax: -28 


if 

Unser Genosse 

Michael Meyer 

wird am 28. Mai 

60 Jahre 

Lieber Michael, 

deine Genossinnen und Genossen gratulieren ganz herzlich 
und wünschen Dir weiterhin Schaffenskraft, Gesundheit und 
Elan für alle Aufgaben, die Du dir noch gestellt hast. 

Was wäre die Kuba-Solidarität ohne Dich? 

DKP Schweinfurt-Haßberge/Kreis Unterfranken 
DKP Würzburg 
DKP Aschaffenburg 


„ Wer das erste Knopfloch verfehlt, 
kommt mit dem Zuknöpfen nicht zu Rande. “ 
J. W. von Goethe 


Unser Freund und Genosse 

Dr. Erich Meurer 

wurde am 27. April 80 Jahre alt. 

Als Kriegskind lernte er die Welt kennen und dann die 
lange bleierne Zeit der Adenauer-Ära, von der er sich wi¬ 
derborstig abgrenzte. Um „das erste Knopfloch nicht zu 
verfehlen" suchte er den Weg zu Literatur, Musik, Theater, 
begleitet von Fernweh und immer mit dem Wunsch, Neu¬ 
es zu entdecken. Fasziniert von „Gebautem", machte er 
die Architektur zu seinem Beruf. 

Die Kenntnis der Dialektik von Sein und Bewusstsein ließ 
das Verfehlen des Knopflochs gar nicht mehr zu. So war 
Erich einer der Mitbegründer des Aachener Friedensprei¬ 
ses. ln schwierigen Zeiten übernahm er den Vorsitz der 
Aachener Gruppe und organisierte nach vielen Jahren der 
Resignation wieder die ersten öffentlichen Auftritte der 
DKP in Aachen. 

Wir gratulieren ihm - dem großen Fan der SDAJ - 
von Herzen! 

DKP und SDAJ Aachen 



Unserem Genossen 


Hermann Lenke 

auch auf diesem Wege einen herzlichen Glückwunsch 
zu seinem Geburtstag am 2. Mai. 


Deine Genossen der Redaktion 
Z. Zeitschrift Marxistische Erneuerung 



fteZEfTEN 

Ferienlager I 6 


JUMP UP auf dem UZ - Pressefest: 

Lieder der internationalen und 
deutschen Arbeiterbewegung 

CDs und Sehüllplütten aus Frankreich, Türkei, 

Kurdistan, Italien, USA, Deutschland und mehr! 

Frisch eingetroffen: 

* Variaus: Bella Ciao - CD - aus Italien Eura 

* Ferhaf Tun£: Kobüni - CD - Euro 16,50 

* Värious; Refugecs Wekame- 

jeden Rassismus 
CD-Euro 16,00 
Düppel LP + CD * Sticker + 

CD Büüklef - Euro 26,50 

www.jump-up.de // info@jumpup.de 

Schdlplat+enversand Matthias Henk PF 11 04 47. 2S207 Bremen 
Tel /Fax- 04Z1/49SS535 (XB) 







Einzulösen an Ihrem Lieblingskiosk 

Gegen Vorlage dieses Gutscheins erhalte ich eine Ausgabe 
(Montag bis Freitag) der jungen Welt. Einzulösen bis: 31. Mai 2016 



Gültig in BRD, Österreich und Schweiz. 
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unsere zeit 


Grußwort von Konstantin Wecker für die Aktion „Büchel atomwaffenfrei“ 


Auf nach Büchel! 


Gemeinsam mit den kommunistischen Parteien aus den Niederlanden, Belgien 
und Luxemburg beteiligt sich die DKP an der 20-wöchigen Dauermahnwache in 
Büchel Die Protestaktion, die seit dem 26. März läuft, richtet sich gegen die La¬ 
gerung und Modernisierung der US-Atomwaffen auf dem Bundeswehrstützpunkt 
in Rheinland-Pfalz und dessen Funktion als Drehscheibe für den Krieg gegen 
Syrien. 

Die Dauermahnwache wird tageweise von verschiedenen Gruppen der Friedens¬ 
bewegung, darunter Gruppen der DFG-VK, des IPPNW und örtlichen Friedens¬ 
initiativen abgesichert. Die DKP übernimmt mit ihren Schwesterparteien die Zeit 
vom 25.-28. Mai. In diesen Tagen organisiert sie öffentlichkeitswirksame und 
Aktionen des zivilen Ungehorsams und zum Abschluss ihrer Präsenz ein Konzert 
am 28. Mai in Büchel. Hierzu hatten sie auch den Liedermacher Konstantin We¬ 
cker eingeladen. Er musste leider absagen, schickte uns aber folgende Worte zur 
Mobilisierung nach Büchel: 


Liebe Freunde, 

gerne unterstütze ich Eure Aktion in 
Büchel und die Mobilisierung dafür mit 
einem Grußwort. 

Dem Bulletin of the Atomic Scientists 
zufolge verfügen die USA über mehr als 
4700 aktive Atomsprengköpfe. Die U.S. 
Navy hat 14 atomgetriebene U-Boote mit 
Nuklearwaffen bestückt. 

Wenn auch nur eines von ihnen sei¬ 
ne 24 Trident-Raketen abschießen wür¬ 
de könnten damit alle Großstädte eines 
Landes dem Erdboden gleichgemacht 
werden. Millionen Menschen würden 
sterben, ein nuklearer Winter würde aus¬ 
brechen, der eine weltweite Hungerkata¬ 
strophe auslösen würde. 

Man stelle sich mal vor, Donald 
Trump wäre am Drücker! 

Aber dieses ungeheure Potential 
reicht den USA offenbar immer noch 
nicht aus. Nach Plänen der Obama-Re- 
gierung sollen in den nächsten 30 Jah¬ 
ren für die „Modernisierung“ des Nuk¬ 
learwaffenarsenals bis zu einer Billion 
Dollar ausgegeben werden. (Le Monde 
diplomatique) Als ob die Treffgenauig¬ 
keit einer Rakete, deren Sprengköpfe im 
Umkreis von 2 Kilometern jedes Leben 
auslöschen kann, noch irgendeine ab¬ 
schreckende Rolle spielen könnte. 

Wie erklärt sich dieser Drang, im¬ 
mer neue Atomwaffensysteme zu finan¬ 
zieren? 

Es ist die Gier der Atomwaffenindus¬ 
trie, und es geht um exorbitante Gewinne. 

Der Staat garantiert den Auftragneh¬ 
mern einen festgelegten Prozentsatz als 


Profit. Es können also auch Firmen, die 
schlechte Arbeit abliefern, kein Geld ver¬ 
lieren. 

Ist das die viel gepriesene menschli¬ 
che Vernunft, die auch in der Flüchtlings- 
debatte gegen die ach so naive Empathie 
ins Spiel gebracht wird? 

Oder ist das schlichtweg nur noch un¬ 
verhohlener Wahnsinn? 

Der kollektive Wahnsinn ist in der 
Geschichte des 20. Jahrhundert am deut¬ 
lichsten zu erkennen. 

„1914 brach der erste Weltkrieg aus. 
Grausame Vernichtungskriege ziehen 
sich durch die gesäte Menschheitsge¬ 
schichte, ebenso wie Sklaverei, Folter 
und zunehmende Gewaltbereitschaft aus 
religiösen und ideologischen Gründen“, 
schreibt Eckhart Tolle. 

Als der Krieg 1918 zu Ende war, 
blickte man auf 10 Millionen Tote und 
unzählige Verstümmelte und Verkrüp¬ 
pelte. „Nie zuvor hatte der menschliche 
Wahnsinn auf so sichtbare Weise eine so 
destruktive Wirkung entfaltet. Niemand 
ahnt, dass das erst der Anfang war.“ 

Wir wissen, was folgte. Bis zum Ende 
des Jahrhunderts sollte die Zahl der Men¬ 
schen, die durch die Hand von Mitmen¬ 
schen eines gewaltsamen Todes starben, 
auf über 100 Millionen Tote steigen. 

Hat die Menschheit daraus gelernt? 
Der Wahnsinn setzt sich fort. Unerbitt¬ 
lich. Gnadenlos. 

Bis auf wenige und wunderschö¬ 
ne Ausnahmen ist die Geschichte der 
Menschheit eine Geschichte des Wahn¬ 
sinns. 


Jedenfalls seit ungefähr 12 000 Jah¬ 
ren, seit der Besitz die Menschen kor¬ 
rumpierte. 

Wäre diese Geschichte der Mensch¬ 
heit der „klinische Zustandsbericht ei¬ 
nes einzelnen Menschen, müsste die 
Diagnose lauten: chronische paranoide 
Wahnvorstellungen, ein pathologischer 
Hang zu Mord und anderen Gewalt- 
und Gräueltaten gegenüber angeblichen 
,Feinden 4 - Projektion des eigenen Un¬ 
bewussten nach außen.“ (Tolle) Und doch 
können wir all dem Wahnsinn etwas ent¬ 
gegensetzen: 

Fantasie, Zärtlichkeit, ein neues Be¬ 
wusstsein voll Empathie und Ungehor¬ 
sam. 



Eine Revolution des Geistes und 
der Herzen, Widerstand gegen die Un¬ 
menschlichkeit, jeder auf seine Weise, in 
seinem Bereich, mit seinen Möglichkei¬ 
ten. 

Es sind die sogenannte „Eliten“ die 
von ihrem Ego nicht loslassen können, 
von ihrer materiellen Gier, ihrer Unfä¬ 
higkeit mit dem Herzen zu denken, und 
all diejenigen, die sich von ihnen nur allzu 
gern manipulieren lassen. 

Weigern wir uns, ein Teil dieses geis¬ 
teskranken Systems zu sein und uns wei¬ 
ter als Kanonenfutter dieser bewusst¬ 
seinslosen Egomanen verheizen zu las¬ 
sen. 

Miteinander und nur miteinander 
können wir diese Krankheit besiegen. 

Liebt Euch und widersteht! 

Konstantin Wecker 


UZ-Pressefest statt TTIP 

Das Pressefest-Tagebuch - 25. April 2016, 


Der DKP-Parteivorstand hatte Recht: 
Es war eine richtige Entscheidung, die 
Parteivorstandstagung nach Hanno¬ 
ver zu verlegen, um mit zehntausenden 
Menschen zusammen gegen die geplan¬ 
te „Wirtschafts-NATO“ TTIP auf die 
Straße zu gehen. Wie die Demonstrati¬ 
on in Berlin war auch die Demo in Han¬ 
nover eine klare Ansage: Gesellschaft¬ 
liche Mehrheiten wollen dieses „Frei¬ 
handelsabkommen“ zwischen der EU 
und den USA nicht, weil es nur einer 
kleinen Minderheit - den Eigentümern 
der Banken und Konzerne - nützt, um 


die Ausbeutung zu intensivieren. Und 
TTIP hat einen Zwillingsbruder: die 
NATO - TTIP ohne weitere imperia¬ 
listische Kriege zur Durchsetzung der 
ökonomischen Interessen der Monopo¬ 
le jenseits und diesseits des Atlantik ist 
nicht denkbar. 

Doch der Parteivorstand und über 
100 weitere Genossinnen und Genos¬ 
sen der DKP konnten auch für eine 
konkrete Alternative zu TTIP wer¬ 
ben: Das UZ-Pressefest - das ist näm¬ 
lich ein Fest des Friedens der Solida¬ 
rität. Dieses Fest - und nicht TTIP & 


NATO - braucht diese Zeit wirklich. 
Das sahen übrigens auch viele De- 
monstranntinnen und Demonstranten 
so, die in erster Linie erfreut das neue 
UZ-Extra zum UZ-Pressefest entgegen 
nahmen. Insgesamt über 2 000 verteil¬ 
te UZ-Ausgaben innerhalb kürzester 
Zeit beim Demoauftakt sprechen da 
eine eindeutige Sprache! Und sind ein 
Zeichen, dass Werbung für das UZ- 
Pressefest am kommenden Wochen¬ 
ende auf den l.-Mai-Veranstaltungen 
ein „Muss“ ist. 

Männe Grüß 


Termine@unsere-zeit.de 


FR ★ 29 . APR 


Essen: „Gemeinsam kämpfen - gemein¬ 
sam feiern!“ Maifaier der DKP Essen, u.a. 
präsentieren Achim Bigus und Frank Dar¬ 
guß Lieder der deutschen Arbeiterbewe¬ 
gung. Hoffnungstraße 18,19.30 Uhr (Ein- 
lass 18.30 Uhr.)_ 

Hanau: „Warum immer rückwärts, Leute? 
Endlich wieder mal voran!“ 1.-Mai-Ver¬ 
anstaltung der DKP Main-Kinzig mit Erich 
Schaffner und Georg Klemp. Reinhardskir- 
che, Hanau-Kesselstadt 19.30 Uhr._ 

Hamburg: Infostand der DKP-Gruppe 
Wandsbek mit Verteilung der UZ-Extra zum 
1. Mai. Eingang auf der Rückseite des Steils- 
hooper Einkaufzentrums, 16.00 Uhr. 


SA ★ 30 . APR 


Karlsruhe: Vormaifeier der DKP. Jürgen 
Lloyd, Leiter der Karl-Liebknecht-Schule 
spricht zum Thema „Antifaschistische Stra¬ 
tegien heute“, Politisches Kabarett mit „Kri¬ 
senstimmung“ . „Walhalla“, Augartenstraße 
27,17.00 Uhr._ 

Stuttgart: Demonstration gegen den AfD- 
Bundesparteitag, Lautenschlager Straße, 
gegenüber Stuttgart Hauptbahnhof, 13.00 
Uhr_ 

München: „Für ein Europa der Solidarität 
und Humanität“ Veranstaltung der „Eu¬ 
ropean Left“ in München mit Maite Mola, 
Vize-Präsidentin der Partei der Europäi¬ 
schen Linken, Izquierda Unida, Spanien so¬ 
wie Bernd Köhler und Jan Lindqvist aus der 
Band ewo2 mit dem Programm: „Unser die 
Welt - Trotz alledem“. Kulturzentrum Neu- 
perlach, Hanns-Seidel-Platz 1,19.00 Uhr. 

Stuttgart: „Gemeinsam kämpfen gegen 
Krieg und für soziale Rechte! Das Sofortpro¬ 
gramm der DKP.“ Diskussionsveranstaltung 
der DKP mit Patrik Köbele. Waldheim Clara- 
Zetkin, Gorch-Fock-Straße 26,19.00 Uhr. 


SO ★ 1 . MAI 


Siegen: „Aufstehen gegen Kriegspolitik, 
neuen Faschismus und Sozialraub. Kämp¬ 
fen für Frieden, internationale Solidarität 
und soziale Gerechtigkeit.“ Rote 1 .-Mai-De¬ 
monstration, Kundgebung und Maifeier u.a. 
Redebeiträge von Sevim Dagdelen (MdB 
„Die Linke“) und Olaf Harms (DKP, ver.di- 
Landesbezirksvorsitzender Hamburg). Demo 
ab Siegerlandhalle, 13.00 Uhr. Kundgebung 
und Maifeier, Rathaus, 13.30 Uhr. 

Stuttgart: Mairede von Patrik Köbele, Vor¬ 
sitzender der DKP Waldheim Clara Zetkin, 


Gorch-Fock-Straße 26,15.30 Uhr. 

Recklinghausen: „Jede Menge Pressefest¬ 
werbung“ , Infostand der DKP zur Eröffnung 
der Ruhrfestspiele. Helfer und auch Gäste 
sind gern gesehen! Zugang zum Festspiel¬ 
hügel, Dorstener Straße, 11.00 Uhr bis 18.00 
Uhr 

Schweinfurt: Infotisch der DKP bei der Mai¬ 
kundgebung am Georg-Wichtermann-Platz, 
ab 11.00 Uhr._ 

Schwerin: Kundgebung des DGB: Grunthal- 
platz, 10.00 Uhr. Demonstration ab Marien- 
platz, 10.00 Uhr. 

Rostock: Demonstration des DGB: Dobe- 
raner Platz, 10.00 Uhr. Anschließend Fest: 
Kastanienplatz, 11.30 Uhr. 


MO ★ 2 . MAI 


Hamburg: „Wir haben die Vision einer bes¬ 
seren Welt.“ Informations- und Diskussions¬ 
veranstaltung der DKP Gruppe Hamburg- 
Nord anlässlich der Befreiung von Faschis¬ 
mus und Krieg. Bürgerhaus Langenhorn, 
Tangstedter Landstraße 41,19.00 Uhr. 


Dl ★ 3 . MAI 


Recklinghausen: Gruppenabend der DKP. 
Ladenlokal Kellerstraße 7,19.30 Uhr. 


SO ★ 8. MAI 


Hof: Gedenken an den antifaschistischen 
Widerstand in Hof am Jahrestag der Befrei¬ 
ung vom Faschismus. Kranzniederlegung 
der WN-BdA Hof-Wunsiedel und der DKP 
Oberfranken an der Grabstätte von Hans 
Merker, Ewald Klein und Philipp Heller. 
Treffpunkt am Hofer Friedhof, unterer Ein¬ 
gang, Ecke Schleizer Straße/Plauener Stra- 
ße, 11.00 Uhr._ 

Bremen: Kundgebung der „Initiative Nord¬ 
bremer Bürger gegen den Krieg“ zum Tag 
der Befreiung vom Faschismus. Redebeitrag 
von Inge Höger (MdB Partei „Die Linke“), 
Kultur mit Frederick Langer.Gedenkstätte 
des KZ Bahrsplate in Blumenthal, 11.00 Uhr. 

Berlin: „Befreiungsfeier - Wer nicht fei¬ 
ert hat verloren! - Der Kampf geht wei¬ 
ter!“ Spreewaldplatz, Berlin-Kreuzberg, ab 
18.00 Uhr. 


Ml ★ 11 . MAI 


München: „Runter mit der Arbeitszeit!“ 
Diskussionsveranstaltung der DKP über die 
Lehren aus den Kämpfen um die 35-Stun- 
den-Woche. KommTreff, Holzapfelstraße 3, 
19.00 Uhr. 
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Die letzte Seite 
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... weil wir gern Akzente setzen wollen in der auf diesem Fest erlebbaren 
linken kulturellen Vielfalt 

... weil uns dort ein Publikum erwartet, das sehr aufmerksam zuhört und 

sich schnell hineindenkt in unsere Musik und unsere Texte 

... weil wir unbedingt wieder den Quijote-Fan-Club aus Castrop-Rauxel 

treffen wollen und viele andere Freunde 

Sabine Kühnrich und Ludwig Streng aus Chemnitz 

Sie kommen mit Renate Hundertmark (Kleines Welttheater Chemnitz) und Wolf¬ 
ram Hennig-Ruitz (Quijote) zum UZ-Pressefest 2016. 


Gedenken an das Massaker am Wenzelnberg 



Am 13. April 1945 wurden am Wenzelnberg in Langenfeld 71 Gefangene aus dem 
Zuchthaus Lüttringhausen, aus dem Gefängnis Wuppertal-Bendahl und aus dem 
Polizeigefängnis Wuppertal von Angehörigen der Gestapo, Kripo und der Schutz¬ 
polizei ermordet. Über 300 Menschen beteiligten sich an der diesjährigen Gedenk¬ 
feier, die gemeinsam von den Städten Langenfeld, Remscheid, Solingen, Wuppertal 
und Leverkusen ausgerichtet wurde, 


Der rote Kanal 


Die Abenteuer des Werner Holt, 

DDR 1964 

Der Spielfilm nach dem gleichnami¬ 
gen Roman von Dieter Noll ist einer 
der bekanntesten Antikriegs- und 
Antifa-Filme der DDR. Das Lexikon 
des internationalen Films schrieb: 
„Mit langen Rückblenden und sym¬ 
bolischen Bildmotiven operierende 
Romanverfilmung, die Erschütte¬ 
rung hervorruft und eindringlich vor 
falschen Idealen warnt. Außerdem ist 
der Film einfach spannend. 

Mo., 2.5., 23.55-2.40 Uhr, mdr 

Im Schatten des Gulag, D 2014 

In der Dokumentation erinnern sich 
acht Frauen und Männer an ihre 
Kindheit. Sie kamen fast alle in der 
Sowjetunion zur Welt. Ihre deut¬ 
schen Eltern waren zumeist vor dem 


Faschismus in die Sowjetunion geflo¬ 
hen. Vor allem in den 30er Jahren des 
vorigen Jahrhunderts wurden sie von 
ihren eigenen Genossen verfolgt und 
ermordet. 

Di., 3.5., 23.30-1.00 Uhr, rbb 

Verlust der Nacht, D 2016 

Auf der Erde wird es immer heller. 
Durch den Siegeszug der Glühbirne 
leuchten viele Regionen fast 24 Stun¬ 
den taghell. Doch zu viel Licht hat ne¬ 
gative Auswirkungen auf Menschen 
und Tiere, Wissenschaftler sprechen 
bereits von einer massiven Lichtver¬ 
schmutzung. Die Dokumentation 
geht dem Problem auf den Grund und 
präsentiert neueste Forschungsergeb¬ 
nisse zum Licht der Zukunft. 

Frei., 6.5., 21.45-22.35 Uhr, arte 


Berliner Kulturkostenexplosion 

Widerstand gegen „Öffentlich-Private Partnerschaft“ 


V or drei Jahren, am 23. April 2013, 
gab Hamburgs Bürgermeister 
Scholz die von den Bürgern zu 
tragende Verteuerung beim Bau des 
Prestigeproj ekts „Elbphilharmonie“ 
bekannt: 789 Millionen Euro anstelle 
der anfangs angegebenen 77 Millionen. 
Aus der stets intransparenten, aber all¬ 
mählich wieder salonfähig gerede¬ 
ten Öffentlich-Privaten Partnerschaft 
(ÖPP) resultieren bisher zehn Prozent 
Mehrkosten - statt der von privaten 
„Investoren“ versprochenen Einspa¬ 
rungen für den öffentlichen Haushalt 
der Hansestadt. 


20. Jahrhunderts nicht unter Einhal¬ 
tung des Kostenrahmens bauen.“ 

Das Museum des 20. Jahrhunderts 
(M 20) ist noch in der Planungsphase, 
also noch nicht in der Haushaltsabstim¬ 
mung und endgültigen Vertragsschlie- 
ßung. Das ist eine Chance für anlaufen¬ 
de GiB-Presseaktionen, für Versuche, 
Einfluss zu nehmen. Die „öffentlich- 
private Partnerschaft“, die Aktivisten 
kennen sie „aus dem ff“ von den nach 
sieben Jahren Kampf wieder in die öf¬ 
fentliche Hand überführten Berliner 
Wasserbetrieben, soll hier über 28 Jah¬ 
re laufen. Für die Bauphase sind etwas 


Die Bundestagsabgeordnete Lisa 
Paus und der Kulturpolitiker im Ab¬ 
geordnetenhaus Notker Schweikhardt 
beteiligten sich für die jeweiligen Frak¬ 
tionen ihrer Grünen-Partei am ersten 
Fototermin des entstehenden Bündnis¬ 
ses. Berlin benötige kein Baudebakel 
nach dem Modell der Elbphilharmonie. 
Als steuerpolitische Fraktionsspreche¬ 
rin stellte Lisa Paus das unsinnige ÖPP- 
Modell auch deshalb in Frage, weil der 
Haushaltsausschuss des Bundestags 
bereits 200 Millionen Euro für M 20 
genehmigt und die ersten 2,4 Millio¬ 
nen Euro freigegeben hat: „Es braucht 



*1^4 WHU» 


PPP 4 

| 7 | taiifrt ruüht 1 

für das 

Museum | 
I Moderne 


Foto: Franz 


22. April 2016: Diese Logik durch 
Ratenvergleich zugrunde gelegt, kä¬ 
men auf Berlin mit 3,7 Milliarden Euro 
anstelle von 358 Millionen weit explo¬ 
sivere Kosten zu. Nämlich wenn nach 
diesem profitscheffelnden Verfahren 
auch das 2021 fertigzustellende „Muse¬ 
um der Moderne“ - auf dem Kulturfo¬ 
rum an der Potsdamer Straße - gebaut 
wird. Gegen eine entsprechende Mo- 
dell-Favorisierung durch Kulturstaats¬ 
ministerin Monika Grütters (CDU) 
protestierte vor Ort und zu einem ge¬ 
zielten Datum der privatisierungskri¬ 
tische Verein „Gemeingut in Bürge¬ 
rinnenhand e.V.“ (GiB) zusammen mit 
Erstunterzeichnern für ein neu entste¬ 
hendes Bündnis aus Politik, Kultur, Ge¬ 
sellschaft und Medien. 

Privates Kapital in die Errichtung 
öffentlicher Institutionen „einzubin¬ 
den“ werde den Bau in jedem Fall teu¬ 
rer machen als konventionelle Verfah¬ 
ren. Denn die meisten ÖPP-Verträge 
enthalten geheime Gewinngarantien 
und erpressen, wie TTIP und CETA, 
mit Schiedsverfahren hinter verschlos¬ 
senen Türen. „Das Erpressungspoten¬ 
tial hegt bei denen, die diesen Vertrag 
bauseitig haben“, sagt Carl Waßmuth, 
Vorstand Gemeingut in Bürgerinnen¬ 
hand. „Doch die Kulturstaatsministe¬ 
rin redet das Bundesamt für Bauwesen 
und Raumordnung weiter schlecht und 
behauptet, es könne das Museum des 


mehr als zwei Jahre geplant. Carl Waß¬ 
muth: „Es geht darum, dass Bürgerin¬ 
nen und Bürger über dieses Kulturfo¬ 
rum sprechen, wissen, was hier gebaut, 
wie es gebaut wird, und wo wir die Gel¬ 
der einsetzen. Um darüber eine mehr¬ 
heitliche Verständigung zu erreichen, 
müssen wir jetzt dranbleiben, bevor es 
zu spät ist.“ 

Kürzlich hatte schon der Berliner 
Bund der Architekten in einem offenen 
Brief grundlegende Änderungen in der 
Ausschreibung für den Realisierungs- 
Wettbewerb des Museums in diesem 
lückenhaften urbanen und kulturellen 
Zentrum zwischen Neuer Nationalga¬ 
lerie und Philharmonie gefordert. Der 
Wettbewerb solle nicht an investoren¬ 
gesteuerte, qualitativ bedenkliche Vor¬ 
gaben eines ÖPP-Verfahrens gekop¬ 
pelt werden, sondern im Gegenteil die 
ernsthafte Möglichkeit der Entwick¬ 
lung eines übergeordneten städtebau¬ 
lichen Konzepts einschließen. Es gäbe 
keinen Anlass, die Qualität einer künf¬ 
tigen Architektur durch ein ÖPP-Ver¬ 
fahren zu riskieren und in Mitleiden¬ 
schaft zu ziehen. Um die Schenkungen 
der Privatsammlungen Marx, Marzona 
und Pietsch von Kunstwerken aus der 
zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts in 
Berlin öffentlich zugänglich zu machen, 
ist eine Ausstellungsfläche von 14 000 
Quadratmetern auf mehreren Etagen 
geplant. 


kein externes Geld. Die von Grütters 
eingeholte Wirtschaftlichkeitsstudie 
weist ganze sechs Prozent Einsparung 
gegenüber einer reinen Finanzierung 
durch die öffentliche Hand aus. Zum 
zweiten ist ÖPP falsch, weil es an dieser 
herausragenden, städtebaulich schwie¬ 
rigen Stelle Transparenz und Bürgerbe- 
teiligung verhindert.“ 

Dies ist Notker Schweikhardts 
aufklärender Arbeitsschwerpunkt ge¬ 
gen die Intransparenz, mit der dieser 
Prozess durch Grütters Kulturstaats¬ 
ministerium vorangetrieben wird. In 
den verbleibenden Monaten bis zur 
endgültigen Entscheidung im Dezem¬ 
ber 2016 will er den öffentlichen Dis¬ 
put fort- und ÖPP ad absurdum füh¬ 
ren. Den Realitäten angepasst solle 
um ein „bestmögliches Museum“ und 
um einen städtebaulichen Wettbewerb 
gerungen werden. „Man braucht ein¬ 
fach einen Platz, auf dem sich das öf¬ 
fentliche Leben abspielt. Die fehlende 
Sorgfalt und die Intransparenz, mit der 
hier verhandelt und versprochen wird, 
mit der Grundstücke getauscht und pri¬ 
vate Interessen durchgedrückt werden, 
haben Auswirkungen für die nächsten 
Jahrzehnte. Dafür, dass das Kulturfo¬ 
rum nicht als Ganzes gedacht, geplant 
und gepflegt wird, ist ÖPP jetzt schon 
der verzweifelte Versuch, einen Sün¬ 
denbock zu finden.“ 

Hilmar Franz 


ln letzter Sekunde doch angetreten ... 

Der Bonner Alleinvertretungsanspruch scheiterte bei der Europameisterschaft 1969 in Athen 


Dieser Tage wurde in Olympia traditi¬ 
onell das olympische Feuer entzündet. 
Ein riesiger Parabolspiegel verwandel¬ 
te die Sonnenstrahlen in die Flamme. 
Diesmal wird das Feuer 10 000 km im 
Flugzeug zurücklegen und 20 000 km 
von Fackelläufern durch Brasilien ge¬ 
tragen. Ein einziges Mal geriet diese 
Zeremonie in Gefahr - als die BRD 
den europäischen Leichtathletikver¬ 
band erpressen wollte und damit kläg¬ 
lich scheiterte. Da sich der bundesdeut¬ 
sche IOC-Präsident Thomas Bach beim 
Entzünden des Feuers 2016 in Olympia 
feiern ließ, kann der Chronist nicht da¬ 
rauf verzichten, daran zu erinnern ... 

★ 

In den sechziger Jahren war der renom¬ 
mierte DDR-Mittelstreckenläufer Jür¬ 
gen May in seinem Heimatland mit ei¬ 


ner Startsperre belegt worden, weil er 
einen DDR-Athleten überreden wollte, 
im Finale die Schuhe zu wechseln und 
damit auch die Firma, die sie hergestellt 
hatte. Die Europäische Föderation re¬ 
duzierte die Strafe, hielt sie aber für be¬ 
gründet. Jene Schuhfirma organisierte 
vermutlich durch einen gefälschten 
Pass seinen Wechsel in die BRD. 

Als es zu den nächsten Europameis¬ 
terschaften 1969 in Athen ging, nomi¬ 
nierte der Westverband ihn, obwohl 
seine Strafe noch nicht abgelaufen war. 
Bonn hatte diese Aktion unter dem As¬ 
pekt des Alleinvertretungsanspruchs 
gefordert und der Präsident des bun¬ 
desdeutschen Verbandes, der Arzt Dr. 
Danz, sie befolgt. In Athen berief sich 
der europäische Verband auf die Sper¬ 
re und ließ May nicht starten. 


Daraufhin geschah Folgendes: Zu 
einem in der Geschichte der interna¬ 
tionalen Leichtathletik beispiellosen 
Skandal kam es wenige Minuten nach 
der Eröffnung der Europameister¬ 
schaften, als die westdeutsche Mann¬ 
schaft mitteilte, dass sie an den Wett¬ 
kämpfen nicht teilnehmen werde. Dem 
waren hektische Stunden vorausgegan¬ 
gen. Mit der Drohung glaubte man, die 
IAAF erpressen zu können. „Das wa¬ 
gen die sich nicht“, ließen westdeut¬ 
sche Funktionäre verlauten, und die 
Bonner Regierung beeilte sich erklä¬ 
ren zu lassen, dass sie die IAAF-Ent- 
scheidung „bedaure“ womit die Hal¬ 
tung der Mannschaftsleitung In Athen 
von höchster Stelle nicht nur sanktio¬ 
niert, sondern noch bestärkt wurde, Die 
IAAF aber dachte nicht daran, sich er¬ 


pressen zu lassen, und selbst eine in 
letzter Minute zum IAAF-Präsidenten 
Marquess of Exeter entsandte „Dele¬ 
gation“ richtete nichts aus. 

Ich war damals in Athen und hat¬ 
te ein privates Gespräch mit dem Eu¬ 
ropapräsidenten der Leichtathleten, 
dem niederländischen Kohlegruben¬ 
besitzer Adriaan Paulen. Er sagte mir 
damals: „Wir haben Beschlüsse über 
den Verband der DDR gefasst, die oft 
die Grenzen überschritten. So haben 
wir sie zu einem Europapokal-Wett¬ 
kampf in Leipzig veranlasst, hinter dem 
Schild Ostdeutschland’ einzumarschie¬ 
ren. Wir waren ziemlich sicher, dass sie 
auf ,DDR’ bestehen würden, aber die 
Funktionäre hielten sich an unseren 
Beschluss. Nun werden wir also die 
BRD mit gutem Gewissen zwingen, 


sich an unsere Entscheidungen zu hal¬ 
ten!“ 

Um der Erpressung einen letzten 
Druck zu verleihen, erschienen west¬ 
deutsche Athleten vor Beginn der ers¬ 
ten Wettkämpfe nicht an den Stellplät¬ 
zen, was jedoch auf die IAAF-Oberen 
keinerlei Eindruck machte. 

In diesem Augenblick schaltete sich 
die griechische Regierung ein und kün¬ 
digte an, dass das olympische Feuer für 
die Spiele 1972 in München keinesfalls 
in Olympia entzündet würde. In letzter 
Sekunde entschloss sich der bundes¬ 
deutsche Verband, die Staffeln starten 
zu lassen. 

So durfte das Feuer, das in Mün¬ 
chen aufflammte, in Olympia entzün¬ 
det werden ... 

Klaus Huhn 































